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Der 36. Oſtpreußiſche Städtetag wurde am Donnerstag, den 23. Juni 1927, 
durch einen Begrüßungsabend in Fligges Garten eröffnet. 


Bürgermeiſter Lackner⸗Lyck: Herzlich willkommen in Lyck, meine Damen und 
Herren vom Städtetag! Die Hauptſtadt Maſurens iſt gerüſtet zu Ihrer Tagung. 
Wir freuen uns, in unſeren Mauern eine ſo ſtattliche Zahl Gäſte ſehen zu dürfen 
Wir freuen uns, daß fo viele Damen und Herren des Städtetages uns die Ehre 
geben, obwohl nicht für alle der Weg bequem war. Die Zahl der Teilnehmer iſt 
uns ein ſehr erfreulicher Beweis, daß das Intereſſe, das Sie alle an der Südoſtecke 
der Provinz nehmen, ein reges iſt. Und wir wollen Ihnen danken, indem wir Ihnen, 
ſo gut es unſere ſchwachen Kräfte vermögen, dieſe beiden Tage ſo angenehm wie 
möglich geſtalten. Nur die eine Bitte dürfen wir Ihnen allen vorlegen: Haben Sie 
die Güte, Ihre Anſprüche nicht zu hoch zu ſchrauben. Die geiſtige Arbeit, die morgen 
und übermorgen geleiſtet werden ſoll, ſteht auf einer erleſenen Höhe. Was wir an 
Uebrigem unſererſeits dazu tun, iſt nur der beſcheidene Ausdruck der Gaſtfreundſchaft, 
die wir Ihnen von ganzem Herzen ehrlich geben (Beifall). Mögen Sie darin, daß 
heute ſo viele nach Lyck und aus Lyck hierher gekommen ſind, um mit Ihnen zu— 
ſammen zu ſein, den Ausdruck der lebhaften Freude finden, daß Sie ſo zahlreich zu 
uns gekommen ſind. Ungefähr 250 war die Zahl der Anmeldungen. Wieviele ohne 
Anmeldungen gekommen ſind, kann ich heute nicht ſagen, vielleicht morgen. Wir 
werden uns alle Mühe geben, Ihnen dieſe beiden Tage recht angenehm und fröhlich 
zu geſtalten. Die Arbeit gedeiht am beſten, wenn ſie mit frohem Sinn begonnen 
und weitergeführt wird. Möge es uns gelingen, Ihnen zu zeigen — und des ſeien 
Sie ſicher — daß Sie uns beſonders liebe Gäſte ſind. In dieſem Sinne nochmals 
herzlich willkommen! (Beifall). 


Der Vorſitzende des Oſtpreußiſchen Städtetages, Oberbürgermeiſter Dr. Dr. h. c. 
Lohmeyer⸗Königsberg Pr., erwidert hierauf: Meine Damen und Herren! Für die 
liebenswürdigen warmherzigen Worte der Begrüßung, die Sie verehrter Herr Kollege 
Lackner ſoeben an uns gerichtet haben, darf ich Ihnen namens der Teilnehmer des 
Oſtpreußiſchen Städtetages herzlichen Dank ſagen. Wir ſind gern der Einladung der 
Stadt Lyck gefolgt. Es ift ja eine ſehr erfreuliche Gewohnheit des Oſtpreußiſchem 
Städtetages, daß er ſeine Tagungen wechſelnd an den verſchiedenen Orten der Provinz 
abhält. So ſind wir im Laufe der letzten Jahre vom Weſten nach dem Oſten, von 
Elbing, Marienburg, Raſtenburg, über Tilſit jetzt nach dem äußerſten Südoſten der 
Provinz gekommen. Wir freuen uns, daß gerade auch die hieſige Bürgerſchaft einen 
ſo regen Anteil an der Tagung des Oſtpreußiſchen Städtetages nimmt und danken 
Ihnen und der geſamten Bürgerſchaft beſonders herzlich für die liebenswürdige und 
gaſtfreundſchaftliche Aufnahme. Wir entnehmen daraus, daß wir Ihnen hier will⸗ 
kommen ſind, und Sie ſollen daraus, daß wir hierhergekommen ſind, das Bewußtſein 
entnehmen, daß wir uns, ob Oſt oder Weſt, ob Nord oder Süd, mit der Provinz 
verbunden fühlen zu einer einzigen Einheit: Oſtpreußen. ç 


Meine Damen und Herren! Wir leben hier unter ganz beſonders ſchweren 
Bedingungen. Durch den polniſchen Korridor ſind wir vom Mutterlande abgeſchnürt. 
Wir können die ſchwierige Lage, in der wir uns befinden, nur dann meiſtern, wenn 
wir alle hier in der Provinz einheitlich zuſammenſtehen und unſere Forderungen und 
Wünſche auf Hilfe und Unterſtützung gegenüber den Reichs- und Staatsbehörden 
einheitlich vertreten. Dieſes Einheitsbewußtſein kommt am beiten dadurch zum Aus— 
druck, daß wir hier in Lyck heute, morgen und übermorgen Vertretungen aller oſt— 
preußiſchen Städte haben. Ich hoffe und wünſche, daß der Oſtpreußiſche Städtetag 
das erfüllen wird, was bei ſeiner diesmaligen Tagung auf ihn geſetzt iſt, und 
insbeſondere die Vorträge, die wir morgen und übermorgen hören werden, uns 
reiche Belehrung bringen werden. In dieſem Sinne und aus dieſen Erwägungen 
heraus darf ich ſchon heute der Stadt Lyck für die liebenswürdige und herzliche Auf— 
nahme herzlich danken. Ich hoffe, daß der Oſtpreußiſche Städtetag einen guten 
Verlauf nehmen wird (Beifall). 


Erſter Verhandlungstag. 
Freitag, den 24. Juni 1927. 


Eröffnungsrede des Vorſitzenden, Oberbürgermeiſter Dr. Dr. h. c. Lohmeyer⸗ 
Königsberg Pr.: Ich eröffne den 36. Oſtpreußiſchen Städtetag und heiße Sie alle 
hier in Lyck herzlich willkommen. Mit beſonderer Freude begrüße ich unter den 
Ghrengäſten Herrn Präſidenten Dr. Mulert, der zum erſtenmal in ſeiner Eigenſchaft 
als Präſident des Deutſchen und Preußiſchen Städtetages unter uns in Oſtpreußen 
weilt. Herr Geſchäftsführer Dr. Haekel, der uns morgen durch einen Vortrag 
erfreuen wird, iſt erſt in der Lage, morgen hier zu erſcheinen. Meine Damen und 
Herren! Die beiden Herren von den großen Spitzenorganiſationen, dem Deutſchen 
und Preußiſchen Städtetag und dem Reichsſtädtebund, die Herren Dr. Mulert und 
Dr. Haekel, ſind beide Oſtpreußen. Es iſt mit ganz beſonderer Freude zu begrüßen, 
daß das oſtpreußiſche Element gerade durch die beiden hervorragenden Vertreter in 
den Spitzenorganiſationen zu einer ſolchen Ehre und Anerkennung gekommen iſt. 
Wir ſollen uns ſie als Mittler dienen laſſen durch die Beziehungen, die wir 
perſönlich zu dieſen Herren haben — gemeinſam mit den großen Spitzenverbänden 
die ſchwere Arbeit, die uns als Oſtpreußiſcher Städtetag obliegt, zu leiſten. 

Ich habe dann mit beſonderer Freude unter uns zu begrüßen den Vertreter des 
Herrn Oberpräſidenten, Herrn Vizepräſidenten Dr. Herbſt, der ja früher ſelbſt 
als Mitgliedsvertreter dem Oſtpreußiſchen Städtetag angehört hat und der ja immer 
warm für die Intereſſen der oſtpreußiſchen Städte eingetreten iſt. Herr Regierungs— 
präſident von Ruperti-Allenſtein ijt perſönlich unter uns, und wir danken Ihnen 
(zum Regierungspräſidenten von Ruperti gewandt) für die Anteilnahme, die Sie 
dadurch zum Ausdruck bringen. Dasſelbe gilt auch von Herrn Oberregierungsrat 
Dr. von Braumüller. Der Herr Landeshauptmann iſt perſönlich verhindert, 
an der Tagung teilzunehmen, und hat Herrn Landesrat Neumann gebeten, ihn 
zu vertreten. Ich darf Herrn Landesrat Neumann willkommen heißen. Zu unſerer 
Freude ijt auch unſer Ehrenmitglied Herr Oberbürgermeiſter Pohl! heute erſchienen 
in vollſter Friſche und Rüſtigkeit. Auch Sie (zu Oberbürgermeiſter Pohl gewandt) 
darf ich herzlich willkommen heißen. 

Meine Damen und Herren! Wir ſind hierher nach Lyck gegangen, weil wir 
damit die Verbundenheit von Nord und Süd, Oſt und Weſt — wie ich es geſtern 
ſchon betonte —, durch unſere Wandertagungen zum Ausdruck bringen wollen. Wir 
freuen uns, nachdem wir ſchon in Ortelsburg, in einem ſüdlichen Teil, zuſammen— 
gekommen waren, nun heute uns an den Schönheiten der Stadt Lyck und ihrer 
Gaſtfreundſchaft erfreuen zu können. 

In der letzten Zeit, meine Damen und Herren, ſind verſchiedentlich an uns aus 
dem Süden der Provinz Wünſche und Anregungen gekommen auf eine ſtärkere 
Beteiligung des ſüdlichen Teils der Provinz. Ich möchte deshalb in dieſem Zuſammen— 
hange jhon heute darauf hinweiſen, worüber wir uns morgen noch unterhalten werden, 
daß ſich der Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städtetages vorhin in ſeiner Sitzung 
ſchlüſſig geworden iſt, dem Oſtpreußiſchen Städtetag eine Vermehrung des Vorſtandes 
vorzuſchlagen durch zwei Herren — die endgültige Regelung kann erſt auf dem nächſten 
Oſtpreußiſchen Städtetag vorgenommen werden — und daß hierfür zwei Herren aus 
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dem ſüdlichen Teil der Provinz in Ausſicht genommen werden. Ich darf weiter 
darauf hinweiſen, daß wir morgen formal die Einladung der Stadt Allenſtein für 
die nächſtjährige Tagung zu erledigen haben, und ich werde morgen vorſchlagen, 
dieſer Einladung Folge zu leiſten, um zum Ausdruck zu bringen, daß wir den ſüdlichen 
Teil der Provinz ganz beſonders lieben und ſchätzen und daß wir auch das nächſte 
Jahr nach dem Süden der Provinz gehen wollen. 

Meine Damen und Herren! In dieſen Fragenkreis gehört noch ein Drittes. 
Wir haben vor kurzem es durchgeſetzt, daß im Anſchluß an die Ausführungen, die 
auf dem vorigen Oſtpreußiſchen Städtetag Herr Konſul Dr. Wiegand -Königs⸗ 
berg Pr. über die Fremdenwerbung gemacht hat, ein Verkehrsverband für ganz Ojt- 
preußen gebildet iſt, und ich erſehe daraus, daß es gelungen iſt, in dieſer Beziehung 
die ſämtlichen Verbände der verſchiedenen Regierungsbezirke zuſammenzuſchweißen zu 
einem einheitlichen Band, dem Ausdruck der Schickſalsgemeinſchaft, die uns alle 
verbindet. Ich hoffe und wünſche, daß dieſer Geiſt der Verbundenheit auch auf der 
36. Oſtpreußiſchen Städtetagstagung wirkſam ſein möchte, und heiße Sie alle, meine 
Damen und Herren, nochmals in Lyck herzlich willkommen, indem ich der Stadt Lyck 
und ihrem Oberhaupt nochmals den herzlichſten Dank für die liebenswürdige Auf— 
nahme und die Gaſtfreundſchaft, die uns in reichem Maße zuteil wird, ausſpreche. 
Der 36. Oſtpreußiſche Städtetag iſt eröffnet. (Beifall). 

Ich darf nunmehr dem Herrn Vizepräſidenten der Provinz Oſtpreußen das 
Wort erteilen. 

Vizepräſident Dr. Herbſt: Meine Damen und Herren! Im Namen des Herrn 
Oberpräſidenten der Provinz, gleichzeitig im Namen des Herrn Regierungspräſidenten 
von Allenſtein, der übrigen preußiſchen Staatsbehörden und der Provinzialverwaltung, 
dem Herrn Landeshauptmann, entbiete ich dem Oſtpreußiſchen Städtetag ein herzliches 
Willkommen und hoffe und wünſche ihm, daß ſeine Tagung in der Richtung verlaufen 
möge, die Herr Oberbürgermeiſter angedeutet hat, in der Richtung der innigen Schick— 
ſalsverbundenheit und des Zuſammenhangs der geſamten Provinz Oſtpreußen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Oberpräſident Siehr bedauert be— 
ſonders, daß er an dieſem Oſtpreußiſchen Städtetag in der Stadt Lyck nicht teilnehmen 
kann, weil er gern die Gelegenheit benutzt hätte, um nach außen hin feierlich vor den 
verſammelten Städte-Vertretern der Provinz zu bekunden, daß ihm die ganze Provinz, 
und gerade und ganz beſonders der ſo hart und ſchwer um ſeine Exiſtenz und um 
ſeine Zukunft ringende Süden der Provinz ans Herz gewachſen iſt, und daß die 
Bewohner des ſüdlichen Teils Oſtpreußens darauf rechnen können, nicht nur, daß ſie 
ſtets ein bereites und williges Ohr finden, ſondern daß er wirklich ihre Probleme, 
Nöte und Sorgen erkennt und ſich bemüht, ihre Lebensfragen der zweckmäßigſten und 
beſten Löſung zuzuführen und der Staatsregierung die Bedeutung dieſes Landesteils 
vor Augen zu führen. 

Meine Damen und Herren! Wenn Südoſtpreußen, ein Name, der, wie Sie 
wiſſen, in der Luft ſchwebt, wenn die ganze Provinz, die beſonders ſchwer kämpfen 
muß, ihre Probleme — wie ein Reichsminiſter geſagt hat: das deutſche Problem — 
löſen will, wenn ſie etwas durchſetzen will, ſich Gehör verſchaffen will in der Welt, 
im Vaterlande und den Zentralſtellen des Reichs und Preußens, ſo iſt eins nötig, 
das iſt abſolute Geſchloſſenheit. Nur eine Provinz, die innerlich und äußerlich 
geſchloſſen auftritt, hat Stoßkraft und vermag ihre Forderungen durchzuſetzen, vermag 
anderen zu ſagen, was ihr nottut, was ihr fehlt. Daß Kämpfe im Innern aus 
gefochten werden müſſen, daß verſchiedene Intereſſen ausgeglichen werden müſſen, 
das iſt ſelbſtverſtändlich. Dafür gibt es eine Menge Organiſationen, Veranſtaltungen 
und wirtſchaftliche Zuſammenſchlüſſe, es gibt dort Gelegenheit genug, unter vier 
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Augen und hinter geſchloſſenen Türen das zu tun, aber jobald der Wille der Provinz 
nach außen ſich manifeſtiert, jo muß er der geſchloſſene Wille fein. Ich möchte wünſchen, 
daß der Oſtpreußiſche Städtetag im Süden der Provinz nicht bloß Zeugnis ablegen 
werde von der Geſchloſſenheit in der Vertretung der Belange nach außen, ſondern 
daß er auch den inneren Willen ſtärken und befeſtigen möge. 


Noch eins, auf das ich kurz eingehen möchte. Die Tagesordnung gibt ein Bild, 
in welch umfangreicher und großzügiger Weiſe die Städte der Provinz arbeiten, wie 
kein Problem zu hoch und zu ſchwer iſt, um ſich mit ihm zu beſchäftigen. Auf eins 
möchte ich hier beſonders hinweiſen, und das geſchieht im Auftrage des Herrn Wohl— 
fahrtsminiſters, der uns beauftragt hat, bei jeder Gelegenheit die Oeffentlichkeit 
darauf aufmerkſam zu machen, wie wichtig die Fürſorge für die Geſundheitspflege iſt. 
Am zweiten Verhandlungstage werden Sie einen Vortrag über die kommunale 
geſundheitsfürſorgeriſche Tätigkeit entgegennehmen, und da möchte ich an folgendes 
erinnern. Erſte Fachleute ſind ſich darüber klar, daß in wenigen Jahren der Zeitpunkt 
heranrückt, in dem die Generation in das Arbeitsalter eintritt, die ganz beſonders 
unter den Schwierigkeiten der Kriegs- und Nachkriegszeiten gelitten hat und infolge— 
deſſen ein vermindertes Lebenskapital, ein vermindertes Kapital an körperlichen und 
vielleicht auch geiſtigen Kräften bekommen hat. Die Sachverſtändigen ſind ſich ernſtlich 
im Zweifel, ob dann, wenn dieſe Jahrgänge auf den Arbeitsmarkt treten, Deutſchland 
insgeſamt ſoviel Arbeitskraft aufbringen kann, daß es die Daweslaſten und ſeine 
finanziellen Verpflichtungen, die der Vertrag von Verſailles ihm auferlegt, erfüllen 
kann. Darum ſind alle Stellen — ich weiß, daß bei dem großzügigen Sinn der 
Kommunalverwaltungen dieſe Worte ein Echo finden werden — verpflichtet, mit 
allen Kräften dafür zu ſorgen, daß die Volksgeſundheit nach Möglichkeit gefördert 
wird. Ich hoffe, daß auch in dieſer Richtung vom Oſtpreußiſchen Städtetag hier in 
Lyck die Anregung hierzu und der Fortſchritt ausgehen möge. 

Ich faſſe meine Wünſche nochmals zuſammen, indem ich zum Ausdruck bringe, 
daß innere Geſchloſſenheit und äußerliche Einheit das Symbol des Oſtpreußiſchen 
Städtetages in Lyck ſein mögen. (Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Das Wort hat Herr Bürgermeiſter Lackner. 


Bürgermeiſter Lackner⸗Lyck: Sehr geehrte Damen und Herren! Geſtatten Sie 
mir namens der gaſtgebenden Stadt Ihnen ein herzliches Willkommen zu entbieten. 
Indem wir Sie mit Freude in unſeren Mauern willkommen heißen, möchten wir Lycker 
Ihnen durch meinen Mund herzlich danken, daß Sie in ſo großer Zahl gekommen 
ſind, gekommen, meine Damen und Herren, nach einem Teil der Provinz, der an 
Naturſchätzen nicht gerade beſonders reich iſt, gekommen nach einem Teil der Provinz, 
der ſchwer ringt um ſeine Exiſtenz und der ſich bewußt iſt, Südoſtpfeiler zu ſein hier 
gegen den Anſturm von draußen. Deswegen, meine Damen und Herren, ſind wir 
Lycker beſonders dankbar, daß die Staatsregierung uns ein ſo großes Intereſſe 
entgegenbringt. Wir möchten, gerade auch die geſamte Bevölkerung, beſonders aus— 
drücken, wie herzlich wir uns freuen, daß die Staatsregierung durch die Herren, deren 
Namen Sie eben gehört haben, hier vertreten iſt. Meine Damen und Herren! Unſer 
Dank für Ihr Erſcheinen gilt auch beſonders den beiden Herren, die aus Berlin zu 
uns gekommen ſind. Wir wiſſen die Ehre zu ſchätzen, daß die beiden Vertreter der 
Spitzenorganiſationen nach Oſtpreußen kommen und hier zum erſtenmal in Lyck 
erſcheinen. Seien Sie überzeugt, daß wir Ihnen gern, von Herzen gern, alles das 
geben, was Sie bei uns finden. Wir möchten wünſchen, daß ſowohl dieſe ernſte Arbeit 
wie die Stunden der Erholung in Lyd jo gefallen, daß Sie gelegentlich ſpäter gern 
an dieſe Tage zurückdenken. Wir Lycker aber wollen Ihnen für die Freude und Ehre, 
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die Sie uns erweiſen, danken, indem wir fejthalten an unſerem Willen, dieſe Südoſt— 
ecke immer ſtärker auszubauen zu einem Pfeiler deutſcher Kultur, deutſcher Gaſt— 
freundſchaft und feſter dauernder deutſcher Arbeit. (Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Das Wort hat Herr Präſident Dr. Mulert. 


Präſident des Deutſchen und des Preußiſchen Städtetages Dr. Dr. Mulert⸗ 
Berlin: Meine Damen und Herren! Unſer verehrter Herr Vorſitzender, Kollege 
Lohmeyer, hat ſoeben in ſo freundlichen Worten, für die ich ihm herzlich danke, 
auch auf die perſönliche Seite hingewieſen, die mein heutiger Beſuch bei Ihnen hat. 
In der Tat möchte auch ich es ausſprechen, daß es mir eine beſondere Freude geweſen 
iſt, hier heute an Ihrer Tagung teilnehmen und damit zum erſten Mal wieder, 
ſeitdem ich mein neues Amt angetreten habe, in meiner alten Heimatprovinz ſein zu 
können. In meiner alten Heimatprovinz, in der ich nicht nur ſo ſchöne Jahre der 
Jugend verlebt habe, mit der mich nicht nur zahlreiche Erinnerungen und perſönliche 
Freundſchaften verbinden, ſondern mit der mich auch gewichtige Aufgaben meiner 
jetzigen Tätigkeit dauernd in Berührung halten. Als ich geſtern früh, mit dem Nacht— 
zuge nach Königsberg gekommen, in Oſtpreußen anlangte, da iſt es mir beinahe wie 
den meiſten ergangen, die, ſei es zum erſten Male oder nach langer Zeit, hierher 
nach dem Often kommen. Mit Befriedigung, bei manchen mit gewiſſem Erſtaunen, 
ſtellt man feſt, daß Oſtpreußen nicht weiter von dem Reichsmittelpunkt entfernt iſt 
als die Rheinprovinz oder andere Landesteile, z. B. Süddeutſchland auch. Es iſt 
alſo nicht die räumliche Entfernung, wenn gelegentlich an anderen Stellen von dem 
entfernten Oſtpreußen geſprochen wird, vielmehr iſt es die innere Vorſtellung des 
einzelnen Menſchen, daß Oſtpreußen abgelegener ſei als andere Landesteile. Dieſe 
falſche Vorſtellung iſt dann wieder für viele das innere Hemmnis, Oſtpreußen in gleicher 
Weiſe aufzuſuchen, wie andere vielleicht noch entfernter gelegene Gebiete. Deshalb 
gilt es nach meiner Auffaſſung, zunächſt dieſe Einſtellung zu beſeitigen. Ich begrüße 
daher jede Veranſtaltung und Tagung, die geeignet ſein kann, aus den anderen Landes— 
teilen Männer und Frauen heranzuziehen, und ſie hier mit oſtpreußiſchen Verhältniſſen 
und oſtpreußiſcher Eigenart bekanntzumachen. Nichts iſt ſo geeignet, auch räumliche 
Entfernung zu überbrücken, als perſönlich ſich kennen und verſtehen lernen. 


Heute haben wir in Lyck unſere Tagung, in der äußerſten öſtlichen Stadt, die 
wir in unſerem Vaterlande haben. Etwa eine Woche ſpäter werden wir eine Vorſtands— 
ſitzung des Deutſchen Städtetages als letzte Sitzung vor der Sommerpauſe in Frei— 
burg i. Br., in Baden, abhalten. Freiburg iſt ungefähr die entfernteſte Stadt vom 
äußerſten Nordoſten zum weiteſten Südweſten. Sie können das Zuſammentreffen dieſer 
beiden Sitzungen, auf deren perſönlichen Beſuch — auch hier in Lyck — ich ganz 
beſonderen Wert gelegt habe, zugleich als eine Art Symbol anſehen für den inneren 
Zuſammenhang und die innere Verbundenheit auch der entfernteſten Glieder unſeres 
Landes. Nicht durch Zwang und äußere Vorſchriften laſſen ſich Menſchen und Dinge 
zuſammenhalten, ſondern durch das innere Gefühl der Zuſammengehörigkeit. Gerade 
darauf beruht ja auch unſere Organiſation, der Deutſche und der Preußiſche Städtetag. 
Dies zu ſtärken und zu feſtigen in gegenſeitiger Zuſammenarbeit, iſt eine der Haupt— 
aufgaben der Organiſation. Und dieſen Gedanken auch hier heute in Ihrem Kreiſe 
zum Ausdruck zu bringen, wenn ich Ihrer Tagung zugleich die beſten Wünſche des 
Deutſchen und des Preußiſchen Städtetages übermittle, iſt mir ein beſonderes Bedürfnis. 

Bei der großen, faſt könnte man ſagen, Ueberfülle von Tagungen aller Art 
iſt es von Zeit zu Zeit notwendig, ſich über die innere Berechtigung, den innerem 
Wert einer Tagung, an der man ſelbſt teilnimmt, klar zu werden. Gar manche Ver— 
anſtaltung wird alsdann ernſter Kritik nicht voll ſtandhalten können und ich verrate 
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fein Geheimnis, daß gerade der Vorſtand des Deutſchen und Preußiſchen Städte— 
tages ſich in ſeinen letzten Sitzungen aufs lebhafteſte mit der Frage der Einſchränkung, 
überflüſſiger Tagungen auf den verſchiedenſten Gebieten beſchäftigt hat. Wie ſteht 
es nun mit der heutigen Tagung? Anders als früher ſpielt ſich unſer öffentliches 
Leben ab. In ſtärkſtem Maße iſt es in allen ſeinen Teilen auf die Mitarbeit der 
breiteſten Schichten der Bevölkerung angewieſen. Gerade eine freiwillige vom inneren 
Gefühl der Zuſammengehörigkeit getragene Mitarbeit iſt das Wertvolle und Charak— 
teriſtiſche. Fragen wir uns nun, an welchen Stellen des öffentlichen Lebens dieſe 
Mitarbeit auf der breiteſten Grundlage und im allgemeinen Intereſſe gepflegt wird 
und am beſten zum Ausdruck kommt, ſo werden Sie mir, auch wenn man anderen 
privatwirtſchaftlichen Organiſationsformen durchaus gerecht wird, zuſtimmen, daß 
hier in erſter Linie die Gemeinden zu nennen ſind. Die einzelne Gemeinde allein 
kann dieſer Aufgabe nicht mehr gerecht werden; dazu ſind die Intereſſen zu groß und 
zu mannigfaltig. Die Zuſammenfaſſung in der einheitlichen Spitze, der mittleren und 
größeren Städte im Deutſchen Städtetag, der kleineren Städte im Reichsſtädtebund, 
mit dem wir in engſter Zuſammenarbeit leben, trägt dieſer Lage Rechnung. Es iſt 
aber ſelbſtverſtändlich, daß in den dort ſtattfindenden Vorſtandsſitzungen jeweilig nur 
ein kleiner Teil aus der unendlichen Zahl der Kollegen in Stadtverwaltung oder 
Stadtvertretung perſönlich mitwirken kann. Und auch die großen Tagungen, ſeien 
es die Jahresverſammlungen oder die nur alle drei Jahre einmal ſtattfindende Haupt— 
verſammlung, wie demnächſt im September in Magdeburg, bieten immer erſt einer 
beſchränkteren Zahl die Möglichkeit des perſönlichen Erſcheinens, Gedankenaustauſchs 
und Mitarbeit. Das iſt indeſſen zu wenig. Die Möglichkeit ſchriftlicher Verſtändigung 
kann die mündliche Ausſprache niemals erſetzen. Hier ſetzt der beſondere Wert der 
Provinzialſtädtetage und ihrer Jahrestagungen ein. Sie allein ermöglichen die An— 
weſenheit einer größeren Zahl kommunaler Vertreter auch aus den kleineren Städten 
aus Stadtverwaltung und Stadtvertretung. Sie ſind der richtige Ausdruck der auf 
der Mitarbeit breiteſter Schichten beruhenden kommunalen Selbſtverwaltung. Ihre 
Tagungen erſcheinen mir deshalb als ein unentbehrliches Glied kommunaler Arbeit 
überhaupt. 

Daneben haben Tagungen, wie die heutige, aber noch eine beſondere Bedeutung 
für die Geſamtorganiſation. Unſere Aufgabe in der Zentrale des Deutſchen Städte— 
tages iſt es, in ganz ähnlicher Weiſe, wie dies auch in den Miniſterien der Länder 
geſchieht, die einzelnen Probleme unter zuſammenfaſſenden Geſichtspunkten zu bearbeiten 
und gegenüber den mannigfachen Einflüſſen, die ſich in Verwaltung und Geſetzgebung 
von Jahr zu Jahr in zunehmendem Maße und in meiſt den Gemeinden entgegen— 
geſetzter Richtung geltend machen, die für die Geſunderhaltung kommunalen Weſens 
unerläßlichen Geſichtspunkte mit Nachdruck zu vertreten. Daneben haben wir indeſſen 
einen großen Vorteil vor der Arbeit jener ſtaatlichen Zentralſtellen voraus. Der 
bürokratiſche Apparat nötigt überall zu einem ſtarken und mannigfaltigen Unterbau, 
der ohne daß darin eine Kritik liegt zu einer Verlangſamung des Geſchäfts— 
ganges führen muß. Demgegenüber beruht der Wert einer Organiſation, wie des 
Deutſchen Städtetages oder des Reichsſtädtebundes, gerade in der Möglichkeit der 
ſtändigen und ſofortigen Fühlungnahme mit der Praxis ohne irgend welche Zwiſchen— 
inſtanz. In dieſer lebendigen Praxis ſehen wir die Hauptquelle unſerer Kraft. 
Ihrer Ausſchöpfung dienen unſere Ausſchüſſe auf den verſchiedenſten Gebieten. Doch 
darüber hinaus iſt weitere Verbindung und Fühlung notwendig und zweckmäßig. 
Dieſe bieten, wie kaum eine andere Einrichtung, die Tagungen der Provinzialſtädtetage. 
Gerade in unſerer Zeit kann man die Bedeutung und den Wert perſönlicher Ausſprache 
nicht hoch genug einſchätzen. Die Bedeutung und Wirkung iſt durchaus gegenſeitig. 
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Auf der einen Seite Unterrichtung über die große Zahl der Probleme der Gegenwart 
und Zukunft. Auf der anderen Seite Kennenlernen der tatſächlichen Verhältniſſe und 
der Auffaſſung der unmittelbaren Praxis. Aus ſolchem Zuſammengehen kann ſich 
wirklich fruchtbare Zuſammenarbeit für das Ganze entwickeln. 


So ſind wir in der Lage und tun dies auch mit vollem Bewußtſein, die maßgeblichen 
Reichs- und Landesbehörden, wie keine andere Stelle, über die kommunalen Ver— 
hältniſſe zu unterrichten. Denn immer noch ſehe ich einen der Hauptgründe für die 
mangelnde Berückſichtigung kommunaler Notwendigkeiten, über die wir namentlich 
in Geſetzen, aber auch in Verwaltungsmaßnahmen, noch ſo oft zu klagen haben, in der 
nicht genügenden Kenntnis kommunaler Verhältniſſe und kommunalen Weſens. Und 
doch iſt die Bedeutung der kommunalen Selbſtverwaltung für das 
Staatsganze in der Nachkriegszeit nicht nur nicht geſunken, ſondern außerordentlich 
gewachſen. Die Mitarbeit weiteſter Schichten der Bevölkerung in der kommunalen 
Arbeit, wie ſie durch das allgemeine Wahlrecht ermöglicht wird, iſt zugleich auch die 
beſte und wertvollſte Schule für eine ſpätere Mitarbeit in Land und Reich. Hier 
werden auch dem früher Abſeitsſtehenden Einblick und Kenntniſſe öffentlicher Ver— 
hältniſſe vermittelt. Die Mitarbeit erzieht zur Beurteilung praktiſcher Fragen unter 
allgemeinen, nicht unter Intereſſentengeſichtspunkten. Dieſe Heranziehung zur Mit— 
arbeit iſt aber zugleich ſtärkſte Heranziehung zum Ganzen ſelbſt. So hat die Mitarbeit 
in der Gemeinde zugleich eine aufbauende ſtaatspolitiſche Bedeutung für unſeren 
jungen republikaniſchen Staat. 


Nicht minder bedeutſam iſt dieſe Arbeit aber zugleich auch vom Standpunkt 
praktiſcher Verwaltungsreform. Eine wirkliche Vereinfachung und Beſchleunigung 
öffentlicher Verwaltungsarbeit kann — darüber iſt man ſich theoretiſch heute nahezu 
einig — nur dadurch erreicht werden, daß alle diejenigen Aufgaben, die in der örtlichen 
Inſtanz erledigt werden können, dorthin auch zur endgültigen Entſcheidung überwieſen 
werden. An die Stelle von Berichten ſollen in ſtärkerem Maße eigene Entſcheidungen 
treten. Diejenigen Stellen, denen dieſe Aufgabe in erſter Linie zufallen wird, 
werden die Gemeinden ſein. Ihr Aufgaben- und Arbeitskreis und ihre Bedeutung 
muß alſo bei verſtändiger Verwaltungsreform fortgeſetzt ſteigen. Eine lebendige 
Selbſtverwaltung erſcheint geradezu die notwendige Vorausſetzung jeder wirklichen 
Reform. Dieſe Probleme werden um ſo größere Bedeutung gewinnen, je mehr die 
Vereinheitlichung größerer Rechtsgebiete oder Verwaltungsaufgaben im Reiche durch— 
geführt wird. Denn jede Vereinheitlichung in einem größeren Gebiet, wie es das 
Reich im Verhältnis zu den einzelnen Ländern iſt, bedingt, wenn ſie nicht zu einer 
kähmenden Schematiſierung ausarten ſoll, zugleich größere Beweglichkeit an den 
örtlichen Stellen zur Berückſichtigung und Anpaſſung an die außerordentlichen ört— 
lichen Verſchiedenheiten. Eine ſelbſtverantwortliche Selbſtverwaltung iſt auch hierfür 
die Vorausſetzung. 


Aus einer ſolchen ſteigenden Bedeutung kommunalen Lebens erwächſt der 
Anſpruch auf erhöhte Rechte, erwächſt zugleich die Verpflichtung erhöhter Ver— 
antwortlichkeit. Die letztere iſt den Städten in vollem Maße zuteil geworden. Die 
Erfüllung der erſten ſteht leider in weitem Maße noch aus. Die ganze verwaltungs— 
rechtliche Entwicklung der Nachkriegszeit zeigt eigentlich die fortgeſetzte Auferlegung 
von neuen Verpflichtungen und Bindungen an die Gemeinden auf allen Gebieten 
lommunaler Arbeit überhaupt. Das weite Gebiet der Fürſorge, früher in vollem 
Umfange ein Gebiet freier Betätigung der Gemeinden, iſt heute in einen, bis ins 
Einzelnſte geregelten, Pflichtenkreis umgewandelt. Einſchränkungen auf dem Gebiet 
des Schulweſens, weitergehende Bindungen auf dem Gebiet der Polizei und ſchließlich 
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ſelbſt ſtarke Einſchränkungen kommunaler Selbſtverwaltung auf dem ureigenſten Gebiete 
kommunaler Beamtenbeſoldung zeigen ſich. Es ſoll nicht verkannt werden, daß die 
wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe in der Nachkriegszeit zu einzelnen dieſer 
Maßnahmen berechtigten Anlaß gegeben haben, keinesfalls aber zu der Geſamt— 
entwicklung. Heute iſt es an der Zeit, zu fragen, ob nicht auch vom Standpunkte 
derer, die dieſe Maßnahmen getroffen haben, bei den ſtabileren Verhältniſſen eine 
Aenderung wieder geboten iſt. 


Man darf auch nicht überſehen, daß dieſe Einzelregelungen von Reich und 
Ländern nicht nur die gemeindlichen Ausgaben in ſtarkem Maße erhöht haben, ohne 


daß die Gemeinden darauf einen Einfluß gewinnen konnten, ſondern auch die 


Gemeinden vielfach in Ausführung der Geſetze, z. B. auf dem Gebiete der ſozialen 
„Fürſorge zu wirtſchaftlicher Betätigung veranlaßt haben. Soweit Kritik aus wirt— 
ſchaftlichen Kreiſen ſich jetzt dagegen wendet, wird ſie ſich in erſter Linie gegen die 
Weranlaſſung richten müſſen. 


Es iſt indeſſen klar, daß bei dieſer Fülle der Aufgaben die Frage der Leiſtungs— 
fähigkeit einer Gemeinde heute eine weſentlich größere Rolle als früher ſpielt. In 
dieſem Zuſammenhang ſpielt die Frage der Gebietsabgrenzung und der Größe einer 
Gemeinde eine weſentliche Rolle. Die Abgrenzung des Gebiets der Gemeinden nach 
neuen wirtſchaftlichen Geſichtspunkten iſt eine Forderung, die namentlich im Weſten 
und in Induſtriegemeinden, in denen ſich die Verhältniſſe ſeit der Vorkriegszeit 
weſentlich verſchoben haben, ſtändig an Bedeutung gewinnt. Dieſe Fragen, die früher 
mehr einſeitig als Eingemeindungsfragen behandelt wurden, gewinnen im jetzigen 
Zuſammenhang eine unmittelbare ſtaatspolitiſche Bedeutung. Die Verminderung 
der Verwaltungskoſten im Falle richtiger Gebietsabgrenzung oder Zuſammenlegung 
wirkt ſich im gleichen Sinne der Rationaliſierung aus. Leiſtungsfähigkeit der einzelnen 
Gemeinde ſichert die Aufgabenerfüllung beſſer, als jede Dotation von dritter Seite. 
Richtige Gebietsabgrenzung bedeutet zugleich für die Entwicklung der Wirtſchaft 
weſentliche Erleichterung, vielfach erhebliche Förderung. Dieſer neuzeitlichen Ent— 
wicklung kann man nicht mehr mit früheren Maßſtäben und Schlagworten gerecht werden. 


unerfüllt ijt heute leider immer noch der Anſpruch der Gemeinden auf größere 
finanzielle Bewegungsfreiheit, die eigentlich die notwendige Vorausſetzung eines 
geſteigerten Pflichtenkreiſes wäre. Gewiß können hier eine Reihe Gründe für das 
Verſagen dieſer notwendigen Forderung angeführt werden. Die ſchwierigen wirt— 
ſchaftlichen und finanziellen Verhältniſſe im allgemeinen, der Einfluß beſtimmter 
Wirtſchaftskreiſe im beſonderen, haben ſich hier zweifellos zum Nachteil der Gemeinden 
ausgewirkt. Der weſentliche Grund ſcheint mir jedoch ſtaatspolitiſcher Natur zu ſein. 
Die Zuſtändigkeit zur Regelung von Gemeindeangelegenheiten iſt heute in ſtarkem 
Maße zwiſchen Reich und Ländern geteilt. Das gilt namentlich für das finanzielle 
und ſteuerliche Gebiet. So regelt das Reich die Einkommen-, Körperſchafts- und 
Umſatzſteuer, die Länder dagegen die Realſteuern, d. h. die Grundvermögens- und die 
Gewerbeſteuer ſowie im Weſentlichen die Hauszinsſteuer. Das Reich iſt für d 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer zuſtändig, die Länder für den Laſtenausgleich. So 
konnte es nicht ausbleiben, daß bald beim Reich, bald bei den Ländern einſeitige 
Regelungen einzelner Steuern vorgenommen wurden, ohne daß die Rückwirkung auf die 
anderen Steuergruppen und auf die Gemeinden als Ganzes ausreichend in Betracht 
gezogen wurden. Das Reich ſenkte eine Reihe wichtiger Steuern, die Einkommen-, 
Umjak-, Grunderwerbs- und indirekte Steuern. Die Ausgaben der Gemeinden, die 
zum größten Teil zwangsgebunden feſtliegen, erfuhren keine Aenderung. So mußten 
die einſeitig in Fortfall kommenden Einnahmen durch Erhöhung anderer Einnahme— 
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quellen, zum Teil der Realjteuern und der Werkstarife, wieder eingebracht werden. 
Daraus erwuchs das Beſtreben der Wirtſchaft, auch die Bewegungsfreiheit der 
Gemeinden hinſichtlich der Realſteuern noch weiter einzuſchränken. Eine wirkliche 
Beſſerung kann hier erſt eintreten, wenn eine ſo weitgehende Vereinheitlichung ſtatt— 
gefunden hat, daß eine Stelle nach Lage der Entwicklung wird hierfür nur das 
Reich in Frage kommen können — mit der Zuſtändigkeit zugleich auch die volle 
finanzielle Verantwortung für die Steuergeſetzgebung hinſichtlich der Gemeinden trägt. 


In dieſer Hinſicht ſind die neuen Steuergeſetze, die gerade jetzt vom Reid)s- 
finanzminiſterium vorgelegt werden, überaus intereſſant. Sie umfaſſen in einem 
Mantelgeſetz 

ein Grundſteuerrahmengeſetz, 

ein Gewerbeſteuerrahmengeſetz, 

ein Geſetz über die Gebäudeentſchuldungsſteuer und ſchließlich 
ein Steuervereinfachungs- und Steueranpaſſungsgeſetz, 


das mehr formelle Beſtimmungen enthält. Im Falle der Annahme dieſer Geſetz— 
entwürfe würde in der Tat die Zuſtändigkeit auf allen weſentlichen Steuergebieten 
auf das Reich übergehen, ein Schritt von außerordentlicher ſtaatsrechtlicher Bedeutung, 
zumal er in der praktiſchen Auswirkung vorausſichtlich noch weitere Maßnahmen in 
gleicher Richtung nach ſich ziehen müßte. Vorausſetzung für eine Zuſtimmung der 
deutſchen Städte zu einem ſolchen Vorgehen iſt aber die gleichzeitige Stärkung der 
finanziellen Selbſtändigkeit und Selbſtverantwortung der Gemeinden. Iſt dies ſchon 
zur Vermeidung der ſonſt eintretenden Schematiſierung unerläßlich, ſo erſcheint dieſe 
Forderung nunmehr auch unter dem Geſichtspunkt der ſyſtematiſchen Regelung, für die 
das Reich dann allein die Verantwortung übernommen hätte, notwendig zu ſein. 
Eine ſolche Regelung ſetzt zugleich Aenderung wichtiger Beſtimmungen des Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetzes voraus. Gewerbeſteuer und Grundvermögensſteuer laſſen ſich heute 
nicht mehr als Einzelgeſetze regeln. Es wird deshalb ernſtlich zu erwägen ſein, ob 
nicht ungeachtet mancher Vorzüge mit Rückſicht auf dieſe Bedenken die geſamte 
beabſichtigte Neuregelung bis zur endgültigen Erledigung des Finanzausgleichs wird 
verſchoben werden müſſen. 


Dies umſomehr, als die endgültigen Ergebniſſe der Finanzſtatiſtik über 
die Höhe der einzelnen Pflichtaufgaben der Gemeinden noch immer nicht vorliegen. 
Allerdings haben ſchon die vorläufigen Zuſammenſtellungen über die Einnahmen der 
Gemeinden für dieſe überaus intereſſantes Material ergeben. Sie haben insbeſondere 
Ausführungen, die der Deutſche Städtetag vor nahezu Jahresfriſt in ſeiner auch 
Ihnen bekannten Denkſchrift „Städte, Staat, Wirtſchaft“ auf Grund 
einer damals von ihm ſelbſt veranlaßten vorbereitenden Statiſtik gemacht hat, 
beſtätigt. Beſonders wichtig iſt hierbei auch heute noch die Tatſache, daß bei der 
bekannten Steigerung der ſteuerlichen Belaſtung der Wirtſchaft die Gemeinden im 
Verhältnis zu Reich und Ländern am geringſten beteiligt ſind. Die den Gemeinden 
insgeſamt zufließenden Steuern haben ſich, wenn man von dem lediglich für Wohn- 
zwecke reſervierten Anteil der Hauszinsſteuer abſieht, ſeit 1913 nur um etwa 75% 
gehoben gegenüber dem Mehrfachen in Reich und Ländern. Berüdjihtigt man 
hierbei die allgemeine Steigerung der Ausgaben durch die Erhöhung des Lebens- 
haltungsindex, ſowie die außerordentliche Steigerung der Fürſorgelaſten, die heute das 
Sechs- bis Achtfache, zuweilen ſelbſt das Zehnfache, der Vorkriegszeit ausmachen, 
ſo wird man ermeſſen, daß manche Gebiete kommunaler Betätigung gegenüber der 
Friedenszeit eine weſentliche Einſchränkung erfahren müſſen. Die Verſchiebung in dieſen 
Aufgaben klar zu legen, ijt Aufgabe der Reichsfinanzitatijtit. Auf die Urſachen dieſer 
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Verſchiebungen, die zum großen Teil auf Reichs- und Landesgeſetzen beruhen, in 
genügender Weiſe hinzuweiſen, wird alsdann unſere Arbeit ſein. Wenn dieſe Grund— 
lage vorliegt, wird der Augenblick zu einem ſyſtematiſchen Finanzausgleich 
gekommen ſein, der den Gemeinden die ihnen fehlende Bewegungsfreiheit wiedergibt. 
Freilich auch dann wird die Geſetzgebung dieſen wichtigen Geſichtspunkten nur dann 
ausreichend Rechnung tragen, wenn ſie getragen werden von der Ueberzeugung der 
Richtigkeit und Notwendigkeit in den weiteſten Schichten der Bevölkerung. Große 
ſtaatspolitiſche Entſchlüſſe und Maßnahmen können heute nicht mehr, wie früher, 
allein durch die Initiative einzelner Regierungsſtellen erfolgen. Die Mitarbeit der 
geſamten Bevölkerung, insbeſondere der unmittelbar intereſſierten Kreiſe, auch 
außerhalb der geſetzgebenden Körperſchaften, iſt dabei unerläßlich. Erkenntnis der 
Zuſammenhänge iſt hierfür erſte Vorausſetzung. Möge die heutige Tagung und 
vielleicht auch meine eigenen Ausführungen etwas dazu beitragen, Ihnen allen einen 
ſicheren Einblick in die Zuſammenhänge dieſer großen ſchwebenden Fragen und damit 
die Unterlage für die gemeinſchaftliche Zuſammenarbeit an einer neuen Wieder— 
aufrichtung der Selbſtverwaltung zu geben. (Starker Beifall!) 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ihr reicher Beifall zu den Ausführungen 
der drei Herren Vorredner hat gezeigt, welchen Anklang ihre Ausführungen gefunden 
haben. Ich darf allen drei Herren nochmals den Dank ausſprechen, insbejondere 
Herrn Präſidenten Dr. Mulert für die intereſſanten wichtigen Darlegungen, die er 
uns in kurzen Strichen gemacht hat. 

Ich darf noch die Mitteilung nachholen, daß Herr Landrat Dr. Peters aus 
Lyck durch eine Tagung in Danzig verhindert ijt, jetzt hier zu ſein. Er wird aber im 
Laufe des Tages erſcheinen. Ich darf ſeinen Herrn Vertreter ebenfalls hier herzlich 
willkommen heißen. 

Es ſind bisher 158 Teilnehmer (eine Anzahl von Teilnehmern hat die Teil— 
nehmerkarte nicht abgegeben, ſo daß die Teilnehmerzahl erheblich höher iſt) feſtgeſtellt 
worden, ſo daß wir beſchlußfähig ſind. Ich darf dann in die Tagesordnung ein— 
treten und Herrn Stadtſchulrat Prof. Dr Stettiner das Wort zu ſeinem Vortrage 
erteilen. 


Aufgaben der Gemeinden auf dem Gebiete der Sport— 
und Turnpflege. 


Stadtſchulrat Prof. Dr. Stettiner⸗Königsberg Pr.: Meine verehrten Damen 
und Herren! Im vorigen Jahre erlaubte ich mir den Vortrag über Kultur und 
Theater vom Standpunkt der Städte mit einem Worte Schillers zu beginnen. Auch 
heute will ich am Anfang meiner Ausführungen den Dithyrambus Schillers auf die 
Kultur der Städte ſetzen: 

„Näher gerückt iſt der Menſch an den Menſchen. Enger wird um ihn, 
Reger erwacht, es umwälzt raſcher ſich in ihm die Welt. 

Sieh, da entbrennen in feurigem Kampf die eifernden Kräfte, 
Großes wirket ihr Streit, Größeres wirket ihr Bund. 

Tauſend Hände belebt ein Geiſt, hoch ſchläget in tauſend 
Brüſten, von einem Gefühl glühend, ein einziges Herz.“ 

So feiert Schiller die Gemeinſchaft der Bürger in Wirken und Werken, obwohl 
er, der Bewohner von Jena und Weimar, Weſen und Art der Großſtädte nur 
dichteriſch und divinatoriſch erſchaute. Er kannte noch nicht die Wundergebilde der 
modernen Städte, die Schöpfungen der Waſſerleitung, der Beleuchtung, der 
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Kanalijation, die Erleichterung des Straßenverkehrs auf gebahnten Wegen, die 
gewaltigen Leiſtungen in Schulgebäuden, in Theater und Muſeen. Und doch ſagte 
bereits Rouſſeau, der Zeitgenoſſe Schillers: „Die Städte ſind das Grab der 
Menſchheit“. Wer möchte ſich dem verſchließen, daß dieſen Werken der Bürger, ſo 
unvergleichlich ſie ſein mögen, Opfer gegenüberſtehn an Lebenskraft, an geiſtiger 
Friſche, an Geſundheit, an Ruhe, die durch nichts ausgeglichen werden können. 
Hohe Steinmaſſen verſperren Licht und Luft, ſind „Reihengräber“ der Kultur. 
Selbſt in mittleren und kleineren Städten haben viele nach des Tages Mühen und 
Arbeit zur Erholung kaum mehr übrig als die dunkle Kammer, in die kaum ein 
Sonnenſtrahl dringt. Da ſtellen fic) dann alle jene Begleiterſcheinungen der Berufs- 
arbeit ein, die Nervoſität, die wie ein Mehltau ſich auf alle Arbeit legt und jenes 
nervöſe Haſten, das in jedwede Tätigkeit eine Erregtheit bringt, das den Menſchen 
die Teilnahme am öffentlichen Leben erſchwert, verleidet und faſt unmöglich macht. 


Die verzehrenden Folgen der ſozialen Kämpfe, des wirtſchaftlichen Antagonismus 
fordern täglich „Menſchenopfer unerhört“. Vergeſſen wir nicht, daß der moderne 
Menſch in den Städten mehr und mehr Sklave des Berufes wird und ein Gleich— 
gewicht zwiſchen der zermürbenden und eintönigen Arbeit und dem Bedürfnis nach 
Erholung nur ſchwer findet, oft nicht einmal ſucht. Die Folge davon iſt vielfach, 
daß der Durchſchnittsmenſch am Feierabend das Geld für ſeine Erholung an Stätten 
anlegt, die ihm zweifelhafte und ſchädliche Genüſſe bringen. Uralt iſt die Forderung, 
dieſen feindlichen und vernichtenden Mächten gegenüber Gegenwirkungen zu ſchaffen 
und doch iſt ſie in Reich, Staat und Gemeinden erſt ſpät erkannt worden. Es iſt 
eine Binſenwahrheit, daß nur die wirkliche Pflege einer wahren Körperkultur eine 
Steigerung geiſtiger und phyſiſcher Arbeit ermöglicht. Und doch ſind auch die wirt— 
ſchaftlichen Kreiſe, die an der Steigerung der Arbeitsleiſtung auch im Intereſſe ihrer 
Unternehmungen ſtärkſten Anteil nehmen müßten, oft nur zu geneigt, weit mehr auf 
den Fortſchritt in der Technik in Hochöfen und Maſchinen, auf die Steigerung der 
Bodenſchätze zu ſehen, als auf das, was in ihren Mitarbeitern und bei ihnen ſelbſt 
geiſtige, ſittliche und phyſiſche Tatkraft wecken und ſteigern kann, die Erhaltung und 
Pflege der Geſundheit. 

Der verehrte Vizepräſident Dr. Herb ft begrüßte in der eben gehörten Anſprache, 
daß morgen die Geſundheitspflege hier ein Gegenſtand der Verhandlung ſein 
wird. Demgegenüber möchte ich die Bedeutung der Sport- und Turnpflege noch 
voranſtellen mit den Worten eines Propheten: „Die der Heilkunſt verwandte 
Gymnaſtik ſteht wichtiger da als die Heilkunſt, in demſelben Grad nämlich, als die 
Geſetzgebung der Rechtspflege voranſteht. Denn die Gymnaſtik ſoll die Heilkunde 
unnötig machen, ſodaß dieſe höchſtens nur für einen Notfall gebraucht wird“. Das 
ſchrieb kein Zeitgenoſſe, kein moderner Sportler, ſondern vor 2000 Jahren der 
Philoſoph Plato. Und doch fand man bis vor kurzem im Regiſter in vielen medi— 
ziniſchen Handbüchern kaum Leibesübungen, Sport oder Turnen aufgeführt. Nach 
Anſicht des Begründers der Hochſchule für Leibesübungen, Geheimrat Bier, brauchten 
bei einer großzügigen Körperſchulung die verheerenden Volksſeuchen, Tuberkuloſe 
und engliſche Krankheit kaum mehr vorhanden zu ſein und andere Krankheiten und 
Laſter könnten ſehr beſchränkt werden. Heute werden ſogar doſierte Leibesübungen 
als Medizin von Aerzten verordnet. 


Was geſchieht demgegenüber für Gymnaſtik und Sport, für Turnen und all jene 
vorbeugenden Leibesübungen? Ich erwähnte ſchon im vorigen Jahr, daß man täglich 
mit rund zwei Millionen Kinobeſuchern rechnet; darnach geht jeder Deutſche zehnmal 
ins Kino. Auch die Statiſtik von Krankenhaus und Uebungsſtätte für Sport und 


14 


Turnen iſt nicht gerade erfreulich. Wir haben in Deutſchland etwa 9000 Anſtalten 
und 197 Millionen Verpflegungstage, faßlicher ausgedrückt, bringt jeder Deutſche 
mehr als drei Tage im Jahre im Krankenhauſe zu. 

Wie ſteht es mit den Spielplätzen und Turnhallen? Wan nimmt an, daß für 
4000 Menſchen ein Spielplatz von 1 ha genügt, damit jeder drei Stunden dort in der 
Woche Leibesübungen halten kann. In Deutſchland gibt es aber nur 2170 ha für 
Spiel, Sport und Turnen eingerichtete Freiflächen. Es kann demnach jeder Deutſche 
drei Tage im Krankenhauſe zubringen, aber nur 22 Stunden im Jahre den 
Spielplatz benutzen. Man nimmt als Mindeſtmaß für eine Stadt eine Fläche von 
3 qm für den Kopf der Bevölkerung an, als ideale Forderung aber 5 qm. Es ſind 
nur ſehr, ſehr wenige Großſtädte wie Leipzig, Dresden, Mannheim, die dieſen 
Forderungen nahekommen. In Königsberg haben wir beiſpielsweiſe 1,49 qm Spiel— 
fläche zu Verfügung, und dies erſt nach weſentlichen Verbeſſerungen im letzten Jahrzehnt. 
Aehnlich ſteht es mit den Turnhallen. Man rechnet auf 1850 Einwohner etwa eine 
Turnhalle. In Elbing kamen vor etwa zehn Jahren auf eine Turnhalle 11443 Ein- 
wohner. Im Jahre 1925 daſelbſt nur 10558 Einwohner auf eine Turnhalle. 
In Königsberg ſind ähnliche ungünſtige Verhältniſſe. 

Die Urſache liegt gewiß in mannigfacher Not, in uralten Uebeln der engen Be— 
bauung, durch Spekulation, aber vor allem darin, daß man zuviel die Angelegenheit 
einem Liebhaberdezernenten überließ und zu wenig ſachliche und fachliche Beratung 
in den Stadtverwaltungen und zu ſpät oder zum Teil noch gar nicht vorſah. Die 
Dienſtſtelle oder das Stadtamt für Leibesübungen haben Kerſchenſteiner, Sickinger 
und vor allem neuerdings im Auftrage des Vorſtandes der Deutſchen Turnerſchaft 
der frühere Staatsminiſter Dominicus mit Nachdruck gefordert. Bei einer neuen 
Dienſtſtelle, einer neuen Organiſation, denkt man in Erinnerung an die Worte der 
Kriegszeit zunächſt an die üblichen Vermehrungen des Perſonals und Mobiliars mit 
Stenotypiſtinnen und Klubſeſſeln. Aber trotz aller Beklemmungen vor Ueber— 
organiſation bedarf es bei einer ſo bedeutungsvollen Aufgabe der Städte eines 
Stadtamtes oder einer Dienſtſtelle für Leibesübungen. Mit deutſcher Gründlichkeit hat 
man zunächſt die Frage erörtert, wer der Dezernent ſein ſoll. Dezernenten für 
Jugendämter, Geſundheitsämter, für die Schulverwaltung ſind dabei mehr oder 
weniger bedenklich vorgeſchlagen worden. Namentlich bei den Schulämtern hat man 
ziemlich ſcharf darauf hingewieſen,daß ſie auf dieſem Gebiete vielfach verſagt haben. 
Demgegenüber aber haben Männer, wie der Vorſitzende der Deutſchen Turnerſchaft, 
Berger und der Vorſitzende des Reichsausſchuſſes für Leibesübungen, Dominicus 
ſich dafür ausgeſprochen, das Dezernat dem ſtädtiſchen Leiter der Schulverwaltung 
zu übertragen. Bei der Geſamtheit der Verwaltung der Turnhallen, der Spiel— 
plätze, der Schwimmhallen, der Badeanſtalten und anderer öffentlicher Einrichtungen 
für Leibesübungen laufen eine Menge von Fäden bei ihm zuſammen, ſo daß eine 
Dezentraliſation Verzögerungen und auch leicht Reibungsflächen herbeiführt. Wer 
aber auch Dezernent ſein mag, er muß ſich bewußt ſein, daß er die Leibesübungen 
keineswegs auf die Schule oder auf die ſchulentlaſſene Jugend beſchränken darf, 
ſondern ſie der Geſamtheit der Bevölkerung in jedem Alter zugänglich machen muß. 
Außerdem muß er, und das iſt eine Hauptforderung, in Großſtädten hauptamtliche, 
in mittleren und kleinen Städten nebenamtliche Sachberater zur Verfügung haben. 
Dieſe Perſönlichkeit muß ein Mann von Organiſationsgabe, praktiſcher und theoretiſcher 
Vorbildung, ſchöpferiſcher Kraft und ſtarkem Willen ſein. Ihm liegt die Ueberwachung 
der ſtädtiſchen und der Vereinsſportarbeit ob. Er muß die rechte Verteilung der Turn— 
hallen vorbereiten, er muß Uebungsgelegenheiten im Winter für Eislauf und Rodeln 
ſchaffen, er muß koſtenloſe oder verbilligte Turngeräte zuführen, er muß auf dieſem 
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ganzen Gebiete Weg und Ziel weiſen. Darüber hinaus gibt es für ihn unbegrenzte 
Möglichkeiten. Ich verweiſe auf die im Auftrage des Vorſtandes der Deutſchen 
Turnerſchaft ſoeben herausgegebene Schrift von Dominicus: „Was können und 
ſollen die deutſchen Verwaltungsbehörden zur planmäßigen Förderung der Leibes— 
übungen tun?“, auf die Schrift von Oscar Hannen: „Das Stadtamt für Leibes- 
übungen“, Berlin, Weidmannſche Buchhandlung, herausgegeben 1922, und die ſoeben 
herausgegebene Monatsſchrift für die praktiſche Durchführung der Jugendpflege und 
der Leibesübungen bei Behörden, Verbänden und Ausſchüſſen: „Das Stadtamt für 
Leibesübungen“, Gebr. Müller, Verlagsanſtalt Kaſſel. 


Neben dem Dezernenten und dem Sachberater muß ein ſtädtiſcher Ausſchuß für 
Leibesübungen beſtehen. Es iſt eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob er an die Schul⸗ 
deputation, an die Geſundheitsdeputation angegliedert wird oder ſelbſtändig daſteht. 
In Königsberg ſetzt er ſich zuſammen aus vier Mitgliedern des Magiſtrats, ſechs von 
der Stadtverordnetenverſammlung gewählten Mitgliedern, drei vom Arbeiter-Sport— 
kartell und Mitgliedern verſchiedener Turnvereine, die vom Magiſtrat auf Vorſchlag 
gewählt werden. Die Grundlage des Vertrauens zu der ſtädtiſchen Turn- und Sport- 
politik muß auf politiſchem Gebiete völlig neutral ſein. 


Wie mit der Schulverwaltung, der Lehrerſchaft und den geſamten ſtädtiſchen 
und freien Stätten der Wohlfahrt muß auch, um das moderne Wort zu gebrauchen, 
eine Arbeitsgemeinſchaft mit den Geſundheitsämtern herbeigeführt werden. Im 
Geſundheitsamt wird bei uns auf Anregung des Stadtſchulamts eine ſportliche 
Beratung durch einen ſtädtiſchen Arzt ausgeführt. Dieſer Arzt unterſucht in ſeiner 
Sprechſtunde oder auf den Spielplätzen ſelbſt die Eignung der Jugendlichen zu den 
verſchiedenen Leibesübungen; er hält in den Vereinen und vor den Schulen Vorträge 
über die Zweckmäßigkeit der Leibesübungen und tritt warnend vor Ausſchreitungen 
im Training der Jugendlichen und Aelteren. Der Ausbau dieſer Beratungsſtelle 
bedarf noch beſonderer Fürſorge. 


Im Vordergrund der Arbeit ſteht für dieſe drei Gruppen Beſchaffung von 
Spielplätzen, Turnhallen, Badegelegenheit, von Anlagen für Waſſer⸗, Rad-, Renn⸗ 
und Autoſport. Wie groß hier das Arbeitsfeld iſt, wie unendlich ſtark das Intereſſe 
der Kommunen an vorſorglicher und weit ausſchauender Bodenpolitik war und ſein 
wird, das beweiſt einerſeits die keineswegs genügend beachtete Form der Umlegung 
von Flächen für gärtneriſche und Spielplatzanlagen, die in der lex Adickes ſchon ſeit 
Jahrzehnten geboten waren. Drohend ſtehen aber andererſeits die bevorſtehenden 
Geſetzesmaßnahmen des Städtebaus und der Spielplätze über den Häuptern der 
Stadtväter und Stadtmütter. Mit Hilfe von dieſen beſtehenden und der Verwirk— 
lichung nahen Beſtimmungen wird man die Spekulanten und ſo manchen ſtädtiſchen 
Dezernenten, der von ſeinen alten Bauplänen und Straßenzügen nicht laſſen will, 
wirkſam bekämpfen können. Auch die Dezernenten für Park- und Gartenanlagen 
müſſen manches Blumenbukett aufgeben, um Spielflächen Raum zu gewähren. Straßen, 
Höfe, Gartenanlagen geben der Jugend nicht Gelegenheit zu Springen und zu Jagen; 
darum müſſen bei der Anlage der Stadtbaupläne die Spielplätze in dichtbewohnten 
Vierteln der ſpielbedürftigen Jugend der Arbeiter und Angeſtellten angelegt werden. 
Auch verbilligte Straßenbahnfahrten können da manchen Fehler des Städtebaues 
älterer Zeit wieder gut machen. Königsberg gibt allen aktiven Sportlern und Turnern 
am Sonntag Vormittag ermäßigte Fahrkarten zu den Spiel- und Sportplätzen, auch 
muß die Stadt dafür ſorgen, daß durch Plakate in Schulen, an Anſchlagſäulen, durch 
Wegweiſer, durch Werbezüge alle erfahren, wo der Spielplatz, wo die Turnhalle, 
wo die Badegelegenheit, wo der Hafen zum Rudern und Segelſport zu finden iſt. 
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Vielfach ſteht man noch in ſtädtiſchen Körperſchaften auf dem Standpunkt, 
daß die Spielplätze und Turnhallen am leichteſten für Veranſtaltungen anderer Art, 
wie Demonſtrationen, Feldgottesdienſt oder gar Zirkus und Jahrmarkt, für Kaninchen— 
ausſtellungen und ſonſtige mit ihrem eigentlichen Zweck unvereinbare Veranſtaltungen 
gegeben werden können. Bei der Anlage der Spielplätze müſſen Architekt und 
Gartenbauer, Sportberater und nicht zuletzt auch der Arzt mitwirken. Das gilt 
noch mehr für die Turnhallen, da ja beim Spielplatz mehr und mehr die Raſenfläche 
ſiegreich das Feld erobert. Erwähnenswert iſt dabei, daß Nürnberg durch die 
produktive Arbeitsfürſorge Bekleidungen und Turnſchuhe für die Jugend zu billigen 
Preiſen herſtellen läßt. Dort hat man auf dieſe Weiſe 17000 Garnituren, beſtehend 
aus Schuhen, Hoſe und Hemd gefertigt; der Preis der Garnitur beträgt ungefähr 
1,50 RM. Was aber auch die öffentlichen Körperſchaften auf dieſem Gebiete leiſten, 
es verſchwindet gegenüber der unermeßlich gewaltigen Arbeit aller jener Vereine, 
die ſich im Turnen und Sport und ſonſtigen Leibesübungen in reinſtem Idealismus 
oft nach angeſtrengter Tagesarbeit am Feiertag betätigen. Mag auch hie und da 
Vereinsmeierei und ein bißchen Wichtigtuerei dabei unterlaufen, kein Wort des 
Lobes iſt für dieſen Vorpoſten und Vorkämpfer auf dieſem Gebiete zu viel. Auch 
die Stiftungsfeſte und Tanzvergnügen, wenn ſie nicht ausarten oder, wie es leider 
vorkommt, zu üppig und koſtſpielig ausgeſtaltet werden, ſind durch ihre werbende 
Kraft unentbehrlich und dürfen nicht durch hohe Luſtbarkeitsſteuern unmöglich gemacht 
werden. Die Stadt muß die Schaffung von Spielplätzen erleichtern; es kann 
dies durch Darlehn geſchehen, beſſer noch, nach den Erfahrungen vieler Städte, daß 
die Stadt ſelbſt die Herſtellung des Spielplatzes übernimmt, ihn ſachgemäß bearbeitet 
und dann durch eine nicht zu hohe Pacht einen Teil dieſer Koſten unter Verzinſung 
der aufgewandten Bauſumme wieder zurückerhält. Die Vereine werden durch ein 
Darlehn leicht zum Schuldenmachen verführt werden, während ſie imſtande ſind, 
die Pachtſumme leicht zu tragen. Bei der Hergabe von Spielplätzen der Stadt zu 
großen Veranſtaltungen, bei denen Eintrittsgelder erhoben werden, kann die Stadt 
einen kleinen Prozentſatz der Einnahmen für ſich verlangen. Auch bei der Verpachtung 
der Turnhallen muß erwogen werden, daß die Vereine nur geringe Pachtſummen 
zahlen können und ob die Schreibarbeit und das Einziehen der Gelder nicht mehr 
Koſten verurſacht als Geld einträgt. Vorbedingung iſt aber, daß der ſtädtiſche Gad: 
berater feſtſtellt, ob geturnt wird, ob der Sport auf vornehmer Grundlage veredelnd 
wirkt, ob nicht auf den Plätzen oder in den Hallen die Zeit mit Kleinigkeiten und 
Debatten vergeudet wird und ob die Führer und Vorturner leiſtungsfähig ſind. 


Bei allen dieſen Ausgaben und Arbeiten dürfen die Gemeinden und die Vereine 
die finanzielle Mitwirkung des Reiches und der Länder in Anſpruch 
nehmen, denn ſie erfüllen große nationale Aufgaben bei Unterſtützung und Pflege 
der Körperkultur nicht nur, weil die Wehrkraft des Volkes dadurch allein heute nach 
Wegfall der allgemeinen Wehrpflicht erwirkt, erhalten und geſteigert werden kann, 
ſondern weil auch das ſchwerſte Problem der Städte, die Vermehrung der Bevölkerung 
und die Förderung der Geſundheit auf dieſer Grundlage beruht. Dabei darf nicht 
verſchwiegen werden, daß das Reich auf dieſem Gebiet kaum nennenswerte, und der 
preußiſche Staat ebenfalls nur geringfügige Aufwendungen bringt, ſo dankenswert 
es auch iſt, daß in den letzten drei Jahren höhere Zuſchüſſe bewilligt ſind. Bekämpft 
werden muß aber eine mechaniſche Anwendung des Grundſatzes, daß Staat und 
Reich nur dann und nur ſo viel Beihilfe Vereinen gewähren wie die Gemeinde. Es 
führt das zu einer Härte den Vereinen gegenüber, die dann zurückſtehen, weil andere 
im gleichen Jahre bevorzugt wurden, oder es legt den Städten gewaltſam Koſten⸗ 
aufwand auf, obwohl ſie in den Jahren vorher größere Opfer für dieſe Vereine 
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gebracht haben und daher aus Billigkeitsgründen oder Sparmaßnahmen im laufenden 
Etatsjahr nichts tun können. 


Im Vordergrund der öffentlichen Erörterung ſteht die Frage der Teilnahme 
der Städte an dem Wettbewerb, am Rekord in Sport und Spiel. Gewiß iſt es nicht 
die Aufgabe der Städte, eine Ueberſchätzung der Bedeutung des Wettkampfes zu 
unterſtützen, aber man darf nicht vergeſſen, wer durch dieſe urgeſunden Regungen, 
die der Wettbewerb in Spiel und Kampf verurſacht, geſchädigt wird, der würde den 
weit größeren Lockungen der böſen Dämonen des Alkohols, des Kartenſpiels und 
von anderem zu ſchweigen, noch weniger widerſtehen können. 


Der Ausſchuß des Städtetages für Leibesübungen hat ſchon beſtimmte Grund⸗ 
ſätze aufgeſtellt für die Verteilung von Preiſen, die niemals den Gelderwerb oder 
geldliche Betätigung unterſtützen ſollen; Plaketten, künſtleriſche und kunſtgewerbliche 
Werke ſind in erſter Linie als Preiſe auszuwählen. Beſondere Meiſter ſollen nach 
Anhörung der Verbände, entweder bei gemeinſamer Feier oder beim Empfang im 
Rathaus angemeſſen geehrt werden. Theodor Mommſen ſagt, daß in der römiſchen 
Kaiſerzeit die griechiſchen Städte dem Wettbewerb, dem Agon, ein ſolches Intereſſe 
widmeten, als ob es ihre Aufgabe wäre, die beſten Ringkämpfer, Boxer und Fechter 
und nicht die beſten Bürger zu erziehen. Die Erfahrung warnt vor Uebertreibung. 
Auch hier wird es darauf ankommen, zwiſchen Athletik und Gymnaſtik, 
zwiſchen Handwerk und Kunſt die Grenze zu ziehen. Gerade deswegen bedürfen 
die Städte ſachkundigſter Beratung. Im neueſten Bericht des Reichsausſchuſſes für 
Leibesübungen erhalten die Städte verdientes Lob: „Die größte Stütze haben wir 
in den deutſchen Gemeindeverwaltungen, hier entſcheidet ſich das Schickſal des deutſchen 
Turn- und Sports und wie es ſcheint, zum Guten.“ Möge nicht Ueberſchätzung der 
Wettkämpfe oder überhebliche Kritik der Intellektuellen das große Ziel jeder echten 
Kultur der harmoniſchen Geſtaltung geiſtiger und körperlicher Kräfte und die Ganzheit 
der Entwicklung der wertvollen äußeren und inneren Lebenskräfte hemmen. Dann 
werden die Städte aus ſich ſelbſt wieder die ſchöpferiſchen Stätten der Kultur werden, 
im Sinne Schillers: 

„Tauſend Hände belebt ein Geiſt“. 
(Starker Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich danke für die überaus intereſſanten und 
beherzigenswerten Ausführungen und möchte vorſchlagen, die Leitſätze dem Vorſtande 
zur weiteren Durcharbeitung und Beſchlußfaſſung zu überweiſen. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 


Nachſtehende Leitſätze werden dem Vorſtand überwieſen. 


1. Beſtellung eines Magiſtratsmitgliedes als Dezernent für Leibesübungen. 
Am zwedmäßigiten wäre dazu der Dezernent der Schulverwaltung. 


2. Zur Bearbeitung der laufenden Angelegenheiten iſt bei der Stadtverwaltung 
eine Dienſtſtelle oder ein Amt für Leibesübungen nötig. Es empfiehlt ſich 
nicht die Zuſammenlegung mit dem Jugendamt. 

3. Als Fachberater für die Leibesübungen iſt ein beſonderer Stadtturnrat an— 
zuſtellen. Der Stadtturnrat iſt der Fachberater für Leibesübungen in allen 
Arten von Schulen, in Bau und Anlage von Turn-, Sport-, Spielplätzen 
und Bädern ſowie Vertreter der ſtädtiſchen Turnpolitik für die Vereine für 
Leibesübungen. In größeren Städten muß die Stelle des Stadtturnrats 
hauptamtlich ſein, in mittleren Städten kann ſie im Nebenamt verwaltet 
werden. 
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4. Es ijt ein beſonderer Ausſchuß für Leibesübungen unter dem Vorſitz des 
Dezernenten einzurichten. 

5. Die ſtädtiſche Fürſorge für Leibesübungen muß politiſch neutral ſein. 

6. Es müſſen regelmäßig von der Dienſtſtelle für Leibesübungen Lehrgänge 
zur Erweiterung und Vertiefung des Studiums der Leibesübungen für Lehrer, 
Sportärzte und Jugendleiter gehalten werden. 

7. Es muß eine ärztliche Beratungsſtelle für Leibesübungen errichtet werden, 
die den Schulen und Leibesübungen treibenden Vereinen unentgeltlich juz 
gänglich iſt. 

8. Es müſſen Turnhallen, Spiel-, Sportplätze und Schwimmbäder geſchaffen 
werden, die den Schulen und Leibesübungen treibenden Vereinen unentgeltlich 
zur Verfügung ſtehen. 

9. In allen Berufs⸗ und Fachſchulen muß verbindlicher Turnunterricht ein- 
geführt werden. 

10. Spielplätze ſind zu beſchaffen durch Erhaltung altüberkommener Freiflächen, 
durch Aufſtellung weitausſchauender Bebauungspläne, wenn möglich unter 
gleichzeitiger oder erzwungener Umlegung. 

11. Die Spielplätze ſind beſonders nahe bei Arbeitervierteln anzulegen. 

12. Die Errichtung eines Stadions ſoll erſt dann in Angriff genommen werden, 
wenn die nötige Anzahl von Spielplätzen vorhanden iſt. 

13. Für die Stiftung von Ehrenpreiſen, Verleihung von Urkunden, für den 
Empfang von Siegern nationaler und internationaler Wettkämpfe müſſen 
Grundſätze aufgeſtellt werden. 

14. Bei Verbandsveranſtaltungen darf ein gegenſeitiges Unterbieten der Städte 
durch Uebernahme von Riſikoprämien oder Ausfallbürgſchaften nicht jtatt- 
finden. 

15. Für die Unterjtügung von Sportvereinen durch die Städte, insbeſondere 
bei der Anlage von Plätzen, Turn- und Schwimmhallen und Bädern müſſen 
einheitliche Grundſätze aufgeſtellt werden. 

16. Da die Städte durch Förderung der Leibesübungen dem Staate obliegende 
Aufgaben übernehmen, müſſen Reich und Länder weit größere Summen als 
bisher den Städten für dieſen Zweck bereitſtellen. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Wir gehen über zum nächſten Punkt der 
Tagesordnung. Ich darf Herrn Stadtrat Beyſe bitten, das Wort zu ergreifen. 


Der Rundfunk — ein neuer Kulturfaktor der Oſtmark. 


Stadtrat Beyſe⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! In den wenigen 
Jahren des Beſtehens des Rundfunks iſt er derart in den Mittelpunkt des Intereſſes 
der einzelnen wie auch der Allgemeinheit gerückt, daß es ſich wohl rechtfertigen läßt, 
gelegentlich des Städtetages ſich mit ihm zu befaſſen, zumal eine ganze Reihe von 
Punkten allgemeiner Natur den Rundfunk mit der in den Kommunen zu leiſtenden 
Arbeit verbindet und, die Kommunen andererſeits verwaltungstechniſch ſich mit einer 
Anzahl von Fragen zu beſchäftigen haben, die mit dem Rundfunk zuſammen hängen. 

Die Entwicklung des Rundfunks grenzt ans Wunderbare. Daß in den etwa 
vier Jahren ſeit Einführung in Europa allein in unſerem Erdteil rund 30 Millionen 
Menſchen an angemeldeten Apparaten den Darbietungen lauſchen, die ihnen durch 
den Aether zugeſandt werden, wirft ein kurzes grelles Schlaglicht auf die bisherige 
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Entwicklung. Während in Europa noch kaum an die drahtloſe Sendung gedacht 
wurde, war ſchon Nordamerika im vollſten Radiotaumel begriffen. In England und 
den Nordiſchen Staaten faßte der Rundfunk auf unſerm Kontinent zuerſt feſten Fuß 
und erſt ein rundes Jahr ſpäter kam er nach Deutſchland. Zunächſt wurden auf 
Grund beſonderer poſtaliſcher Genehmigungen privatwirtſchaftlich aufgezogene Sende— 
geſellſchaften gegründet. Es waren dieſes die neun Sendegeſellſchaften Berlin, München, 
Hamburg, Frankfurt a. M., Leipzig, Münſter, Breslau, Stuttgart und Königsberg. 
Dieſe Sendegeſellſchaften ſind unter einer Dachgeſellſchaft, der Reichsrundfunkgeſellſchaft 
vereinigt, in der den maßgeblichen Einfluß die Deutſche Reichspoſt hat. Dieſe Reichs— 
rundfunkgeſellſchaft beſitzt von allen Sendegeſellſchaften die abſolute Mehrheit der 
Anteile, was für die einheitliche Weiterentwicklung des deutſchen Rundfunks von 
ausſchlaggebender Bedeutung iſt. Durch die zentrale Leitung ſeitens der Reichs— 
rundfunkgeſellſchaft iſt in wirtſchaftlicher Beziehung ein Finanzausgleich geſchaffen, 
der es allen Geſellſchaften ermöglicht, kulturelle und künſtleriſch feſtſtehende Programme 
zu bringen. Schwanken doch die Teilnehmerzahlen zwiſchen faſt 600 000 und noch 
nicht 50 000 bei den einzelnen Geſellſchaften. Zur Zeit find etwa 1750000 Teilnehmer 
dem Rundfunk in Deutſchland angeſchloſſen. Schon durch ihre geographiſche Lage 
in dem dünn bevölkerten Oſtpreußen bedingt iſt die Orag, unſer heimiſcher Sender in 
Königsberg, die an Hörerzahl kleinſte Sendeſtation. In dieſen Tagen konnte die 
Oſtmarken-Rundfunk-A.⸗G. auf ein dreijähriges Beſtehen zurückblicken. In dieſen drei 
Jahren iſt die Entwicklung ſtetig vorwärts gegangen. Die Programmgeſtaltung hat 
ſich weſentlich erweitern können. Im nächſten Winter werden regelmäßig auf Grund 
einer Intereſſengemeinſchaft mit der Königsberger Oper wöchentlich Opern und 
Operetten zur Uebertragung kommen. Auch die Königsberger Sinfoniekonzerte werden 
wieder, wie im vorigen Jahre, übernommen. Daneben laufen wöchentlich zwei große 
Orcheſterabende mit Orcheſterverſtärkung durch das Opern-Orcheſter. Das Sendeſpiel, 
ein heute noch ſtark umſtrittener Punkt in den Rundfunk-Programmen, wird wie 
bisher weiter gepflegt. Daneben gehen die Vorträge aus allen Gebieten des Wiſſens, 
der Belehrung und der Unterhaltung. Der Königsberg-Danziger Sender beſitzt heute 
ungefähr 44000 Teilnehmer. Es iſt mit einer erheblichen Steigerung im Laufe des 
nächſten Winters zu rechnen. Auch ſchon durch die Verteilung des Aktienbeſitzes, die 
anders geartet iſt wie in allen anderen Sendegeſellſchaften, ſteht die Orag den 
Kommunen näher. Iſt doch in Königsberg lediglich die Reichspoſt und — durch 
die Oſtmeſſe — die Stadt Königsberg Beſitzer der Aktien. Dies findet ſeinen Nieder— 
ſchlag darin, daß außer einigen anderen Aufſichtsratsmitgliedern, die der Stadt 
Königsberg nahe ſtehen, der Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer den Vorſitz im 
Aufſichtsrat führt. 

Ich habe meinen Vortrag genannt „Der Rundfunk — ein neuer Kulturfaktor 
der Oſtmark“. Wenn man über kulturelle Aufgaben des Rundfunks zu ſprechen hat, 
kann man vor der Frageſtellung leicht bange werden; denn ſeit Beſtehen des Rundfunks 
iſt über wenig Probleme und Fragen mehr geſchrieben und geſprochen worden als 
über ſeine kulturelle Miſſion, ja man kann ſagen, daß es kaum ein Wort gibt, das 
zum Rundfunk häufiger in Beziehung geſetzt wurde, als das Wort „Kultur“. Der 
Rundfunk als Kulturfaktor, ſein kulturelles Wollen, ſein kultureller Einfluß, die 
kulturelle Kriſe, ja endlich die kulturelle Schädigung durch den Rundfunk ſind alles 
gewohnte Klänge geworden, die man oft gehört und geleſen hat. Doch iſt dieſe 
wunderbare Erfindung ſchon längſt für die Millionenſchaft ihrer Anhänger zum 
Lebens- und zum Kulturbedürfnis geworden. Ich kann wohl kaum einen beſſeren 
Beweis für die Kulturaufgabe des Rundfunks in Deutſchland anführen als gerade 
den deutſchen Sender, der ſeinesgleichen nirgend in der Welt ſonſt hat. Denn das 
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muß wohl zugegeben werden, daß in allen anderen Rundfunkländern der Begriff 
Unterhaltungsmittel gegenüber den Möglichkeiten der Volksbildung überragt, und 
daß nur Deutſchland den Rundfunk zu einem Kulturinſtrument in des Wortes beſter 
Bedeutung entwickelt hat. Bei uns hat ſich die Kulturſendung des Rundfunks am 
einſchneidenſten offenbart, da in den Lebenskämpfen unſerer Zeit die koſtbarſten 
Güter eines Volkes, Kunſt und Literatur, ebenſo wie volkstümliche Wiſſenſchaft in 
Vergeſſenheit zu geraten drohten. In der wirtſchaftlichen Not, in der die über— 
wiegende Mehrzahl unſeres Volkes leben muß, iſt dem Rundfunk eine geradezu 
überragende Bedeutung zugefallen. Bis auf einen geringen Prozentſatz unſerer 
Bevölkerung iſt Deutſchland verarmt. Die große Mehrheit der berufstätigen Be— 
völkerung kann gerade das tägliche Leben friſten. Die große Gefahr beſteht vor 
allem darin, nun auch in geiſtiger und kultureller Hinſicht zu verarmen. Die Erhaltung 
des geiſtigen Niveaus eines Volkes erfordert die ſtändige Berührung und die ſtete 
Verbundenheit mit den kulturellen Gütern der Nation. Dies iſt aber nur möglich, 
wenn den Angehörigen der Nation über den Kreis der täglichen Berufspflichten hinaus 
zeitlich und wirtſchaftlich die Möglichkeit geboten iſt, geiſtige Werte zu pflegen. Vom 
Gelegenheitsarbeiter an bis in die weiteſten Schichten aller Berufsklaſſen fehlt es an 
dem „Mehr“, das zur Pflege kulturellen Lebens notwendig iſt. Das große Heer der 
Angeſtellten und Beamten mit ihren Familien und Angehörigen, die Maſſe der Werk— 
arbeiterſchaft kann gerade exiſtieren. Hier in der Bekämpfung der Gefahr der geiſtigen 
Proletariſierung unſeres geſamten Volkes liegt ſchon heute ſchlechterdings die Aufgabe 
des deutſchen Rundfunks. Dort wo die Mittel, wo die Möglichkeit zum Beſuche 
eines Theaters, einer Oper, oder eines guten Konzerts fehlen, erfüllt der Rundfunk, 
ſei es in welchem Programm, auch immer eine Kulturaufgabe. Selbſt ein ſogenannter 
„Bunter Abend“ birgt in ſich ein Stückchen Kultur. Auch die heitere Muſe, ſofern 
ſie von rein künſtleriſchen Sinnen geformt wurde, dient dem Geiſte eines Volkes, 
erhebt ihn über die Schwere des Alltags und gibt ihm neue ſeeliſche Kräfte. Auch 
der größte Rundfunkgegner wird die Tatſache nicht leugnen können, daß der deutſche 
Rundfunk ſeit ſeinem Beſtehen die Bevölkerung unſerer Klein- und Mittelſtädte, 
Dörfer, Güter und Forſthöfe mit einer Fülle von Meiſterwerken in Kunſt und 
Literatur, mit einer Fülle volkstümlichen Wiſſens vertraut gemacht hat, wie Jahr- 
hunderte vordem es nie gekonnt hätten. Auch dann nicht, als die größte Erfindung 
nächſt dem Rundfunk, die Buchdruckkunſt ihre Auswirkungen begann. Dem Rundfunk 
iſt als ſeine eigentliche große Aufgabe die Rolle des Vermittlers zugefallen. Eine 
Rundfunkkonzertübertragung wird einen Konzertbeſuch nie ganz erſetzen können, d. h. 
aber nicht, daß er kein Konzert übertragen ſoll. Im Gegenteil überall da, wo die 
Arbeit eines Senders dazu dient, zu vermitteln, kennen zu lernen, einerlei ob es ſich 
hierbei um Wiſſenſchaft, Literatur oder Muſik handelt, liegt ſein Betätigungsfeld. 

Hierin find auch ſeine Grenzen gegeben. Wenn er wiſſenſchaftliche Gebiete ver— 
mittelt, ſo iſt er ſich deſſen bewußt, daß er dann nicht die Lehre von Mund zu Ohr 
erſetzen kann. Wenn er Funkhochſchulen gründet, Fortbildungskurſe einrichtet, Unterricht 
erteilt, denkt er gar nicht daran, damit, um ein draſtiſches Beiſpiel zu geben, die 
Univerſität veröden laſſen zu wollen. Er kann und will nur anregen. Hierin liegt 
eine ſeiner Hauptaufgaben, in der Anregung. Er greift verſchiedene Gebiete heraus, 
die er als beſonders geeignet hält und veranlaßt den Hörer ſich ſelber nach Anhören 
damit zu beſchäftigen. Dieſe Einſtellung bringt ihn auch dazu, daß er nicht in den 
Fehler verfällt, ſich ſeinen Hörern, die abends von der Arbeit müde nach Hauſe 
kommen, als trockener Schulmeiſter aufzuſpielen. Hier kommt ſeine weitere Aufgabe, 
die der Unterhaltung. Der Rundfunk will und ſoll unterhalten. Es fragt ſich nur, 
was man unter Unterhaltung verſteht. So wie der körperliche Arbeiter nach des 
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Tages Mühe ſeine Erholung nicht nur in ruhigem Sitzen, ſondern auch im Sport 
findet, ſo kann auch der Geiſt, der am Tage angeſtrengt iſt, ausgeruht werden, auch 
wenn er ſich mit Höherem als mit Schlagern und Gaſſenhauern befaßt. Hier das 
richtige Maß zu finden, iſt die Kunſt des Programmleiters. Der Vergleich des 
Rundfunks mit der Buchdruckerkunſt beſteht zu recht. Auch bei der Buchdruckerkunſt 
handelt es ſich um die Erfindung eines Mediums, mit deſſen Hilfe geiſtige und 
künſtleriſche Darbietungen ſchnell verbreitet werden können. Aber wenn die Buch— 
druckerkunſt vor dem Rundfunk voraus hat, daß man ihre Produktion ſchwarz auf 
weiß beſitzt und getroſt nach Hauſe tragen kann, ſo hat der Rundfunk den Vorteil, 
nicht nur der noch ſchnelleren Verbreitungsmöglichkeit, ſondern vor allem den der 
lebendigen Vermittlung. Hier ſpricht ein Menſch zum andern, und das iſt die Grund— 
lage, auf der die höchſte und wichtigſte Wirkung des Rundfunks aufgebaut iſt. Auf 
der menſchlichen Verbindung zwiſchen dem, der am Sender ſteht, und dem, der zu 
Hauſe hört. Hier liegt die Wurzel zu dem erſtrebenswerten Endzweck des Rundfunks, 
zu einem Zuſammengehörigkeitsgefühl, zu einer Verbundenheitsidee der Millionen, 
die dem Rundfunk zuhören. 

Dieſes Verbundenheitsgefühl in unſerer abgetrennten Provinz mit der Geſamtheit 
des deutſchen Volkes jenjeits des polniſchen Korridors, aber auch jenſeits aller 
trennenden Grenzpfähle dauernd zu ſtärken und zu erhalten, iſt eine beſondere Auf— 
gabe unſeres Oſtmarken-Rundfunks. Alle die vielen Volksgenoſſen, die heute vom 
Mutterlande getrennt leben müſſen, werden ſtändig durch den Rundfunk ihrem Volks— 
tum erhalten. Was mit keinem irdiſchen Mittel ſonſt möglich iſt, die Aetherwellen, 
die keine politiſchen, keine geographiſchen Grenzen hemmen kann, vermögen es, das 
geiſtige Band zwiſchen dem Mutterlande und ſeinen in der Fremde lebenden Kindern 
zu jeder Minute neu zu ſchlingen. Eine Kultur iſt an eine Volksgemeinſchaft gebunden, 
deren Grenzen mit dem Sprachgebiet zuſammen fallen. Wir können von einer 
deutſchen Kultur ſprechen, die allen Stimmen deutſcher Zunge eigen iſt. Die innere 
enge Zuſammengehörigkeit aller derer, welche die deutſche Sprache ſprechen, ihnen 
ſelbſt zum Bewußtſein zu bringen, gehört nicht zuletzt zu den kulturellen Aufgaben 
des Rundfunks. Gerade hier in unſerer oſtpreußiſchen Grenzmark gilt es, gleichſam 
wie Leuchttürme an der heimiſchen Küſte, Klangtürme zu errichten, die berufen ſind, 
dem Volkstum in nächſter Berührung in einer ihr fremden Welt lebenden Volks— 
genoſſen durch Mutterſprache und Heimatklang die innige Verbindung mit den 
geiſtigen Schaffenszentren der deutſchen Welt zu erhalten. In dieſem Sinne ſucht 
unſer Oſtmarkenſender nach Maßgabe ſeiner Kräfte ſein Programm zu geſtalten, 
damit es ſeine doppelte Aufgabe erfülle, denen drinnen, auch ſoweit ſie bisher abſeits 
ſtanden, eine erhöhte lebendige Teilnahme zu ermöglichen am deutſchen kulturellen 
Leben, denen draußen aber eine Ahnung zu vermitteln von dem Kulturbeitrag, den 
das deutſche Volk auch in ſeiner materiellen Verarmung den Menſchheitsleiſtungen 
der Völker ſeinerſeits hinzuzufügen hat. Denn das hat der geiſtige Reichtum vor dem 
ſtofflichen voraus, daß er ſchenken kann, ohne ärmer zu werden. Und keines beſſeren 
Verteilungsmittels könnte der geiſtige Reichtum eines Volkes ſich bedienen als des 
Rundfunks, der die allverbindenden Aetherwellen zu Spendern reichſter geiſtiger Gaben 
macht. So iſt es die Kulturaufgabe unſeres Oſtmarkenſenders, täglich in die enge 
Heimat des oſtpreußiſchen Landes, wie in die weitere ganz Deutſchlands und dann 
noch weit über feine Grenzen hinaus Grüße an die ſprachverbundenen Kulturgenoſſen 
in aller Welt hinaus zu ſenden, Zeichen deutſchen Wirkens und Wollens an die 
ſprachfremden Vertreter anderer nationaler Kulturen. Unſer Oſtpreußen, hat man 
geſagt, iſt Deutſchlands letzte Kolonie, ſeitdem der Korridor uns vom Reiche trennt. 
Da überbrückt der Rundfunk dieſe trennenden Gebiete. Die Befreiungsfeier vor dem 
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Kölner Dom, die am 1. Februar 1926 übertragen wurde, ijt ein Höhepunkt der 
Verbundenheitsidee des deutſchen Rundfunks geworden. Als die Rheinglocke vom 
Kölner Dom jubelnd tönte, da haben wir auch in Oſtpreußen die grenzenloſe Freude 
der Menſchenmaſſen mit erleben können, die in Köln auf den Plätzen und Straßen 
das Deutſchlandlied begeiſtert anſtimmten. So brachte es der Rundfunk mit 
elementarer Kraft zum Bewußtſein, ein Volk, eine Not, eine Freiheit. 

Die oſtpreußiſchen Städte betrachten es als Ehrenaufgabe, die kulturellen 
Beſtrebungen in jeder Weiſe zu fördern. Mit vielen Unkoſten werden Theater unter— 
halten, werden Wandertheater herangezogen, werden Konzerte und andere künſtleriſche 
Darbietungen veranſtaltet. Aber auch dieſe kulturellen Beſtrebungen können nur 
einem kleinen Teil der Bevölkerung in ſeiner materiellen Not zugänglich gemacht 
werden. Wäre es nicht durchaus in Erwägung zu ziehen, durch tätige Mithilfe der 
Kommunen auch den ärmeren Volkskreiſen gute Kunſt und Unterhaltung durch den 
Rundfunk zugänglich zu machen? In einem Aktenſtück der Stadt Königsberg fand 
ich verſchiedene Anregungen über den Gemeinde-Rundfunk. Ein ſolcher Gemeinde— 
Rundfunk könnte den verſchiedenſten Zwecken dienen. Er könnte die Darbietungen 
der „Deutſchen Welle“ mit ihren mancherlei fachwiſſenſchaftlichen Vorträgen vermitteln. 
Er könnte Opern und Operetten einem breiteren Publikum zugänglich machen, die 
ſonſt niemals in ihrem Leben in die Lage kämen, dergleichen zu hören. Er könnte 
durch die Uebermittlung heiterer Unterhaltungsabende ſo manchem eine frohe Stunde 
bereiten, auch wenn er ſelbſt nicht in der Lage iſt, einen eigenen Rundfunkapparat 
ſich zu erwerben. Die Einrichtungskoſten eines lautſtarken hochwertigen Apparates 
ſind heute ſelbſt für die kleinſte Stadt tragbar. Die Unterhaltungskoſten ſind minimal. 
In meinen Leitſätzen habe ich noch mehrere Punkte angeführt, wodurch auf der einen 
Seite der Weiterverbreitung des Rundfunks durch Entgegenkommen der Kommunen 
geholfen, auf der anderen Seite aktiv fördernd durch die Kommunen vorgegangen 
werden kann. In manchen Städten herrſchen noch Beſtimmungen, die in techniſcher 
Beziehung die Anlage von Rundfunk behindern. So iſt im einzelnen die Anlage 
von Hochantennen nicht zu erſchweren. Straßenüberkreuzungen, die mit ihren dünnen 
Drähten in keiner Weiſe das Straßenbild gefährden, ſollten grundſätzlich geſtattet 
und nicht mit beſonderen Gebühren belegt werden. Ebenſo iſt auch in Sonderfällen 
das Befeſtigen der Antennengeſtänge auch auf ſtädtiſchen Gebäuden zu geſtatten. 
Ein weiterer Punkt, der den Genuß des Rundfunks bisweilen zu ſtören in der Lage 
iſt, ſind die Geräuſche der Straßenbahn. Es ſind bereits erprobte Verſuche angeſtellt 
worden, um durch Einbau von beſonderen Bügeln dieſe Störungen zu verhindern. 
Auch hier ſollten die Kommunen fördernd eingreifen. Die Städtiſchen Werke könnten 
weiterhin Beſtimmungen aufnehmen, wonach der rundfunkſtörende Betrieb elektriſcher 
Heilapparate lediglich auf die Zeiten verlegt werden ſollte, in denen die Haupt— 
darbietungen des Rundfunks nicht ſtattfinden. Schließlich ſollte jede ſtädtiſche Be— 
ſteuerung des Rundfunkempfangs grundſätzlich abgelehnt werden. Soweit mir bekannt, 
findet auch eine ſolche in Oſtpreußen nicht ſtatt. Dies waren die Punkte, in denen 
die Kommunen für die Verbreitung des Rundfunks bei ihren Bürgern ſorgen können. 
In aktiver Weiſe kann folgendes empfohlen werden: In ſtädtiſchen Schulen und 
Krankenhäuſern, Alters- und Pflegeheimen ſollten Rundfunkanlagen angelegt werden. 
Durch den Ueberſchuß der letzten Rundfunkredoute im Februar dieſes Jahres ijt es 
möglich geworden, für die Stadt Königsberg eine moderne Rundfunkanlage im 
Städtiſchen Krankenhauſe einzurichten, die einen Rundfunkempfang gewährleiſten ſoll 
für 400 Krankenbetten mit Kopfhörer und etwa 10 Lautſprecher für Verſammlungs— 
räume von Leichtkranken und Angeſtelltenperſonal. Eine größere Anzahl von 
caritativen Anſtalten Königsbergs wurde gleichfalls mit Rundfunkgerät ausgeſtattet. 
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Es genügen heute zur Verſorgung mit einzelnen Rundfunkapparaten bereits geringere 
Mittel. Und es dürften ſich hierfür ſicherlich freundliche Spender finden, wenn in 
geeigneter Weiſe Propaganda gemacht wird. Ebenſo gehört in jede Schule ein 
Rundfunkapparat. Beſondere Bedeutung läßt der Oſtmarken-Rundfunk ſeiner wöchent— 
lichen Rundfunkſchulſtunde zukommen, die vor allem auf dem flachen Lande, aber auch 
in einzelnen kleineren Provinzſtädten viel Anklang gefunden hat. Auf die Einrichtung 
von Nundfunkanlagen für die ſtädtiſche Beamtenſchaft zur Teilnahme an Vortrags— 
kurſen, vor allem ſolchen der „Deutſchen Welle“ Berlin, habe ich bereits vorhin hin— 
gewieſen, bei Erwähnung des Gemeinderundfunks. Schließlich ſollte allen ſtädtiſchen 
Beamten und Lehrern, die ſelbſt Vorträge im Rundfunk zu halten beabſichtigen, 
hierfür weitgehendſt Urlaub gewährt werden. 


Sie alle, meine Damen und Herren, haben die Leitſätze, die ich ihnen eben 
zum Schluß meines Vortrages auseinander geſetzt habe, ſchriftlich in Händen. Meine 
Bitte geht dahin, daß bei der ſicherlich großen kulturellen Bedeutung, die dem Rundfunk 
beizumeſſen iſt, dieſe Leitſätze vom Oſtpreußiſchen Städtetag angenommen werden. 
(Lebhafter Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich danke Herrn Stadtrat Beyſe für ſein 
Referat. Das Wort hat Herr Stadtſchulrat Prof. Dr. Stettiner. 


Stadtſchulrat Prof. Dr. Stettiner⸗Königsberg Pr. empfiehlt, den beſtehenden 
Lichtſpielbund zu unterſtützen, der gute Filme zu einem billigen Preiſe ſichert. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Das Wort wird weiter nicht gewünſcht. 
Ich ſtelle die Zuſtimmung zu dem Vortrage feſt. 
Nachſtehende 
Leitſätze 
werden dem Vorſtand als Material überwieſen: 


Auf Grund der kulturellen Bedeutung des Rundfunks iſt dieſer grundſätzlich 
ſeitens der Kommunalbehörden zu unterſtützen. 


1. Die Anlage von Hochantennen iſt nicht zu erſchweren, Straßenüberkreuzungen, 
Anbringen von Antennengeſtänge auf ſtädtiſchen Gebäuden iſt zu geſtatten 
ohne Erhebung beſonderer Gebühren. Vorbedingung bleibt vorſchriftsmäßige 
und möglichſt unauffällige Anbringung. 

2. Die ſtörenden Geräuſche der Straßenbahn ſind ſoweit wie möglich durch 
Einbau von beſonderen Bügeln zu vermindern. 

3. Die Städtiſchen Werke haben Beſtimmungen aufzunehmen, wonach der ſtörende 
Betrieb elektriſcher Heilapparate in den Hauptdarbietungszeiten des Rundfunks 
tunlichſt eingeſchränkt wird. 

4. Jede ſtädtiſche Beſteuerung für Rundfunkempfang iſt grundſätzlich abzulehnen. 

5. In ſtädtiſchen Schulen und Krankenhäuſern, Alters- und Pflegeheimen ſind 
Rundfunkanlagen anzulegen. 

6. Der Schuljugend iſt das Mithören der Schulfunkſtunde zu ermöglichen durch 
Beſchaffung von geeigneten Rundfunkapparaten. 

7. Die Einrichtung von Rundfunkanlagen für die ſtädtiſche Beamtenſchaft zur 
Teilnahme an Vortragskurſen, vor allem ſolche der „Deutſchen Welle“, 
Berlin, iſt zu fördern. 

8. Städtiſchen Beamten und Lehrern, die ſelbſt Vorträge im Rundfunk zu halten 
beabſichtigen, iſt weiteſtgehend Urlaub hierfür zu gewähren. 


24 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Wir kommen zum nächſten Punkt der Tages- 
ordnung. Das Wort hat Herr Stadtbaurat Maſt. 


Farbe im Stadtbild. 


Stadtbaurat Maſt⸗ Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! Seit einer 
Reihe von Jahren ſpielt die Frage der „Farbe im Stadtbild“ wieder eine bedeutende 
oder — wie ich vielleicht ſchon jagen darf — die ihr gebührende Rolle. Und wer 
etwa der Meinung iſt, daß es ſich bei dieſer Erſcheinung nur um eine vorübergehende 
Geſchmacks- oder Moderichtung handelt, der dürfte fic) in einem Irrtum befinden. 


Zu allen Zeiten hat die Farbe im Leben des Menſchen und in der Baukunſt 
eine große Rolle geſpielt. Der urälteſte Steinzeitmenſch ſchon zeichnete auf die 
Wände ſeiner Höhlenwohnung die Umriſſe ſeiner Jagdtiere und ſchmückte ſie farbig, 
oder er tünchte die Wände mit Kalkmilch und bemalte ſie mit Farben, die mit 
Kalkmilch gemiſcht waren — dieſe auch heute noch angewandte Kalktechnik hat alſo 
als älteſte Maltechnik ſchon ein recht ſtattliches Alter —; die Aegypter malten auf 
Gipsgrund, ſpäter auf Kalkmörtelgrund, der auch von den Griechen übernommen 
und von den Römern zur höchſten Blüte gebracht worden iſt. Wir lernen von 
Vitruv, welche Sorgfalt die Römer für die Herſtellung des beſten Malgrundes ver: 
wendeten, wir ſehen die bedeutendſten Künſtler ihrer Zeit mit den Entwürfen zu 
Faſſadenmalereien beſchäftigt, und wie zu allen Zeiten zu der höchſten Blüte der 
Baukunſt die der Farbe hinzukam, denn Form und Farbe bedingen einander! Und 
umgekehrt ſehen wir, daß mit dem Beginn induſtrieller Entwicklung und dem dadurch 
bedingten Verfall des Handwerks und der Kunſt im 19. Jahrhundert mit der 
Kriſis auf dem Gebiete der Baukunſt auch ein Erlöſchen der Farbigkeit eintrat. 
Die Induſtrie ſetzte an die Stelle echter Werkſtoffe billige Surrogate; mit Gips, 
Zement und Zink wurden reichgegliederte Faſſaden vorgetäuſcht, und dem Maler 
fiel die Aufgabe zu, die Surrogate zu verbergen und durch entſprechenden Anſtrich 
echte Werkſtoffe vorzutäuſchen. Bei ſolcher Talmikunſt mußte nicht nur Künſtlern 
und Handwerkern die Fähigkeit zu künſtleriſchem und farbigem Schaffen verloren 
gehen, ſondern auch dem Volke die Fähigkeit, Kunſt und Farbe zu empfinden. 


Wiederum iſt es aber auch kein Zufall, daß zu Ende des letzten Jahrhunderts, 
als an die Stelle des induſtriellen Surrogates allmählich die induſtrielle Wertarbeit 
trat, ſich auch die Beſtrebungen zur Wiedereinführung der Farbe in der Baukunſt 
wieder regten. So lenkte zu Ende des letzten Jahrhunderts Alfred Lichtwark, 
der Leiter der Hamburger Kunſthalle, die Aufmerkſamkeit auf die Farbe in der 
Baukunſt, indem er beſonders auf jene bäuerliche, farbige Bauweiſe hinwies, die 
mit der farbigen Bemalung der Fenſter, Läden und Türen als den wichtigſten 
Beſtandteilen der einfachen Architektur am zäheſten an der alten Ueberlieferung feſt— 
gehalten hat. Und auch in dieſem zähen Feſthalten der Landbevölkerung an der 
Freude an der Farbe ſehe ich keine Zufälligkeit, denn dem Menſchen iſt die Freude 
an der Farbe triebhaft angeboren. Man beobachte ein Kind, dem Buntpapier vor— 
gehalten wird, mit welcher Freude es nach dem grellſten und leuchtend bunteſten 
greift! Wir ſehen daraus: Schön t if für das Kind ſtets nur das Grelle, 
das leuchtend Bunte! Aehnlich empfindet der Gebirgler, der Dorfbewohner, 
der, noch fernab vom Fremdenſtrom, ſeine grellbunte Kleiderpracht zur Schau trägt, 
aber ſchon im Gegenſatz zu den ſtarken Kleiderfarben ſeiner Behauſung einen ſchlicht— 
farbigen Kalkanſtrich gibt. Wenn wir modernen Menſchen uns für die Erhaltung 
dieſer grell-bunten Trachten noch einſetzen, ſo doch nur aus beſonderen Gründen, 
und wir wollen ehrlich genug ſein zu ſagen, daß ſie uns nur dort erträglich ſind, 


25 


wo jie wirklich noch bodenſtändig ſind. Der moderne Menſch bringt eben jo viel 
bäuerlich-naives Empfinden nicht mehr auf und macht oder ſollte wenigſtens einen 
klaren Unterſchied machen zwiſchen Buntheit und Farbe. Wenn der Laie 
heute noch vielfach die Farbe ablehnt, ſo deshalb, weil ihn die grelle Buntheit der 
Reklame und der Schaufenſterauslagen immer wieder verwirrt und ihn zu keinem 
klaren Empfinden und Urteil kommen läßt. Und doch iſt die Arbeit jener Architekten, 
die vor 25—30 Jahren anfingen, an die alte Ueberlieferung wieder anzuknüpfen 
und ihren Werken wieder den Stempel der Farbigkeit aufzudrücken, nicht vergebens 
geweſen; ſie haben die Bewegung eingeleitet, die nach dem Kriege urplötzlich und 
urwüchſig wieder einſetzte: der Drang nach Farbe. Der Deutſche der Nach— 
kriegszeit mußte nach ſo viel Jahren der Entbehrung und Entſagung herausgeriſſen 
werden aus dem Grau ſeiner Umgebung und aus dem Aſchgrau ſeines Daſeins, 
und dazu war die Farbe als Ausdruck der Lebensbejahung und der Lebensfreude 
das rechte Mittel! So ſehe ich in der Farbenbewegung nicht nur ein Wiederanknüpfen 
an alte Ueberlieferung, nicht nur eine künſtleriſche Frage, ſondern eine Bewegung 
mit tieferem Sinn, die ich gleichſtellen möchte der Bewegung für Licht, Luft, 
Sport — dem Drange nach Sonne, Licht und Luft geſellt ſich der nach Farbe bei, 
und dieſer Drang iſt urgeſund — es iſt der Drang des Lebenswillens und der Lebens— 
bejahung. 

Die Frage: Iſt die Farben bewegung berechtigt? muß darnach 
bejaht werden. 

Welche Farben ſollen wir verwenden, wie und wo? 

Dieſe Frage birgt ein Dutzend anderer Fragen in ſich; ich kann ſie deshalb 
nicht erſchöpfend beantworten, zum Teil nur andeuten. 


Wie anders wirkt eine Marmorſtatue in der ſtrahlenden Sonne Italiens als 
unter dem grauen Himmel des Nordens — dort das lebhafte Spiel von Licht 
und Schatten, das Leuchten der Farben; hier wirkt die gleiche Statue faſt körperlos, 
Licht und Schatten ſind verwiſcht, die Farben ohne Leuchtkraft. Wie anders wirkt 
das antike Bauwerk in ſeinem Urſprungsland als das nachgeahmte antike Bauwerk 
unter der deutſchen Sonne! So ſehen wir ſchon, daß uns klimatiſche Gegen— 
ſätze zu unterſchiedlicher Behandlung auf dem Gebiete der Farbe zwingen. Dem 
ſonnigen Süden ſtehen mit helleren Farbtönen mehr farbige Möglichkeiten offen als 
uns im Norden, deſſen Farbenſkala ſich mehr auf die kräftigeren Farbtöne be— 
ſchränken muß. 


Bei dem Begriff „Farbe“ müſſen wir uns aber zunächſt einmal darüber klar 
ſein, daß man unter Farbe nicht nur den farbigen Ueberzug den Anſtrich — 
verſtehen darf, ſondern daß hierzu auch die Farbe als Weſensbeſtandteil des echten 
Bauſtoffes, d. h. die Farbe des gewachſenen oder gebrannten Steines gehört. Es 
iſt falſch zu ſagen: Farbe iſt eben Farbe, gleichgiltig, ob geſtrichen, ob gewachſen oder 
gebrannt. Der Unterſchied wird Ihnen ſofort klar, wenn Sie eine aus Ziegelſteinen 
gemauerte Fläche mit einer im Ziegelton geſtrichenen Fläche vergleichen: 
bei der Ziegelſteinfläche verbinden wir mit dem Gedanken des Farbtons ſofort den 
Gedanken des Ziegelſteins als Körper, als konſtruktives Element der Fläche — die 
geſtrichene Fläche aber gibt uns nur den Eindruck des körperloſen Farbenüberzuges. 
Aus dieſer Verſchiedenheit der farbigen Behandlung und ihren grundverſchiedenen 
Wirkungen ergibt ſich aber auch zwingend, daß die Architektur des farbigen Bauſtoffes 
grundverſchieden ſein muß von der Architektur des farbigen Anſtriches. Leider 
ſtehen aber noch recht viele „Auch-Architekten“ mit dieſer ſelbſtverſtändlichen Forderung 
auf dem Kriegsfuß, und noch häufiger wird außer acht gelaſſen, daß nur dort gute 
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Städtebilder entſtehen können, wo die farbige Behandlung einheitlich durchgeführt 
wird. Beide Farbmittel — der farbige Bauſtoff und der farbige Anſtrich — haben 
ihre Verwendungsberechtigung, niemals aber dürfen ſie in zuſammengehörenden Stadt— 
teilen in planloſem Durcheinander zur Anwendung kommen! Für den Norden und 
für Oſtpreußen würde ich den Ziegel- oder Klinkerbau dem Putzbau ſtets vorziehen; 
leider iſt aber der oſtpreußiſche Lehm faſt überall ſo ſtark kalkhaltig, daß kein wetter— 
und froſtbeſtändiger Verblendſtein oder gar ein Klinker daraus hergeſtellt werden 
kann. Für größere öffentliche Gebäude empfehle ich aber trotzdem die Verwendung 
von echten Bauſtoffen, denn die Transportkoſten ſpielen heute nicht mehr eine ſo 
große Rolle wie früher, und die geringen Unterhaltungskoſten von Bauten aus echten 
Bauſtofſen rechtfertigen im Laufe der Zeit die höheren Neubaukoſten — ich will 
Ihnen dabei gerne geſtehen, daß ich für Klinkerbauten und ſpeziell für den Olden— 
burger Handſtrichklinker eine beſondere Vorliebe habe, weil deſſen wundervolles 
Farbenſpiel vom hellſten Zinnoberrot bis Dunkelviolett von keinem anderen Bauſtoff 
erreicht wird. Da Werkſteine in Oſtpreußen nicht vorkommen, und ihre Verwendung 
ſich meiſt auf die Herſtellung von Fenſter- und Türumrahmungen beſchränken dürfte, 
ſo glaube ich hierauf nicht weiter eingehen zu ſollen, umſoweniger, als die Verwendung 
echter Bauſtoffe wegen der Höhe der Koſten leider immer nur ſelten möglich ſein wird. 

Ich möchte mich deshalb im Weiteren nur mit der farbigen Behandlung des 
Putzbaues beſchäftigen, wobei die Farbe dem Putz beigemiſcht oder auf den Putz 
als Anſtrich aufgetragen wird. Die Farbe als Anſtrichmittel gibt uns 
ganz außerordentliche Möglichkeiten, denn wir können ſie nicht nur bei neu zu 
ſchaffenden, ſondern auch bei beſtehenden alten Bauwerken anwenden! 

Wer Farbe anwenden will, muß — will er die Farbe nicht in Mißkredit 
bringen — dreierlei einer kritiſchen Prüfung unterziehen: 1. den Malgrund, d. h. den 
Putz, 2. das Bindemittel, und 3. den Farbkörper; denn die Farbe ſoll auch Beſtand 
haben. Es iſt unſinnig zu ſagen: es ſchadet nichts, wenn der Anſtrich nach einigen 
Jahren wieder erneuert werden muß, dadurch wird ja Arbeit geſchaffen; nein, auch 
von einem Anſtrich müſſen wir verlangen, daß er jahrzehntelang vorhält. Seien 
wir uns aber dabei von vornherein klar darüber, daß uns alle Fortſchritte der Chemie 
und Farbſtoffinduſtrie nicht in den Stand ſetzen, Malgrund und Farbe von gleicher 
Güte herzuſtellen wie ſie die Alten verwendet haben, weil eben alle unſere Errungen— 
ſchaften nicht die Technik der Alten erſetzen können, die uns leider verloren gegangen 
iſt oder, ſoweit ſie uns bekannt iſt, wegen ihrer Koſtſpieligkeit nicht angewendet wird. 
Von den Römern wiſſen wir, daß ſie ihren Mauerputz mit ſieben Bewürfen herſtellten: 
zuerſt einen Rauhputz, dann drei feinſandige Mörtelbewürfe und ſchließlich drei An— 
würfe mit grobgeſtoßenem, mittelfeinem und zuletzt mit feinſtem Marmorſand her— 
geſtellten Bewurf; die einzelnen Bewürfe wurden mit Hölzern geſchlagen und der 
letzte ſorgfältig geglättet. Darauf wurde dann der Freskoanſtrich oder das Fresko— 
gemälde mit Waſſerfarben aufgetragen. Der Kalk wurde mit Holz gebrannt und 
eingeſumpft und mußte mindeſtens drei Jahre alt ſein. Wir verwenden heute viel 
weniger Sorgfalt auf die Herſtellung unſeres Putzes: der Mörtel wird womöglich 
vom Mörtelwerk fertig bezogen, mit zwei Bewürfen angetragen, und dann wundern 
wir uns, wenn der Putz in einigen Jahren wieder herunterfällt! In einigen Gegenden 
wird aber auch noch etwas mehr Sorgfalt auf den Putz verwendet. Bei meinen 
Stuttgarter Bauten habe ich Kalkputz ſtets mit vier Bewürfen und mit alt ein— 
geſumpftem Kalk ausführen laſſen und des ſchnelleren Abbindens und Erhärtens 
wegen etwas Zement zugeſetzt. Die letzte Schicht erhielt einen Zementzuſatz 1: 10, 
ſie wurde ſo verrieben, daß die Striche des Reibebrettes ſichtbar blieben. Dieſen 
Kalk⸗Zementputz, der ſchon nach kurzer Zeit ſteinhart war und eine ſehr feine grau— 
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weiße Farbe hatte, ließ ich ſtets ohne Farbanſtrich. Ein jo gepußtes Haus, dazu 
grüne Fenſterläden, ein paar Verzierungen in den Fenſterbrüſtungen, über den 
Fenſterſtürzen und im Giebelfreieck in Sgraffitto in ſchwarz und rot, gibt immer ein 
friſches, farbenfrohes Bild. 

Einige Worte nebenbei über die Sgraffitto-Technik, die in der 
Renaiſſancezeit in hoher Blüte ſtand, und die auch heute noch in Süddeutſchland und 
Tirol vielfach angewendet wird. Wie erwähnt, wird die Putzfläche an beſonderen 
Stellen oder auch die ganze Anſichtsfläche mit zeichneriſchem Bildwerk geſchmückt; 
die Zeichnung wird mit einer Schablone auf die noch feuchte, letzte Putzſchicht auf- 
getragen und ausgekratzt, ſo daß die wenige Millimeter darunter liegende farbige 
Mörtelſchicht wieder zum Vorſchein kommt. Ich habe das bei meinen Bauten etwas 
einfacher und billiger gemacht, indem ich nur die Zeichnung 4—5 mm tief auskratzte 
und dann die vertiefte Fläche mit einer wetterbeſtändigen Farbe ſtrich — die Wirkung 
iſt dieſelbe wie bei der etwas ſchwierigeren echten Sgraffitto-Technik. 

Der Zement dient bei dem vorbenannten Kalk-Zementputz nicht nur der 
Erhärtung, ſondern er ſpielt gleichzeitig auch noch in gewiſſem Sinne die Rolle der 
Farbe, weil damit das allzu helle Gelbweiß des Kalkmörtels noch gebrochen wird. 

Daran anſchließend möchte ich gleich auf den Edelputz zu ſprechen kommen, 
weil auch bei dieſem der Putz, d. h. die oberſte Schicht des Putzes, der Farbträger 
iſt. Was an dieſem Putz „edel“ ſein ſoll, iſt mir noch nicht bekannt geworden; 
denn er iſt nichts anderes als ein Zementputz, dem ein Farbmittel beigeſetzt ijt. 
Friſch angetragen, ſehen mir die Edelputze zu geleckt aus, manche verblaſſen ſehr 
ſchnell und ſehen dann, beſonders wenn ſich noch der Straßenſtaub feſtgeſetzt hat, 
ſehr unanſehnlich aus, und ſie ſind mir beſonders neben Häuſern mit Kalffarb- oder 
ſonſtigen Wandanſtrichen unerträglich. Ueber Edelputz gehen die Anſichten weit aus— 
einander: ich ſelbſt werde Edelputz niemals verwenden; andere wieder ſind dafür 
begeiſtert. 

Nach dem farbigen Putz kommen wir dann zu den Farben, die auf den 
Malgrund geſtrichen werden. 

Als Malgrund kommt faſt durchweg Kalkputz in der Miſchung Kalk, am 
beiten hydrauliſcher Kalk: Sand — 1: 3, in manchen Gegenden — ſo in Bremen 
und Hamburg — aber auch reiner Zementputz in der Miſchung 1:3 bis 1:1 
in Frage. 

Bei der Freskomalerei wird kein Bindemittel verwendet; die in Regenwaſſer 
angemachten Erd- oder Metalloxydfarben werden auf den feuchten Putz gemalt. 
Die Bindung erfolgt von innen heraus, da der Kalkmörtel einen glasartigen 
Ueberzug von kohlenſaurem Kalk über die Farben ausſchwitzt und ſie dauerhaft 
mit dem Putz verbindet. 

Dieſem Verfahren am nächſten ſteht der heute noch am meiſten zur Ausführung 
kommende Kalkfarbanſtrich. Die Farbſtoffe werden in Regenwaſſer aufgelöſt 
und dann ſehr dünner Kalkbrei aus altem Sumpfkalk zugeſetzt. Auch der Kalk⸗ 
farbanſtrich muß tunlichſt auf feuchtem Putz aufgetragen werden, und da der Kalk 
deſto ſtärker erhärtet, je länger er feucht bleibt und die zur Erhärtung nötige Kohlen— 
ſäure aus der Luft aufnehmen kann, ſo empfiehlt es ſich, das Trocknen des Kalkes 
zu verzögern, indem man dem Kalk Heringslake oder Salz oder auch Leinöl zuſetzt 
oder indem man einen Voranſtrich mit Fluatwaſſer ausführt. Kalkfarbanſtrich darf 
nie auf einer von der Sonne beſchienenen Fläche ausgeführt werden — am beſten 
ſtreicht man bei trübem oder feuchtem Wetter. Der Mangel des Kalkfarbanſtrichs 
iſt, daß der Kalk nur kleine Farbmengen bindet und deshalb ſatte Farbtöne damit 
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nicht erreicht werden können und daß er leicht abblättert oder vom Regen abgewaſchen 
wird, wenn er nicht handwerksgerecht ausgeführt iſt. 

Ein weiteres organiſches Bindemittel iſt das ſchon von den Alten verwendete 
Kaſein — eine Verbindung von Quark mit Kalk —. Mit den Kaſeinfarben ſind 
zwar außerordentlich haltbare Innenanſtriche herzuſtellen — mir ijt z. B. der Kaſein— 
anſtrich des Gerichtsgebäudes in Bremen bekannt, der in 28 Jahren nicht ausgebeſſert 
worden iſt und noch immer gut ausſieht —, für Außenanſtriche (am meiſten bekannt 
unter dem Namen Rockenit)ù halte ich jie nicht für geeignet und ich brauche dabei 
nur auf die Mißerfolge hinzuweiſen, die Bruno Taut damit in Magdeburg gehabt 
hat — die Farben ſind auf der Wetterſeite vielfach ineinandergelaufen und geben ſo 
ein wenig erfreuliches Bild. 

Nicht unerwähnt laſſen möchte ich einen, nach dem Rezept eines alten Bremer 
Malermeiſters hergeſtellten Anſtrich: er bezeichnete ihn als „Schwedentünche“. Man 
ſetzt der Kalkfarbe Roggenmehl, das zu einem dünnen Kleiſter leicht gekocht iſt, etwas 
Leinöl und Kupfervitriol zu. Damit können ſehr ſatte Farbtöne erreicht werden 
(weil ja der Kleiſter mehr Farbe binden kann als der Kalk), und ein von mir damit 
ausgeführter Anſtrich hat ſich in den drei Jahren, in denen ich ihn beobachten konnte, 
nicht im geringſten verändert und ſich als vollkommen wetterfeſt erwieſen. 

Am beiten bewährt hat fic) nach meinen eigenen Erfahrungen die Mineral- 
malerei, die als Bindemittel das anorganiſche Kali-Waſſerglas verwendet. Am 
bekannteſten und am meiſten verwendet ſind die Keim'ſchen Mineralfarben. 
Mit den Mineralfarben kann man auch die tiefſten Farbtöne herſtellen, die Anſtriche 
ſind haltbar, auch im Küſtenklima wetterfeſt und ſie werden auch von der durch 
ſchweflige Säure uſw. verunreinigten Großſtadtluft nicht angegriffen. 

Als nächſte kämen die Wachsfarben, die Oelwachskaſeinfarben uſw., 
von denen „Cirine“ wohl am bekannteſten ſein dürfte, über die ich aber aus eigener 
Erfahrung nicht berichten kann, da ich ſie bei Außenanſtrichen noch nicht verwendet 
habe. Ich glaube aber, daß ſie für den Neuanſtrich alter Gebäude wohl geeignet ſind. 

Als letztes Bindemittel iſt das Oel zu erwähnen. Hier gehen die Anſichten 
wohl am meiſten auseinander und, um es vorweg zu ſagen, ich verwerfe Oelfarb— 
außenanſtrich auf Putzgrund gänzlich, nicht nur weil der Speckglanz der Oelfarbe 
ſehr unſchön iſt, ſondern weil Oelfarbanſtrich am unpraktiſchſten iſt. Oelfarbe trocknet 
durch die Aufnahme von Sauerſtoff aus der Luft; durch die ſtändige Oxydierung 
wird ſie ſpröde, riſſig und blättert ab. Hinzu kommt, daß die Oelfarbe nicht waſſer— 
abweiſend iſt — wie der Laie immer annimmt —, ſondern ſtark Waſſer aufnimmt 
und wohl als Waſſerſpeicherer bezeichnet werden muß; durch die Waſſeraufnahme 
entſtehen in Verbindung mit dem Kalkputz Kalkſeifen, welche die Zerſtörung noch 
beſchleunigen, ſo daß nach etwa fünf Jahren der Anſtrich erneuert werden muß. 

Ueber den Farbkörper glaube ich nicht mehr ſagen zu brauchen als: man 
verwende ſtets nur ſolche Farben, für die der Lieferant jede Gewähr für Kalk- und 
Lichtechtheit und für Wetterbeſtändigkeit übernimmt. 

Ich glaubte, Ihnen dieſen techniſchen Teil nicht vorenthalten zu ſollen oder — 
wenn Sie lieber wollen — zumuten zu müſſen, damit Sie wenigſtens überzeugt ſind, 
daß wir in der Lage ſind, ſchöne und dauerhafte Anſtriche herzuſtellen, ſie müſſen nur 
ſachgemäß und handwerksgerecht ausgeführt werden. 

Und nun zu der Frage: Wo ſollen wir die Farbe anwenden? Soweit 
es nach mir geht — überall! Wir wollen heraus aus dem Grau des Alltagslebens, 
und dazu iſt die Farbe das rechte Mittel — die Farbe iſt aus der Freude geboren! 
Kleider machen Leute und die Farbe das Haus. Der Laie hat leider noch immer 
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wenig Verſtändnis für die Architektur; die Farbe bringt jie ihm näher, macht jie 
ihm ſinnfällig. Nehmen Sie alte Stiche Ihrer Stadt zur Hand, und Sie werden 
finden, daß früher jedes Haus ſeinen Anſtrich hatte, warum ſollen wir unſern Häuſern 
nicht auch wieder ein farbenfreudiges Kleid geben? Aber — mit Vorſicht! Die alte 
handwerkliche Ueberlieferung iſt verloren gegangen; wir ſtehen vor etwas Neuem und 
müſſen erſt wieder lernen. Deshalb dürfen wir auch die Farbenbewegung nicht dem 
Zufall überlaſſen, ſondern müſſen ſie planmäßig durchführen. 

Wir können die erfreuliche Tatſache feſtſtellen, daß wir endlich wieder gelernt 
haben, den Städtebau großzügig und planmäßig zu betreiben; wir wollen uns aber 
auch nicht verhehlen, daß unſere Baukunſt von Großzügigkeit noch weit entfernt iſt; 
wir überſehen noch immer, daß an die Stelle des Einzelhauſes die Bebauung des 
Straßenzuges, des Baublockes getreten iſt oder treten muß, und daß dementſprechend 
auch das Problem der Farbe im Stadtbild darauf hinausläuft, 
nicht nur das Einzelhaus farbig zu behandeln, ſondern den 
Straßenzug, den Baublock, den Stadtteil und ſchließlich das ge— 
ſamte Stadtbild zu einer farbigen Harmonie zuſammenzufaſſen. 


Ich habe ſchon eingangs auf den Unterſchied zwiſchen dem farbigen Bauſtoff 
und dem Farbenanſtrich hingewieſen. Der Farbenanſtrich gibt uns ungleich mehr 
Möglichkeiten, ſowohl in der Farbenſkala als auch beſonders in dem Anwendungs— 
gebiet, und wir wollen nach letzterem unterſcheiden: Anwendung der Farbe bei 
neuen Bauten und farbige Behandlung vorhandener Bauten. 

Der Architekt muß ſich beim Entwerfen ſtets bewußt ſein, daß der Anſtrich 
flächig wirkt; er muß alſo auch ſeine Architektur bewußt farbflächig erfinden, 
reizvoll zu geſtalten und ſie zu harmoniſchen Baugruppen zuſammenzufaſſen. Bei 
nebeneinander liegenden freiſtehenden Häuſern mag man ruhig verſchieden— 
farbige Anſtriche wählen, wenn die Farben nur harmoniſch zuſammengehen; ob man 
auch bei Reihenhausbebauung für die Einzelhäuſer von vornherein verſchiedene Farb— 
töne wählen ſoll, hängt von der Geſamtarchitektur ab. Ich perſönlich neige mehr 
zu einheitlicher Farbgebung und habe nur bei beſonders langen Straßenzügen in 
den Farben gewechſelt, dies dann aber auch klar in der Architektur durch Vor- und 
Zurückſpringenlaſſen der Baugruppen zum Ausdruck gebracht. Vor Buntheit möchte 
ich warnen. Ich habe in Bremen das Endhaus einer Einfamilienreihenhausgruppe 
bewohnt, die in der Architektur und in der Farbe einheitlich durchgebildet war; 
ſolange ich dort wohnte, konnte ich die einzelnen Hauseigentümer davon abhalten, 
die Häuſer verſchiedenfarbig zu ſtreichen. Nach meinem Wegzug ging das Gepinjel 
los: Der eine ſtrich mit Kalkfarbe, der andere mit Oelfarbe, weiß, grün, rot, blau, 
gelb — alles ſinnlos durcheinander — damit war die früher ſo reizvolle Geſamt— 
wirkung reſtlos verloren! Solche Geſchmackloſigkeiten müſſen durch behördliche Maß— 
nahmen verhindert werden — ich werde darauf noch zu ſprechen kommen. 


Ich ſprach ſchon von der Flächigkeit der Farbe. Darin haben wir ein 
ausgezeichnetes Mittel, die gute Architektur älterer Putzbauten zu verſtärkter 
Wirkung zu bringen, indem wir die Architekturteile in einem warmen Farbton 
ſtreichen und die übrigen Flächen durch einen kalten Farbton zum Zurücktreten bringen, 
und wir können ſchlechte Architektur durch entſprechenden Anſtrich zum Verſchwinden 
bringen; denn die Farbe iſt ſtärker als die Form. Wir können mit der Farbe in das 
ödeſte Straßenbild wieder heitere Lebendigkeit bringen — wir können die Farben 
ſo zuſammenſtellen, daß ſie ernſt oder feierlich wirken, oder daß ſie heiter oder luſtig 
wirken, und darin ſteckt die außerordentliche Wichtigkeit und Viel— 
ſeitigkeit der Farbe für die alten Stadtteile. 


30 


Und wenn wir uns die Frage Hellen: Sollen wir unſeren Altſtädten 
wieder ein farbiges Kleid geben, wie ſie es in früheren Zeiten getragen 
haben, ſo komme ich zu einer unbedingten Bejahung. Ich ſehe in der Farbe das 
Mittel, mit dem wir dem Volke die Baukunſt wieder nahe bringen können, und 
wir wollen ſie ihm nicht nur nahe bringen — die Baukunſt muß wieder Volkskunſt 
werden. Das Ziel iſt weit — aber der Arbeit wert! Und es kann nur erreicht 
werden in planvoller Arbeit; denn wie die Entwicklung der Architektur auf die 
Einheitlichkeit der Straßenzüge hindrängt, ſo muß auch bei der Farbe die Willkür 
des einzelnen ausgeſchaltet und letzten Endes die Farbigkeit planmäßig in 
das Stadtbild getragen werden. 


Die Hauptſchwierigkeit, dieſes Ziel zu erreichen, liegt darin, daß es ſich meiſt 
um eine mehr oder weniger große Zahl verſchiedener Hausbeſitzer handelt und daß 
es außerordentlich ſchwer iſt, alle unter einen Hut zu bringen. Erzwingen können 
wir natürlich nichts, weil jede geſetzliche Unterlage hierzu fehlt. 

Wie kommen wir zum Ziel? — Als erſten Schritt empfehle ich: das gute 
Beiſpiel — das ſollen die Stadtbauämter geben. Ich darf Ihnen aus meiner 
früheren Tätigkeit berichten, daß ich vor ſieben Jahren in Bremen als erſter mit 
der farbigen Behandlung meiner Neubauten vorging. Bis dahin war es der Stolz 
jedes Bremer Hausbeſitzers, ſein Haus im Speckglanz weißer Oelfarbe erſtrahlen zu 
laſſen, was immerhin den Vorteil einheitlicher Straßenbilder hatte, mich aber zu 
vorſichtigem Vorgehen mahnte. Der erſten Häuſergruppe gab ich deshalb einen 
lichten Ockeranſtrich mit grauen Fenſter- und Türumrahmungen, weißen Fenſtern 
und ſtumpfgrünen Türen. Die Häuſer des nächſten Straßenzuges erhielten einen 
grünen Anſtrich, die Architekturteile lichtgrün, Fenſter weiß, Türen bunt — Erfolg: 
der Straßenname wurde umgetauft, die einen nannten ſie „Hoffnungsſtraße“, die 
anderen „Spinatſtraße“. (Heiterkeit). Humor ſteckt an — ich lachte mit und griff 
bei der nächſten Gruppe noch tiefer in den Farbentopf: für die Wandflächen ein 
ganz ſattes Grün, Fenſter- und Türumrahmungen dunkelrot, Fenſter weiß, Türen 
bunt — nun glaubte ich, muß das Gewitter losbrechen. Aber es zog vorüber; erſt 
vier Wochen ſpäter, als der erſte Bremer Bürger ſeine beiden Häuſer in der Altſtadt, 
das eine grün, das andere braun geſtrichen hatte, kam die erſte Zeitungskritik und — 
ſie lobte und forderte zur Nacheiferung auf. Damit war der Bann gebrochen 
heute tragen Hunderte von Häuſern in Bremen ein farbiges Kleid und beleben das 
Stadtbild! 


Heute braucht man ja nicht mehr ſo ſchüchtern an die Farbenfrage heran— 
zugehen — allerwärts hat die Farbenbewegung eingeſetzt: manches iſt geglückt, 
noch mehr iſt mißglückt. Jeder mißlungene Verſuch ſchadet der Sache, in der Groß— 
ſtadt weniger, in der Kleinſtadt, wo alles auf engerem Raum beiſammen iſt, erheb— 
licher. Man wird alſo in der Kleinſtadt mit größerer Vorſicht zu Werke gehen 
müſſen; doch finden ſich dort zumeiſt auch noch mehr Reſte alter Farbenfreudigkeit, 
ſo daß es auch wieder leichter iſt, an die alte Ueberlieferung anzuknüpfen. Damit 
möchte ich aber durchaus nicht ſagen, daß wir nun die alten Bauten immer in den 
früheren Farben ſtreichen müßten, durchaus nicht, wir können ruhig auch hiſtoriſche 
Bauwerke unſerem Zeitgeſchmack entſprechend ſtreichen. 

Die vielen mißlungenen Verſuche zeigen uns, mit dem guten Beiſpiel allein 
iſt's noch nicht getan; aber wir haben ja ttod) weitere Mittel auf die farbige 
Geſtaltung des Stadtbildes einzuwirken: durch Beratung und ſchließlich durch 
geſetzliche Beſtimmungen. Nun wird mancher einwenden: Geht denn gar 
nichts ohne behördliche Bevormundung und Geſetze? Leider nein! Gehen Sie 
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einmal eine Straße einer mittelalterlihen Stadt entlang und beobachten Sie, wie 


dort Haus an Haus ſich reiht, nicht gleich an Größe — jeder baute nach ſeinem 
Vermögen — aber einheitlich in der Form, in den Verhältniſſen, in der Dach— 


neigung —, wie fie ſich niederducken, um dem hochaufragenden Dom den richtigen 
Maßſtab zu geben und ſich einem einheitlichen, großen Baugedanken unterzuordnen! 
Und dieſe wundervollen Städtebilder ſind entſtanden ohne Baupolizei, ohne Bau— 
pflegegeſetz und ohne Verunſtaltungsgeſetz. Hochentwickelte Handwerkskunſt, architek— 
toniſches Feingefühl und bürgerlicher Gemeinſinn brachten jene Baukunſt zuſtande — 
alles das fehlt uns, ja ſelbſt der Wille und der Takt, uns einem einheitlichen künſt— 
leriſchen Gedanken unterzuordnen und, ſolange wir ſelbſt das nicht können und 
wollen, werden wir eben an der Stelle der Volkskunſt Geſetze gegen Verun— 
ſtaltung haben! 


Aber ſeien wir uns darüber klar, daß wir mit baupolizeilichen Verordnungen, 
mit Verunſtaltungsgeſetzen allein nicht weiterkommen; hier hilft nur verſtändnisvolle 
Zuſammenarbeit aller beteiligten Stellen, d. h. der Behörden, der Architekten, der 
Farbeninduſtrie, der Malermeiſter und der Hausbeſitzer. Die Erkenntnis für die 
Bedeutung der Farbe im Stadtbild iſt wohl da, vielfach auch das Wollen, aber 
dann kommt die Schwierigkeit des Vollbringens. Hier helfend, werbend und fördernd 
einzugreifen, hat ſich der Bund zur Förderung der Farbe im Stadtbild 
mit dem Sitz in Hamburg zur Aufgabe geſtellt, deſſen Arbeit und Beſtrebungen 
wir hier in ſeiner Wanderausſtellung kennen lernen können. Für die Hergabe dieſer 
Wanderausſtellung möchte ich dem Bund auch an dieſer Stelle danken. 

Wir wollen den hohen Wert der Ausſtellung voll anerkennen; aber trotzdem 
muß ich ſagen: Die Frage der Farbe im Stadtbild greift ſo tief in 
das ſtädtebauliche Problem ein, daß fie nur örtlich gelöſt werden 
kann. 

Der Weg wird etwa folgender ſein müſſen: Die Leitung der Farbenbewegung 
muß bei der Stadtbauverwaltung liegen. 

Die Grundlage für die Leitung bildet die Anzeigepflicht für die Auf— 
ſtellung von Malergerüſten, die Einreichung von Farbſkizzen und deren baupolizeiliche 
Genehmigung. 

Die Frage, ob ſchön, unſchön oder verunſtaltend, kann immer nur ſubjektiv 
beantwortet werden; es iſt deshalb gefährlich, die Entſcheidung einem einzelnen 
Beamten überlaſſen zu wollen, umſomehr als gegen dieſe Entſcheidung der Beſchwerde— 
oder Klageweg offen ſteht und dabei die Beſchwerdeinſtanz oder der Richter über 
künſtleriſche Fragen zu entſcheiden hätte. Dem ſollte von Anfang an dadurch vor— 
gebeugt werden, daß vor der Ablehnung oder Genehmigung eine Sachverſtän— 
digen-Kommiſſion, in der die Baubehörden, Künſtler- und Architektenſchaft 
und Malermeiſter vertreten ſein müßten, gutachtlich gehört wird. Dieſe Kommiſſion 
ſollte aber nicht nur gutachtlich, ſondern auch als Beratungsſtelle für alle 
Farbenfragen fördernd tätig ſein. Durch Beratung erreicht man ja viel mehr 
als durch Vorſchriften. 

Einige Städte haben Richtlinien oder Leitſätze für die Verwendung 
der Farbe bekanntgegeben; ſolche Leitſätze können aber nur allgemein gehalten ſein, 
ſo daß der Nutzen für den Einzelfall nur gering ſein dürfte. Andere Städte ſuchten 
durch Wettbewerbe oder Gewährung von Beihilfen den farbigen Anſtrich zu fördern. 
So verſchieden die Bevölkerung einzelner Städte zu den Kunſtfragen ſich ſtellt, ſo 
verſchieden werden auch die Wege ſein müſſen, die wir wählen müſſen für die plan— 
mäßige Wiedereinführung der Farbe im Stadtbild. 
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Wenn ich dafür einen Rahmen-Vorſchlag machen ſoll, jo geht er dahin: 

1. Strenge Durchführung der Anzeige- und Genehmigungspflicht durch die 
Baupolizei zur Verhinderung jeder ſchlechten Farbengebung, insbeſondere 
auch bei der Reklame. 

2. Gutes Beiſpiel durch die ſtädtiſche Bauverwaltung. 

3. Beratung durch eine Sachverſtändigen-Kommiſſion, Anſetzen und Abnehmen 
der Farbenproben. 

Verhindern wir das Schlechte, fördern wir das Gute und erziehen wir ſo den 
Farbenſinn, ſo wird die Farbe bald wieder volkstümlich und das Mittel ſein, die 
Bauten und Straßen der Stadt zu einem einheitlichen, harmoniſchen Stadtbild 
zuſammenzuſchließen, zur Freude ihrer Bewohner und als Ausdruck eines einheitlichen 
Kunſtwillens. (Lebhafter Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich danke Herrn Stadtbaurat Maſt für 
die wertvollen Ausführungen. Ich ſtelle feſt, daß Wortmeldungen nicht vorliegen 
und ſchlage vor, die Leitſätze dem Vorſtand als Material zu überweiſen. 

Es werden nachſtehende Leitſätze dem Vorſtande überwieſen: 

1. Hat die Farbenbewegung einen tieferen Sinn, oder iſt ſie nur eine Mode— 

erſcheinung? : 

2. Welche Farben follen wir verwenden, wie und wo? 

a) Die Farbe der gewaſchenen oder gebrannten Bauſtoffe. 

b) Die Farbe als Anſtrichmittel und ihre Technik — Malgrund, Bindemittel, 
Farbkörper. 

c) Die Architektur des farbigen Bauſtoffes und die Architektur des farbigen 
Anſtriches. 

3. Das Problem der Farbe im Stadtbild: 

a) Anwendung der Farbe bei Neubauten und in neuen Stadtteilen. 

b) Anwendung der Farbe bei vorhandenen Bauten und in alten Stadtteilen. 

4. Leitung der Farbenbewegung — Beiſpiel, Beratung, geſetzliche Beſtimmungen. 

5. Weg und Ziel. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Das Wort hat Herr Bürgermeiſter 
Dr. Goerdeler. 


Bürgermeiſter Dr. Goerdeler⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! 
Vor einem Jahre hat ſich der Oſtpreußiſche Städtetag mit der Frage der Verkehrs— 
werbung beſchäftigt. Der Oſtpreußiſche Städtetag hat die Bedeutung der Frage 
anerkannt und hat den Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städtetages bevollmächtigt, 
weitere Schritte zur Schaffung einer zweckmäßig arbeitenden Organiſation zu unter— 
nehmen. In langen Verhandlungen iſt es nunmehr gelungen, ſowohl die Träger 
einer ſolchen Organiſation feſtzuſtellen, als auch die Zuſtimmung dieſer Träger zur 
Bildung dieſer Organiſation zu erhalten. Es ſoll eine „Hauptverkehrsſtelle für 
Oſt⸗ und Weſtpreußen“ gegründet werden. Der Name ijt gewählt, um nicht nach 
außen den Eindruck zu erwecken, als ob in die Zuſtändigkeit und Selbſtändigkeit der 
ſchon beſtehenden bezirklichen Verkehrsverbände eingegriffen werden ſollte. Zweck 
der Neuorganiſation ijt lediglich, dieſen Verkehrsverbänden Anregungen zu geben 
und das von ihnen zu beſchaffende Material einheitlich zu bearbeiten. 


Es ſollen als Mitglieder dieſer Hauptverkehrsſtelle anerkannt werden der Dit: 
preußiſche Städtetag, der Oſtpreußiſche Landkreistag, der Oſtpreußiſche Landgemeinde- 
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verband, der Provinzialverband Oſtpreußen, die Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Oſtpreußen, der Verkehrsverband für das ſüdliche Oſtpreußen — Sitz 
Allenſtein, der Verkehrsverband für Nord-Oſtpreußen — Sitz Tilſit, der Verkehrs⸗ 
verband Weſtpreußen — Sitz Marienwerder und der Verkehrsverband Bezirk 
Königsberg — Sitz Königsberg Pr. 

Sämtliche Beteiligten haben vorbehaltlich der Beſchlußfaſſung ihrer verfaſſungs— 
mäßigen Organe ihre Zuſtimmung zu der Gründung der Hauptverkehrsſtelle für 
Oſt⸗ und Weſtpreußen und der entworfenen Satzung gegeben, abgeſehen von dem 
Landkreistag, der ſich einer Aeußerung bisher enthalten hat. Vermiſſen könnten Sie 
unter den Mitgliedern 1. die Induſtrie- und Handelskammern. Auch mit ihnen iſt 
Fühlung genommen. Sie haben aber auf unmittelbare Mitgliedſchaft verzichtet, 
weil ſie in den bezeichneten Verkehrsverbänden vertreten ſind. 2. die Organiſationen 
der am Verkehrsgewerbe intereſſierten Bevölkerungskreiſe. Sie ſollen nicht als Träger 
einer rein gemeinnützigen Organiſation in Betracht kommen, aber es ſoll ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit den Gewerbetreibenden, die intereſſiert ſein können, Fühlung genommen 
und gehalten werden, um ihr Intereſſe zu erringen und die Anregungen weiterzugeben, 
die verarbeitet werden müſſen, wenn man mit Erfolg Fremdenverkehrswerbung und 
Fremdenverkehrsbelebung in Oſtpreußen betreiben will. 

Dieſer ſo gebildete Verein ſoll einen Vorſtand haben, in den jedes Vereins- 
mitglied Vertreter entſendet. Es würden dann 9 Vorſtandsmitglieder vorhanden 
ſein. Es iſt zweckmäßig, daß jedes Mitglied ſeinen Vertreter in den Vorſtand entſendet, 
weil die Intereſſen gerade in der erſten Zeit auf einen Nenner gebracht werden ſollen 
und müſſen. Sodann beſteht die Mitgliederverſammlung, in der die vier Verkehrs- 
verbände je 5, die übrigen Mitglieder je 3 Stimmen, die vier Verkehrsverbände alſo 
20, die übrigen Mitglieder 15 Stimmen haben. Es iſt dies von den Verkehrs— 
verbänden gewünſcht, um auch die Tatſache anzuerkennen, daß die Hauptarbeit in den 
einzelnen Bezirken auf ihren Schultern ruhen ſoll. 

Welches iſt das Ziel dieſer Hauptverkehrsſtelle? Ich hebe es kurz hervor, weil 
in einzelne Kreiſe und in die Preſſe Aeußerungen gelangt ſind, die eine Verkennung 
des Zieles der Hauptverkehrsſtelle befürchten laſſen. Ich darf gleich mit einer 
humorvollen beginnen. Danach ſoll die Hauptverkehrsſtelle betrieben werden, um im 
weſentlichen die Ausgaben für das Meſſeamt der Stadt Königsberg Pr. zu decken. 
(Hört, hört.) Da die Beträge, die von den Mitgliedern der Hauptverkehrsſtelle 
entrichtet werden ſollen, zuſammen kaum ſoviel ausmachen, daß eine Schreibkraft 
bezahlt werden kann, und die Stadt Königsberg ſich bereit erklärt hat, die Geſchäfts⸗ 
ſtelle ehrenamtlich zu führen, dürfte dieſe Annahme nicht ganz zutreffen. Das Gegen— 
teil in der Geldaufbringung iſt richtig. Die Stadt Königsberg hat den Vorzug 
gehabt, in den letzten Jahren einen ſteigenden Fremdenverkehr auf ſich zu vereinigen. 
Es war bisher nur möglich, dieſe Fremdenverkehrswelle in die Nähe von Königsberg 
zu leiten. Wir haben aber den dringenden Wunſch, den Fremdenverkehr mit Haupt⸗ 
ſchönheiten der Provinz und Hauptſehenswürdigkeiten aller Teile bekannt zu machen. 
Das iſt nicht aus dem Handgelenk zu machen, denn bei den beſchränkten Unterkunfts⸗ 
verhältniſſen iſt es notwendig, planmäßig und umſichtig zu verfahren. Bringt man 
Fremde in ungeeignete Unterkunfts- und Verpflegungsverhältniſſe, ſo wirkt man nicht 
verkehrswerbend, ſondern verkehrshemmend. Die Fremden werden zwar in der 
Heimat jagen: Oſtpreußen ijt ſchön, aber es lohnt ſich nicht hinzufahren;denn man 
kommt in Oſtpreußen nicht unter. Deshalb muß die Angelegenheit mit Ueberlegung 
und Vorſicht betrieben werden. Dazu iſt notwendig, in Verbindung mit dem Verkehrs- 
gewerbe und den maßgebenden Stellen und entſprechend dem finanziellen Können 
allmählich die Verhältniſſe zu beſſern und den Fremdenverkehrsſtrom, der zunächſt 
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jeinen Weg nach Marienburg und Königsberg nimmt, durch die ganze Provinz zu 
leiten. Die planmäßige Belebung des Fremdenverkehrs in Oſt- und Weſtpreußen, die 
Eröffnung der Schönheiten der Provinz und ihrer Sehenswürdigkeiten für jeden, 
der nach Oſtpreußen kommt, die Belebung des nationalen Intereſſes im ganzen Reiche 
am Geſchick der Oſtmark iſt das Ziel der Organiſation, die nicht mit erheblichen Mitteln 
und großem Apparat arbeiten ſoll, ſondern beſtrebt ſein muß, ſich ihre Mittel von 
den Verkehrsintereſſenten heranzuziehen und poſitive Leiſtungen aufzuweiſen. Die 
Reichsbahndirektion hat dieſe Bedeutung dadurch anerkannt, daß ſie erſtmalig einen 
Betrag von 6000 RM. zur Verfügung ſtellte. 

Ich bitte Sie, in Uebereinſtimmung mit dem Vorſtande folgendes zu beſchließen: 

1. der Satzung grundſätzlich zuzuſtimmen und damit den Beitritt des Oſt— 
preußiſchen Städtetages zu der „Hauptverkehrsſtelle für Oſt- und Weſt⸗ 
preußen“ zu genehmigen, 

2. den Vorſtand zu ermächtigen, nach Genehmigung des Etats einen angemeſſenen 
Beitrag zu leiſten — er wird ſich in Höhe von einigen hundert Reichsmark 
halten —, 

3. einen Vertreter des Oſtpreußiſchen Städtetages für den Vorſtand zu ernennen 

- im Namen des Vorſtandes habe ich die unangenehme Aufgabe, mich ſelbſt 
dafür in Vorſchlag zu bringen. Der Vorſtand iſt deswegen auf mich ver— 
fallen, weil ich das Verkehrsamt der Stadt Königsberg als Dezernent 
verwalte —, 

4. drei Mitglieder zu benennen zur Wahrung der Intereſſen des Oſtpreußiſchen 
Städtetages in der Mitgliederverſammlung der Hauptverkehrsſtelle — ich 
ſchlage vor außer mir Herrn Bürgermeiſter Stamer-Pillau und Herrn 
Erſten Bürgermeiſter May-Ortelsburg. — 

Ich nehme an, daß gerade die Städte des ſüdlichen Teils der Provinz in dem 
Verkehrsverband Südoſtpreußen — Sitz Allenſtein — vertreten find, da ich weiß, 
daß Herr Oberbürgermeiſter Zülch — Allenſtein — und Herr Syndikus 
Dr. Skibbe — Allenſtein — in dieſem Verband an erſter Stelle ſtehen. 

Ich bitte, dieſe vier Beſchlüſſe zu tätigen. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Sie haben die Vorſchläge gehört. Wider- 
ſpruch erfolgt nicht. Ich ſtelle Ihre Zuſtimmung feſt. 

Ich darf dann bitten, für die Rechnungsprüfungskommiſſion Herrn Bürger- 
meiſter Zeiß und Herrn Bürgermeiſter Makowka zu wählen. Auch hiergegen 
erhebt ſich Widerſpruch nicht. Die Wahl iſt erfolgt. Wir würden damit die heutige 
Tagesordnung erledigt haben. Ich darf die Sitzung für heute ſchließen. 


Zweiter Verhandlungstag. 
Sonnabend, den 25. Juni 1927. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! 
Unter unſeren heutigen Ehrengäſten befindet ſich auch Herr Vizepräſident Rehag— 
Gumbinnen, den ich in unſerer Mitte herzlich willkommen heiße. Dann kann ich Ihnen 
die freudige Mitteilung machen, daß auf unſere Einladung die Stadt Zoppot durch 
ihren Oberbürgermeiſter Dr. Laue vertreten iſt. Wir freuen uns, daß alte Be— 
ziehungen, die zwiſchen uns und dem Freiſtaat Danzig und Zoppot beſtehen, hier ihre 
Verwirklichung durch ſeine Anweſenheit gefunden haben. Ich heiße Sie, verehrter 
Herr Kollege Laue, herzlich willkommen. 

Das Wort hat Herr Oberbürgermeiſter Dr. Laue. 


Oberbürgermeiſter Dr. Laue⸗Zoppot: Meine ſehr verehrten Herren Kollegen! 
Zum erſtenmal iſt es mir auf die liebenswürdige Einladung Ihres verehrten Herrn 
Vorſitzenden vergönnt, in Ihrer Mitte weilen zu können. Ich bin dieſer Einladung 
als Vertreter der Stadt Zoppot um ſo freudiger gefolgt, als ich früher zwei Jahre 
lang in Inſterburg den Vorzug hatte, Oſtpreußen kennen und lieben zu lernen, 
Geſtatten Sie mir daher, vor Eintritt in Ihre Tagesordnung Ihnen den herzlichſten 
Dank und die wärmſten Grüße Zoppots und des geſamten Freiſtaates Danzig zu 
übermitteln. (Beifall.) Wir Danziger und Zoppoter ſind ja leider auch durch den 
polniſchen Korridor vom Mutterlande abgetrennt, und zwar in der ſchärferen Form, 
daß wir auch politiſch vom Reich losgelöſt ſind. Darum fühlen wir uns mit Ihnen 
beſonders ſchickſalsverbunden und harren mit Ihnen des Tages, an den wir Danziger 
Staatsangehörige immer denken, aber von dem wir leider nicht ſprechen dürfen. 
(Bewegung.) Bis zu dieſem Tage, meine ſehr verehrten Herren Kollegen, iſt es unſer 
Stolz und unſere Freude, daß wir Ihnen in der Verbindung Oſtpreußens zum Reiche 
als Brückenkopf dienen im wahrſten Sinne des Wortes. Wie wir durch unfere 
Mitgliedſchaft im oſt⸗ und weſtpreußiſchen Bäderverbande von der Weichſel bis zur 
Memel und ebenſo als Mitglied des Sparkaſſenverbandes die Treue gehalten haben 
durch alle Zeiten hindurch, ſo bietet auch der Oſtpreußiſche Städtetag ein neues Band. 
Möge es dazu dienen, die ſchon immer beſtehenden Beziehungen zu feſtigen und zu 
ſtärken; denn auch wir Danziger bedürfen dringend des Anſchluſſes und des Zu— 
ſammenſchluſſes. (Beifall.) Deshalb möchte ich auf dieſe freundliche und herzliche 
Einladung mit der ebenſo herzlichen und dringenden Bitte erwidern: Kommen Sie ſo 
oft und ſo zahlreich wie möglich nach Danzig und Zoppot. Stärken Sie das Gefühl 
des Deutſchtums bei uns; denn wir brauchen mehr denn je dieſen Zuſammenhalt. 
Wir ſchöpfen aus dem lebendigen Gedankenaustauſch mit Ihnen die Kraft und den 
Mut zum Aushalten und ſchöpfen aus ihm den Glauben und die Hoffnung auf die 
deutſche Zukunft. (Beifall.) 


Oberbürgermeiſter Dr.) Lohmeyer: Wir treten in die Tagesordnung ein. 
Ich bitte Herrn Stadtmedizinalrat Dr. Jankowski das Wort zu nehmen zu 
ſeinem Vortrage 
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Vertiefung der kommunalen geſundheitsfürſorgeriſchen 
Tätigkeit durch Arbeitsgemeinſchaften. 


Stadtmedizinalrat Dr. Jankowski⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! 
Auf dem 32. oſtpreußiſchen Städtetage zu Ortelsburg am 15. Juni 1923 habe ich in 
einem Referat: „Städtiſche Geſundheitspflege“ an die Spitze meiner Ausführungen 
den Leitſatz geſtellt: 

„Die ſtädtiſche Geſundheitspflege iſt heute mehr denn je wegen der körperlichen 
und ſittlichen Verelendung unſeres Volkes zu einer geſundheitlichen Fürſorgetätigkeit 
auszugeſtalten.“ 

Das iſt inzwiſchen erfolgt, nicht weil es nützlich und empfehlenswert war, 
ſondern als eine zwingende Notwendigkeit ſich erwies, die trotz aller Widerſtände 
ſich durchgeſetzt hat. Die kommunale Geſundheitsfürſorge iſt heute ein Syſtem, 
für deſſen Ausbau nach langem, eingehendem, theoretiſchem Forſchen eine mehrjährige, 
praktiſche, im Erfolge ſich ſtetig ſteigernde Fürſorgearbeit beſtimmend geweſen iſt. 
Dieſes Syſtem ſtellt noch kein lückenloſes Ganzes von Einrichtungen dar, immerhin 
iſt es bereits ſo umfaſſend, daß jetzt das Hauptaugenmerk weniger auf den Aufbau, 
als auf den planmäßigen Aus bau, — auf die Vertiefung der Arbeit zu richten iſt. 

Den Begriff einer kommunalen Geſundheitsfürſorge möchte ich Ihnen kurz 
dahin auslegen: „Die kommunale geſundheitsfürſorgeriſche Tätigkeit muß alle Maß— 
nahmen, welche zur Hebung des Geſundheitszuſtandes beitragen, einerſeits der Geſamt— 
bevölkerung, andrerſeits einzelner, beſonders bedrohter Volksſchichten, an einer 
Stelle vereinigen. Unter Hebung der Volksgeſundheit iſt nicht allein möglichſte Ein— 
dämmung der Volksſeuchen, ſondern auch möglichſte Beſſerung der allgemein-geſund— 
heitlichen Verhältniſſe zu verſtehen. 

Die Geſundheitsfürſorge ſoll und muß ſich als ein Arbeitsprinzip im Sinne der 
Volkserziehung auswirken. Unbedingt muß hierbei jede ſchematiſche Arbeit ver— 
mieden werden, denn Schematismus in der Fürſorge führt unweigerlich zur Ge— 
wöhnung, allmählich zu einer Verweichlichung, nach und nach zu einer Herab— 
ſetzung und ſchließlich zu einem Aufhören des Verantwortungsgefühls. O berſte 
Aufgabe jeder Fürſorgetätigkeit iſt aber und muß ſtets bleiben: das Verantwortungs— 
gefühl zu wecken, zu ſtärken und zu feſtigen, durch Gewährung von Fürſorge zur 
Selbſtändigkeit, — zur Selbſthilfe zu erziehen. 

Niemals darf eine Fürſorge „Selbſtzweck“ ſein; ſie iſt — wir wollen es uns 
offen und ehrlich eingeſtehen — eine traurige und unliebſame, leider ſelbſtverſtändliche 
Begleiterſcheinung jeder zu Boden liegenden Wirtſchaft, ſie iſt eine nicht zu um— 
gehende Hilfseinrichtung für diejenigen Teile der Geſamtbevölkerung, die durch die 
Wirtſchaft nicht unterhalten werden können. Nie zuvor iſt die Abhängigkeit der 
Wohlfahrt von der Wirtſchaft, die Bedeutung aber auch der Wohlfahrtspflege für 
die Wirtſchaft ſo klar zu Tage getreten, wie in der ſchweren Wirtſchaftskriſe der 
letzten 1½ Jahre. Eine Einſchränkung der Fürſorgeleiſtungen wird erſt mit dem 
Augenblicke eintreten, wenn die Wirtſchaft durch Leiſtung von Qualitätsarbeit von 
innen heraus wieder neu belebt wird. 

Der häufig der Fürſorge gemachte Vorwurf: ſie ſei nicht genügend bemüht, den 
Sinn für Selbſthilfe dauernd wachzuhalten, iſt ebenſo unberechtigt, wie die Kritik: 
die Fürſorge läßt es an dem nötigen Verſtändnis für die Schwere unſerer wirt— 
ſchaftlichen Notlage fehlen. 

Wir, die wir in der praktiſchen Fürſorgearbeit ſtehen, wiſſen, und alle, die 
ſachlich unſere Arbeit nachzuprüfen ſich der Mühe unterziehen, müſſen es beſtätigen: 
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Unfer Ziel ijt auf der Ueberzeugung gegründet, bab bie Aufrechterhaltung einer 
ſozialen Fürſorge überhaupt nur Hd) ermöglichen läßt, ſo lange die Beiträge aller 
Teile der Wirtſchaft Für ſoziale Zwecke der tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit ſich an: 
paſſen, und die Leiſtungen an die Empfänger in ſolchen Grenzen ſich halten, daß die 
Empfindung der eigenen Verantwortung des Einzelnen für ſich und ſeine Familie 
nicht zerſtört wird. 
Wirtſchaft und Volkswohlfahrt laſſen ſich nicht von einander trennen. Wir 
kennen die Mängel und Fehler der heutigen, uns auferlegten Wohlfahrtspflege 
ſowohl für den Einzelnen wie für das Volkswohl ganz genau, ſind auch deſſen uns 
voll bewußt, daß vieles verbeſſerungsfähig, ja verbeſſerungsnotwendig iſt, und durchaus 
willens, wirklichen Beſſerungsvorſchlägen gern zu folgen. Dieſe Einſicht und dieſer 
gute Wille darf aber nie und nimmer einſeitig ſein. Solange die Beiträge der Wirt— 
ſchaft für ſoziale Zwecke der tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit ſich anpaſſen, — und hierin 
befinde ich mich in Uebereinſtimmung mit dem in den Veröffentlichungen des Reichs— 
verbandes der Deutſchen Induſtrie vertretenen Standpunkte — liegt ein berechtigter 
Grund, über ſoziale Laſten zu klagen, nicht vor. Man darf allerdings nicht Wirtſchaft 
einem wirtſchaftlichen Betriebe, nicht Wirtſchaftlichkeit der Rentabilität gleichſetzen, vor 
allem nicht Rentabilität höher einſchätzen als menſchliche Kraft. Auch in unſerer Fürſorge⸗ 
arbeit gilt ebenſo wie in der Wirtſchaft als Leitmotiv: „Nicht Almoſen, ſondern Arbeit“, 
(Zuſtimmung) und zwar Arbeits vermittlung als die Grundlage aller Hilfsmaßnahmen, 
Arbeitsfürſorge durch Erhalten der Arbeitskraft, keinesfalls aber Gewährung einer 
Unterſtützung als ſolcher ohne Gegenleiſtung, es ſei, daß der Geſundheitszuſtand die 
Aufnahme einer Arbeit verbietet. Stehen Wohlfahrtspflege und Wirtſchaft ſo Schulter an 
Schulter, dann braucht um ein Hochkommen unſeres Volkes uns nicht bange zu ſein! 
Wenden wir uns nach dieſer kurzen, für das Verſtändnis jeder Fürſorgearbeit 
aber unerläßlichen, und daher notwendigen Abſchweifung der kommunalen Geſund— 
heitsfürſorge zu, ſo unterſcheiden wir unter Zugrundelegung der Ihnen vorher 
gegebenen Begriffsentwicklung zwei Arten von Befürſorgten: 
1. Diejenigen, welche durch Alter, ſoziale Lage und Berufstätigkeit einer größeren 
Zahl an ſich verſchiedener Geſundheitsgefahren ausgeſetzt ſind, und 

2. diejenigen, welche durch Bedrohung einer beſtimmten Volkskrankheit ſich ſelbſt, 
bezw. ihre nähere oder entferntere Umgebung mit einer ernſthaften Schädigung 
gefährden oder wirtſchaftlich belaſten. 

Die erſteren werden durch die „ſoziale Gruppenfürſorge“, die zweitgenannten 
durch die „ſoziale Krankheitsfürſorge“ umgriffen. 

Der „Gruppenfürſorge“ dienen hauptſächlich die Eheberatung, Schwangeren 
und Wöchnerinnenfürſorge, Säuglingsfürſorge, Kleinkinderfürſorge, Schulgeſundheits— 
pflege und Schulgeſundheitsfürſorge, Fortbildungsſchulfürſorge einſchl. der geſund— 
heitlichen Jugendpflege, und die auf Geſundheitsſchäden ſich gründende Wohnungs- 
fürſorge, 

der „Krankheitsfürſorge“: die Fürſorge für Geſchlechtskranke, die Krüppel— 
fürſorge, die Fürſorge für Geiſtesſchwache, Geiſteskranke, Pſychopathen und Alkohol⸗ 
kranke. Des näheren auf dieſe einzelnen Fürſorgezweige einzugehen, muß ich mir leider 
verſagen; nur bemerken möchte ich, daß wir bei jeder planmäßig betriebenen, geſund⸗ 
heitlichen Fürſorgearbeit untrennbare Uebergänge der einen Art in die andere und 
umgekehrt haben. 

In faſt allen einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen der Nachkriegszeit und in den 
durch unſere Zentralorganiſationen uns gegebenen Richtlinien finden wir den Hinweis, 
daß ein verſtändnisinniges Zuſammenwirken zwiſchen öffentlicher und privater Für⸗ 
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jorgearbeit mit allen Mitteln zu erſtreben iſt. Wollen wir das uns geſteckte Ziel m 
der Fürſorge wirklich erreichen, ſo müſſen wir jede Doppelarbeit ganz naturgemäß 
vermeiden, ſchon um die zur Verfügung ſtehenden Mittel je nach der Hilfsbedürftigkeit 
der zu Betreuenden voll ausnutzen zu können. Dies iſt aber nur möglich bei einer 
Zuſammenarbeit der öffentlichen und freien Fürſorge. 

Lange bevor Staat und Kommune, durch die unermeßlichen Verluſte des Volks— 
krieges gedrängt, ſich der Fürſorge annahmen, hatte die private Fürſorge aus dem 
inneren Drange „des Dienſtes am Nächſten“ viel Gutes und Großes geleiſtet, meiſt 
mit Unterſtützung nur unerheblicher gemeindlicher Mittel. In der Not der Zeit hat 
ſich aber die zumeiſt gefühlsmäßige Einſtellung der freien Organiſationen von ſelbſt 
auf eine ſachliche umſtellen müſſen, ſo daß jetzt die Grundlage aller Fürſorge die 
öffentliche mit ihrem feſteren Rückgrat geworden iſt. 


Während der Staat mit ſeiner ſtarren Geſetzesmaſchine zumeiſt mit der Heraus- 
gabe von Geſetzen, Erlaſſen, Verordnungen, Ausführungsbeſtimmungen und mit der 
Aufſicht ſich begnügt, liegt die Durchführung der geſundheitsfürſorgeriſchen Maßnahmen 
bei den freier beweglichen und anpaſſungsfähigeren Selbſtverwaltungskörpern, welche 
zudem zum allergrößten Teil für die Aufbringung der Mittel zu ſorgen hatten. 
Die Kommunen ſind ja von jeher die berufenen Träger der Fürſorge, ja werden es 
immer bleiben müſſen, weil letzten Endes ihnen die Aufgabe zufällt, für ihre Bürger 
zu ſorgen. 

Danach ſcheint mir die Aufgabe der freien Wohlfahrtspflege, im beſonderen 
auf dem Gebiete der Geſundheitsfürſorge, darin zu liegen, Pionier- und Vorarbeit, 
dann, ſobald die öffentliche Fürſorge ihre Hand im Spiele hat, Ergänzungsfürſorge 
zu leiſten. Unbedingt bedarf aber jede mehr oder minder bürokratiſche, behördliche 
Fürſorgearbeit der ergänzenden Einzelhilfe der freien Liebestätigkeit. Vom ökono— 
miſchen und planwirtſchaftlichen Standpunkte aus iſt es unrichtig, wenn die freie 
Liebestätigkeit von den ihr in den letzten Jahren geſetzlich eingeräumten Rechten 
einen übermäßigen Gebrauch zu machen beſtrebt iſt. Das Arbeitsgebiet der Fürſorge 
iſt ſo groß und verlangt ſoviel geſchulte Kräfte, daß eine Arbeitsteilung die Arbeit 
der freien Liebestätigkeit niemals einſchränkt, wohl aber eine jetzt gerade ſo dringend 
benötigte Vertiefung der Arbeit zu bewirken vermag. 

An der geſundheitlichen Fürſorgearbeit ſind außer Staat, Kommune und freier 
Liebestätigkeit auch die Sozialverſicherungsträger teils obligatoriſch teils fakultativ 
beteiligt. 

Im Laufe der Jahre haben ſich nun zwiſchen allen auf dem Gebiete der ſozialen 
Fürſorgearbeit Tätigen heraus aus der Ueberzeugung der Zweckmäßigkeit Arbeits- 
gemeinſchaften gebildet, welche faſt durchgängig Vorzügliches geleiſtet haben. Ueber die 
Notwendigkeit der Zuſammenfaſſung aller Kräfte in der Geſundheitsfürſorge beſteht 
heute kein Zweifel mehr, ſo daß immer neue Arbeitsgemeinſchaften ſich bilden — ich 
nenne nur die der ſozial-hygieniſchen Reichsfachverbände, die Arbeitsgemeinſchaften 
im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiet, die Zuſammenſchlüſſe in der Provinz Poſen— 
Weſtmark, in Heſſen-Naſſau und in Sachſen. Die ins einzelne gehende Arbeit 
wird naturgemäß nach wie vor in den örtlichen Einrichtungen geleiſtet. Daraus erhellt 
ohne weiteres die Notwendigkeit örtlicher Arbeitsgemeinſchaften. : 

Auch bei uns im Often beſtehen feit vielen Jahren derartige Arbeits— 
gemeinſchaften, ſo bei unſeren Königsberger Einrichtungen: die Fürſorgeſtelle für 
Lungenkranke und Tuberkulöſe, die Beratungsſtelle für Alkoholkranke und ſeit dem 
vorigen Jahre der zur Durchführung der Reichsgeſundheitswoche gebildete Orts— 
ausſchuß für hygieniſche Volksbelehrung. Auch die Erholungsfürſorge und planmäßige 
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Schulzahnpflege in Königsberg find in ihrem Bau ganz auf den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken eingeſtellt. 

Unjere ſchnellebige Zeit begnügt ſich aber nicht mit einer ruhigen, ſicheren 
Entwicklung, drängt vielmehr — und auf dieſem Gebiete vielleicht nicht mit Unrecht — 
zu einer etwas ſchnelleren Gangart. 

Nach dem Geſetz über Geſundheitsfürſorge in der Reichsverſicherung vom 
28. Juli 1925 iſt den geſetzgebenden Körperſchaften, im beſonderen dem ſogenannten 
beauftragten Sonderausſchuß durchaus die Möglichkeit gegeben, uns mit reichsgeſetz— 
geſetzlichen Vorſchriften zur Hebung der geſundheitlichen Verhältniſſe der verſicherten 
Bevölkerung eines ſchönen Tages zu beglücken. Die Kommunen würden dann wieder 
einmal, ohne gehört zu ſein, einer vollendeten Tatſache gegenüber ſtehen, würden 
aber ebenſo außerſtande ſein, den ihnen zudiktierten Obliegenheiten nachzukommen — 
leider, wie ſchon öfters, ſehr zum Schaden der Sache ſelbſt. 


Als Tatſache iſt folgendes zu buchen: In einer Sitzung im Reichsarbeits- 
miniſterium am 17. Februar v. J. wurde von ſeiten dieſes Miniſteriums die Anſicht 
vertreten: „Die geiſtige und tatſächliche Führung in der Geſundheitsfürſorge ſoll 
den Verſicherungsträgern überlaſſen werden“. 


Unterm 26. Oktober v. J. macht nun der Herr Reichsarbeitsminiſter von der 
vorher erwähnten geſetzlichen Befugnis Gebrauch und erläßt unter „Vertraulich“ 
Richtlinien für die Geſundheitsfürſorge in der Reichsverſicherung an den ſtändigen 
Ausſchuß des Verbandes der Deutſchen Landesverſicherungsanſtalten zu Caſſel. Die 
als Referentenentwurf bezeichneten Richtlinien ſehen zunächſt ein Zuſammenwirken 
der Träger der Kranken-, Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung vor und beziehen 
ſich nut auf die Geſundheitsfürſorge für tuberkulöſe und geſchlechtskranke Verſicherte. 
Die Ausdehnung der Richtlinien auf andere Krankheiten ſoll vorbehalten bleiben, 
ebenſo die Regelung des Zuſammenwirkens der Träger der Reichsverſicherung mit 
den Trägern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege. 


Bekanntermaßen ſind die Träger der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung 
befugt, Heilbehandlung und Fürſorgemaßnahmen neben der den Krankenkaſſen 
obliegenden Krankenhilfe und -Fürſorge zu gewähren. Die Betreuung der tuber- 
kulöſen und geſchlechtskranken Verſicherten ſoll fortan nach dem Vorſchlage des Herrn 
Reichsarbeitsminiſters durch einen Verſicherungsträger erfolgen, und zwar die Be— 
treuung der tuberkulöſen Verſicherten „muß“, ich zitiere hier aus dem den Richt⸗ 
linien vorgeſetzten Erlaß, „von vornherein in die Hand der Invaliden— und Ange— 
ſtelltenverſicherung gelegt werden“, bei der Betreuung der Geſchlechtskranken ſoll den 
Krankenkaſſen, wie es im Erlaß geſagt iſt, „der erſte Zugriff belaſſen“ werden. 


Einen Leiſtungsanſpruch hat zeitig der tuberkulöſe und geſchlechtskranke Ver— 
ſicherte nur gegen die Krankenkaſſe und auch nur, ſoweit es ſich um Krankenpflege 
und Krankengeld handelt, dagegen hat er auf die nach der Reichsverſicherungsordnung 
und Angeſtelltenverſicherung zugelaſſenen Maßnahmen der Verſicherungsträger 
bislang keinen Anſpruch. Die Befugnis zur Durchführung von Heilbehandlungs- 
und Fürſorgemaßnahmen begründet jedoch für die Verſicherungsträger gegenüber 
der Allgemeinheit und der Aufſichtsbehörde fraglos die ſoziale Verpflichtung, 
von dieſer Befugnis in geeigneten Fällen im Rahmen der für dieſen Zweck zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mittel auch Gebrauch zu machen. 

An der Hand der Richtlinien möchte ich, ohne des näheren auf ſie einzugehen, 


wenigſtens den künftighin gedachten Gang bei Einleitung eines Heilverfahrens für 
einen Tuberkulöſen kurz ſkizzieren: 
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Die Krankenkaſſen melden der Landesverſicherungsanſtalt unter Beifügung der 
gutachtlichen Aeußerungen ſowie der ſonſtigen für die Beurteilung wichtigen Unter— 
lagen mit ihrer eigenen Stellungnahme den betreffenden Fall. Die Landes— 
verſicherungsanſtalt vereinbart, ſoweit möglich, mit den Tuberkulöſe-Fürſorgeſtellen 
ihres Bezirkes, daß dieſe die in ihrer Fürſorge ſtehenden tuberkulöſen Verſicherten 
alsbald mit einer gutachtlichen Aeußerung des Fürſorgearztes über die erforderlichen 
Heilbehandlungs- und Fürſorgemaßnahmen melden; auch vereinbart ſie, ſoweit möglich, 
mit den ſonſtigen Stellen (Aerzteſchaft, Krankenhäuſern, Schulärzten, Wohlfahrts- 
ämtern uſw.), daß dieſe Stellen ihr die ihnen bekannt werdenden tuberkulöſen Ver— 
ſicherten melden. Die Landesverſicherungsanſtalt ſammelt auch die ihr von anderen 
Stellen zugehenden Nachrichten über tuberkulöſe Verſicherte, des weiteren ſichtet ſie 
die ihr mitgeteilten oder die ihr ſonſt bekannten Fälle und zieht etwaige Vorgänge 
anderer Verſicherungsträger und der Tuberkuloſefürſorgeſtelle herbei; fie veranlaßt 
ſchließlich, ſoweit erforderlich, die ärztliche Unterſuchung oder die Behandlung in 
einem Krankenhauſe oder in einer anderen geeigneten Anſtalt. 


Klar und deutlich geht alſo aus dieſen als vertraulich bezeichneten Richtlinien 
hervor, daß es dem Herrn Reichsarbeitsminiſter darauf ankommt, die ſozialen Ver— 
ſicherungsträger zu den maßgebenden Stellen auf dem Gebiete der Geſundheits— 
fürſorge, und zwar zunächſt die Landesverſicherungsanſtalt auf dem der Tuberkuloſe— 
bekämpfung zu machen, während alle anderen Beteiligten, alſo auch die Kommunen, 
zur Mitarbeit herangezogen werden, ebenſoweit es der Landesverſicherungsanſtalt 
oder einer von dieſer ins Leben gerufenen Arbeitsgemeinſchaft notwendig erſcheint. 
Letzten Endes ſollen alſo die Gemeinden auf dem Gebiete der vorbeugenden Geſund— 
heitsfürſorge lediglich ausführendes Organ der Verſicherungsträger ſein. Nichts wird 
aber ſo vertraulich gehalten, daß es auch nicht andere Leute erfahren. So gings 
auch mit den vertraulichen Richtlinien des Herrn Reichsarbeitsminiſters. Der Deutſche 
Städtetag erhob ſofort, als er von ihnen Kenntnis erhielt, Einſpruch in einer 
Sitzung ſeines Wohlfahrtsausſchuſſes vom 19. November 1926 mit der Begründung, 
es ginge unmöglich an, den Kommunen erneute Auflagen zu machen, ohne daß mit 
der beteiligten Spitzenorganiſation vorher auch nur die geringſte Fühlung genommen 
wäre. Das Reichsarbeitsminiſterium konnte ſich dieſem begründeten Einſpruch nicht 
verſchließen und ſetzte eine erneute Beſprechung auf den 17. Dezember 1926 an, zu 
der u. a. auch Vertreter des Deutſchen Städtetages zugezogen werden ſollten. 


Ungefähr zur nämlichen Zeit hatte der Herr Landeshauptmann der Provinz 
Oſtpreußen unterm 2. Dezember 1926 Einladungen auf den 14. Dezember 1926 
an den Oſtpreußiſchen Städtetag, den Oſtpreußiſchen Landkreistag, die Spitzen— 
organiſationen der freien Wohlfahrtspflege, die Spitzenverbände der Reichsverſiche— 
rungsträger, die Regierungspräſidenten der vier öſtlichen Regierungsbezirke und an 
das Hauptverſorgungsamt zwecks Gründung einer Arbeitsgemeinſchaft zur Bekämpfung 
der Tuberkuloſe ergehen laſſen. Als Veranlaſſung war angegeben: das Erſuchen 
des Preußiſchen Landtages an das Staatsminiſterium „entſprechend den bei der 
Annahme des Tuberkuloſebekämpfungsgeſetzes gefaßten Entſchließungen dafür zu 
ſorgen, daß alle vorhandenen Einrichtungen von reichs-, ſtaats- und gemeinde— 
wegen und ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften ſowie ſolcher konfeſſioneller und 
privater Art in eine Arbeitsgemeinſchaft zuſammengefaßt werden“. — Es war gedacht 
an eine loſe, ohne an beſtimmte Verpflichtungen gebundene Arbeitsgemeinſchaft, 
welche Fragen der Tuberkuloſebekämpfung von allgemeinem Intereſſe zu behandeln 
und die Durchführung von Maßnahmen, die das Zuſammenwirken mehrerer Be- 
teiligter erfordern, im gegenſeitigen Einverſtändnis zu regeln haben würde. 
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An dieſer Sitzung nahm ich als Vertreter des Oſtpreußiſchen Städtetages teil. 
Auch ich ſprach mich in derſelben durchaus für den Gedanken einer Arbeitsgemeinſchaft 
aus, jedoch nicht in der Weiſe, wie ſie vom Herrn Landeshauptmann, als Vorſitzender 
des Vorſtandes der Landesverſicherungsanſtalt, angeregt und von ſeinem Stell— 
vertreter des näheren begründet wurde. Man dürfe beim Bau eines Hauſes nicht 
mit dem Dach anfangen, ſondern muß mit dem Fundament beginnen. Die Grund— 
lage für eine Arbeitsgemeinſchaft zur erfolgreichen Bekämpfung der Tuberkuloſe 
auch in Oſtpreußen müſſen m. E. zunächſt leiſtungsfähige, örtliche Arbeitsgemeinſchaften 
ſein. Dieſe werden aber nur erſtehen unter Führung der Stelle, die letzten Endes 
verantwortlicher Träger der öffentlichen Geſamtfürſorge iſt, und das ijt wohl aus 
nahmslos die Gemeindeverwaltung. Wohl beteiligen ſich erfreulicherweiſe in den 
letzten Jahren in zunehmend ſteigendem Maße auch die Verſicherungsträger an den 
Belangen gerade der geſundheitlichen Fürſorge, aber einmal gilt deren Fürſorge 
immerhin nur dem beſchränkten Kreiſe ihrer Verſicherten, andrerſeits beſteht zeitig 
noch vielfach ein Nebeneinanderarbeiten und Ueberſchneiden in Ausübung ihrer 
fürſorgeriſchen Obliegenheiten, zumal Zuſtändigkeitsſchwierigkeiten zwiſchen den ein— 
zelnen Trägern der Sozialverſicherung in befriedigender Weiſe leider bisher nicht 
gelöſt ſind. Die Gemeindeverwaltung umfaßt dagegen ſämtliche Fürſorgebedürftigen 
und tritt heute ebenſo wie früher pflichtgemäß überall da ein, wo eine tatſächliche 
Notwendigkeit vorliegt, vielfach auch dann, wenn Verſicherungsträger die Kann— 
Leiſtungen nicht gewähren. Sollen Landesverſicherungsanſtalt oder Krankenkaſſen 
vorwiegend zu Trägern der vorbeugenden Geſundheitsfürſorge umgeſtaltet werden, 
müſſen ihnen auch unbedingt ausreichende Mittel für die Durchführung aller Einzel— 
fälle zur Verfügung ſtehen. Solange es den Verſicherungsträgern aber freiſteht, an 
den Koſten der kommunalen Fürſorge ſich zu beteiligen oder nicht, ſolange die jetzigen 
Kann-Vorſchriften nicht durch Muß--Vorſchriften erſetzt ſind, und Bindungen in gegen— 
ſeitigem Einvernehmen vorliegen, darf den Verſicherungsträgern ſeitens der Kommunen 
der Vorrang nicht zuerkannt werden, weil nicht unerhebliche geldliche Rückwirkungen 
auf die Finanzen der Gemeinden unvermeidlich ſind. 

Kommt ein freiwilliger Zuſammenſchluß aller auf dem Gebiete der vorbeugenden 
Geſundheitsfürſorge ſich Betätigenden, alſo der ſozialen Verſicherungsträger, der 
öffentlichen und privaten Fürſorgeorgane im Intereſſe aller Fürſorgebedürftigen 
unter Führung des verantwortlichen Trägers der Geſamtfürſorge zuſtande, ſind alſo 
derartig zuſammengeſetzte, örtliche Arbeitsgemeinſchaften entſtanden, die etwa den 
Kreis eines Bezirksfürſorgeverbandes umfaſſen dürften, ſo könnten dieſe zwecks Ein— 
heitlichkeit ihrer Tätigkeit ihre gegebene Spitze ſehr wohl in einer Arbeitsgemeinſchaft 
beim Landesfürſorgeverband finden. Ganz naturgemäß wird die Betätigung jeder 
Arbeitsgemeinſchaft um ſo erfolgreicher ſich geſtalten, je mehr Teilgebiete der Ge— 
ſundheitsfürſorge bei größtmöglicher Betätigung geſundheitsfürſorgeriſch-intereſſierter 
Stellen ſie umgreift. 

Als grundſätzlich falſch habe ich daher bezeichnen müſſen, daß, nachdem es 
gelungen, das weitverzweigte Gebiet der Geſundheitsfürſorge in der Gemeinde— 
verwaltung in einer Stelle, und zwar mit ſteigendem Erfolge zuſammenzufaſſen, 
man nunmehr wieder einzelne Gebiete herauszugreifen und geſondert zu behandeln 
beabſichtige. 

Seine Sitzungseinladung leitet der Herr Landeshauptmann mit einem Erſuchen 
ein, welches auf das bereits am 4. Auguſt 1923 angenommene Geſetz zur Bekämpfung 
der Tuberkuloſe, alſo auf über drei Jahre zurückgreift, daß auch die neueſten Richt⸗ 
linien des Herrn Reichsarbeitsminiſters grade für die jetzige Sitzungseinberufung 
nicht ohne Einfluß geweſen ſind, glaube ich durchaus berechtigt zu ſein, anzunehmen. 


42 


Schließlich wies ich darauf hin, daß der Herr Reichsarbeitsminiſter feine ohne 
jede Fühlungnahme mit den Spitzenverbänden der öffentlichen und freien Wohl— 
fahrtspflege herausgegebenen Richtlinien, in drei Tagen, alſo am 17. Dezember 1926, 
mit den Spitzenorganiſationen der Städte und Landkreiſe nochmals durchzuberaten 
ſich bereit erklärt habe. Aus dieſen Gründen bat ich um Vertagung der Gründung 
der geplanten Arbeitsgemeinſchaft in Oſtpreußen für ganz kurze Zeit. 


Meiner Bitte wurde nicht Folge gegeben, vielmehr eine Oſtpreußiſche Arbeits— 
gemeinſchaft zur Bekämpfung der Tuberkuloſe mit allen gegen meine Stimme ge— 
gründet. Dieſe Arbeitsgemeinſchaft hat auch bereits einmal am 4. März d. J. 
getagt. Verhandelt wurde über die Frage der Zweckmäßigkeit der Einrichtung von 
Tuberkuloſe-Krankenhäuſern und Heilſtätten in Oſtpreußen, insbeſondere das geplante 
Tuberkuloſe-Krankenhaus in Tilſit begutachtet und Richtlinien für die Förderung 
von Tuberkuloſe-Fürſorgeſtellen aufgeſtellt. Bei dieſer Sitzung hatte ich wiederum 
die Ehre, als Vertreter des Oſtpreußiſchen Städtetages teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Sitzung im Reichsarbeitsminiſterium am 17. Dezember 1926 
über den Richtlinienentwurf mit dem Deutſchen Städtetag kann dahin zuſammengefaßt 
werden, daß der Herr Reichsarbeitsminiſter ſeinen Entwurf zurückzog und einen neuen 
aufzuſtellen zuſagte. Meine ablehnende, inzwiſchen aber als durchaus berechtigt ſich 
erwieſene Stellungnahme in der Sitzung bei dem Herrn Landeshauptmann am 
14. Dezember 1926 fand ſeitens des Vorſtandes des Oſtpreußiſchen Städtetages am 
7. März 1927 einſtimmige Billigung. 

Der Deutſche Städtetag hat dann in einem Schreiben vom 22. März d. J. 
mitgeteilt, daß er konkrete Vorſchläge über die Bildung von örtlichen und provinziellen 
Arbeitsgemeinſchaften aufgeſtellt habe, die vorausſichtlich zum größten Teil in die 
Richtlinien des Herrn Reichsarbeitsminiſters aufgenommen werden würden. Kommen 
dieſe gemeinſamen Richtlinien zuſtande, müßten ſie erſt noch die Genehmigung des 
Reichsrats und des Reichstagsausſchuſſes finden. Bisher ſind dieſe Richtlinien nicht 
veröffentlicht worden. 

Während der Herr Reichsarbeitsminiſter und der Deutſche Städtetag über 
die zurückgezogenen Richtlinien berieten und die vom Herrn Landeshauptmann für 
Oſtpreußen gegründete Arbeitsgemeinſchaft ſich zu betätigen begann, richtet der 
Preußiſche Herr Miniſter für Volkswohlfahrt unterm 28. Dezember 1926 an die 
Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten ſowie an ſämtliche öffentlichen und 
privaten Wohlfahrtspflegeverbände einen Erlaß, in dem er darauf hinweiſt, daß, 
wie ja in der F. V. feſtgelegt iſt, die Fürſorgeverbände den Mittelpunkt der öffent— 
lichen Wohlfahrtspflege und das Bindeglied zwiſchen öffentlicher und freier Wohl— 
fahrtspflege darſtellen. An Stelle des bisherigen Wetteifers der Organiſationen 
der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege und der Verſicherungsträger muß, 
ſo führt der Herr Wohlfahrtsminiſter aus, eine größere Planmäßigkeit treten, um 
eine Nachhaltigkeit des Erfolges zu ſichern. Die Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben 
ſind durch eine geregelte Fortentwicklung der vorhandenen Anſätze zu zuſammen— 
faſſender Arbeit und durch zweckmäßiges Ineinandergreifen aller in der Wohlfahrts— 
pflege beteiligten Stellen in Form von Arbeitsgemeinſchaften zu löſen. 

Den Bezirks- und Landesfürſorgeverbänden wird es alſo obliegen, bei der 
Bildung und nachfolgenden durchführenden Arbeit der Arbeitsgemeinſchaften die 
Führung in die Hand zu nehmen. 

Aufgabe der den Bezirksfürſorgeverbänden angegliederten Arbeitsgemeinſchaften 
wird es beiſpielsweiſe ſein, auf dem Gebiet der Fürſorge für Schwangere, Wöch— 
nerinnen, Säuglinge, Kleinkinder und Schulkinder einſchließlich der Schulzahnpflege, 
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der Bekämpfung der Tuberkuloſe, der Geſchlechtskrankheiten und des Alkoholmißbrauchs 
und der Arbeitsfürſorge für Erwerbsbeſchränkte ein planmäßiges Zuſammenarbeiten 
herbeizuführen. Sind gemeinſame Einrichtungen notwendig, ſo wird dieſe Arbeits— 
gemeinſchaft die Aufbringung der Mittel ſicherzuſtellen haben. 

Sache der überörtlichen Arbeitsgemeinſchaften, der Landesfürſorgeverbände wird 
es ſein, den Austauſch der örtlichen Erfahrungen, die Einleitung und Finanzierung 
gemeinſamer Veranſtaltungen, insbeſondere von Fortbildungslehrgängen, und die 
Vermittlung bei der Erfüllung aller über den örtlichen Bereich oder die Kräfte 
einzelner Bezirksfürſorgeverbände überſteigender wohlfahrtspflegeriſcher Aufgaben zu 
vermitteln. 

Zufolge dieſes ſachlich begründeten und durchaus berechtigten Hinweiſes des 
Herrn Wohlfahrtsminiſters vom 28. Dezember 1926, der zudem unſerem beim Herrn 
Landeshauptmann am 14. Dezember 1926 eingenommenen Standpunkte in allen 
Punkten entſpricht, ſind wir in Königsberg inzwiſchen zur Gründung einer örtlichen, 
im Wege freier Verſtändigung zuſammengetretenen Arbeitsgemeinſchaft für das ge— 
ſamte Gebiet der geſundheitlichen Fürſorge geſchritten. Der Ortsausſchuß für 
hygieniſche Volksbelehrung, welcher Vertreter der öffentlichen und freien Wohlfahrts- 
pflege, der ſozialen Verſicherungsträger, der Schule, Wiſſenſchaft, Wirtſchaft, Staats- 
und Provinzialbehörde unter Führung der Gemeindeverwaltung umfaßt, ſchien uns 
als Ausgangspunkt um ſo geeigneter, als eine Neugründung vermieden, dagegen 
die Belebung einer beſtehenden Organiſation erreicht werden konnte. Durch nur 
unerhebliche Erweiterung dieſes Ausſchuſſes um einige wenige Vertreter der freien 
Liebestätigkeit, der Arbeiterfürſorge und des Landesfürſorgeverbandes konſtituierten 
wir uns am 20. Mai d. J. einſtimmig zu einem Stadtverband für Geſundheits— 
fürſorge, in welchem nunmehr ſämtliche auf dem Gebiete der Geſundheitsfürſorge 
bereits beſtehenden Arbeitsgemeinſchaften aufgehen. Aufgabe dieſes Stadtverbandes 
wird es ſein, alle für die Volkswohlfahrt tätigen Organe und Perſonen zu gemeinſamer 
Arbeit und, ſoweit die Mittel der Beteiligten es geſtatten, auch zu gemeinſamen 
finanziellen Leiſtungen heranzuziehen. 

Bringen wir es zu Wege, in jeder Kommune, zum wenigſten aber in jedem 
Bezirksfürſorgeverbande ſolche Arbeitsgemeinſchaften zu ſchaffen, dann dürfen wir 
überzeugt ſein, unſeren Teil zu der ſo notwendigen Hebung der Volksgeſundheit voll 
und ganz geleiſtet zu haben. 


Dieſes vor Ihnen des näheren zu begründen, war mir eine Pflicht, der ich gern 
nachgekommen bin. Die Durchführung iſt in Ihre Hand gegeben, meine Herren, 
die Sie für Ihre Gemeindeverwaltungen verantwortlich zeichnen. 


Meine Damen und Herren! Wenn in Ortelsburg vor vier Jahren meine Aus— 
führungen darin gipfelten: Die ſtädtiſche Geſundheitspflege möge wegen der körper— 
lichen und ſittlichen Verelendung unſeres Volkes zu einer Geſundheitsfürſorge aus— 
geſtaltet werden, ſo iſt dieſes inzwiſchen erfolgt. Heute möchte ich dahin mich zu— 
ſammenfaſſen: Eine rationell-betriebene Wohlfahrtspflege kann eine planmäßig— 
ausgebaute Geſundheitsfürſorge gar nicht mehr entbehren, ſämtliche Zweige dieſer 
müſſen an einer Stelle bei der Gemeindeverwaltung vereinigt fein, und ſich aus: 
wirken in einer im Wege freier Verſtändigung zuſammengetretenen Arbeitsgemeinſchaft, 
der möglichſt alle in der Geſundheitsfürſorge Tätigen angehören. Wollen wir doch 
alle darüber uns klar ſein, daß zu einem dauernden Hochkommen eines Volkes eine 
körperlich und geiſtig kraftvolle Geſundheit eine unerläßliche Vorbedingung iſt! Das 
Augenmerk nur auf das Wirtſchaftliche richten zu wollen, wie es heute leider noch 
gar zu häufig geſchieht, ijt eine allzu kurzſichtige Wirtſchaftspolitik, die über kurz 
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und lang ſich bitter rächen muß, weil ja nichts die menſchliche Entwicklung in die 
Höhe ſo behindert, wie ein krankes, ſieches Volk. 

Geſundheitsfürſorge iſt daher heute die Lebensfrage des deutſchen Volkes. 
Und Geſundheitspolitik ſoll und muß über jeder Politik ſtehen, wollen wir wirklich 
ernſthaft den Wiederaufbau unſeres geliebten deutſchen Vaterlandes! (Lebhafter 
Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich danke Herrn Kollegen Jankowski 
für ſeine ausgezeichneten Ausführungen und ſchlage vor, die von ihm aufgeſtellten 
Leitſätze dem Vorſtande zur Erledigung zu überweiſen. Wenn das Wort nicht 
gewünſcht wird, ſtelle ich Ihre Zuſtimmung dazu feſt. 

Hierauf werden nachſtehende Leitſätze dem Vorſtande überwieſen: 

1. Alle Maßnahmen, die zur Hebung des Geſundheitszuſtandes beitragen, 
einerſeits der Geſamtbevölkerung, andererſeits einzelner, beſonders bedrohter 
Volksſchichten, müſſen in der Gemeindeverwaltung an einer Stelle ver— 
einigt ſein. Unter Hebung der Volksgeſundheit iſt nicht allein möglichſte 
Eindämmung der Volksſeuchen, ſondern auch möglichſte Beſſerung der 
allgemein-geſundheitlichen Verhältniſſe zu verſtehen. 

Zur Vermeidung jeglichen Nebeneinanderarbeitens ijt unbedingt ein Zu— 
ſammenſchluß aller in der Geſundheitsfürſorge ſich Betätigenden, d. h. der 
ſozialen Verſicherungsträger, der öffentlichen und privaten Fürſorgeorgane, 
im Intereſſe aller Fürſorgebedürftigen unter Führung der Gemeindeverwal— 
tung erforderlich. 

. Diefer Zuſammenſchluß erfolgt am geeignetſten in örtlichen, freiwillig— 
zuſammengetretenen Arbeitsgemeinſchaften. 

Solche Arbeitsgemeinſchaften vermögen um jo erfolgreicher ſich zu betätigen, 
je mehr Teilgebiete der Geſundheitsfürſorge bei größtmöglicher Beteiligung 
geſundheitsfürſorgeriſch-intereſſierter Stellen ſie umfaſſen. 

Empfehlenswert iſt, wenigſtens eine örtliche Arbeitsgemeinſchaft für die 
geſamte Geſundheitsfürſorge in jedem Bezirksfürſorgeverbande zu ſchaffen. 

Die Arbeitsgemeinſchaften der einzelnen Bezirksfürſorgeverbände finden zwecks 
Einheitlichkeit ihrer Tätigkeit ihre gegebene Spitze in einer Arbeitsgemeinſchaft 
beim Landesfürſorgeverbande. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich darf Herrn Kollegen Jankowski 
bitten, noch zu der anderen Frage das Wort zu nehmen. 


Stadtmedizinalrat Dr. Jankowski⸗ Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! 
Nachdem Sie die Richtlinien einſtimmig angenommen haben, bitte ich den Oſtpreußiſchen 
Städtetag, folgendes zu beſchließen: 

1. Die auf dem 36. Oſtpreußiſchen Städtetage zu Lyck am 25. Juni 1926 
einſtimmig angenommenen Richtlinien betreffend örtliche, freiwillig-zuſammen— 
getretene Arbeitsgemeinſchaften für Geſundheitsfürſorge dem Herrn Landes— 
hauptmann für Oſtpreußen zur Kenntnis zuzuſtellen, 

2. die Schaffung ſolcher Arbeitsgemeinſchaften für den Bereich eines jeden 
Bezirksfürſorgeverbandes im Benehmen mit dem Oſtpreußiſchen Landkreis— 
tage auf Grund $ 5, Abſ. 4 der Fürſorgeverordnung baldmöglichſt in die 
Wege zu leiten, 

3. den Herren Regierungspräſidenten zu Königsberg Pr., Gumbinnen, Allen— 
ſtein und Marienwerder den Beſchluß zu 1) und 2) zur Kenntnis zugehen 
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zu laſſen unter Bezugnahme auf den Erlaß des Herrn Preußiſchen Miniſters 

eh Be IM III 4127 

für Volkswohlfahrt vom 28. Dezember 1926 „IT E:4190 

4. dem Deutſchen Städtetag zu Berlin NW 40, Alſenſtraße 7, von Beſchluß 1), 
2) und 3) Mitteilung zu machen. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Auch gegen dieſe Vorſchläge erhebt ſich 
kein Widerſpruch. Ich ſtelle Ihre Zuſtimmung feſt. 
Wir kommen zur Erledigung der geſchäftlichen Angelegenheiten. 


Der 
Geſchäftsbericht 
iſt gedruckt Ihnen zugegangen und befindet ſich in Ihrer Hand. Eine mündliche 
Erläuterung erübrigt ſich wohl. 


Das Wort hat Herr Stadtverordneter Legatis. 


Stadtverordneter Legatis⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! Die 
Königsberger Stadtverordnetenverſammlung hat ſich in ihrer letzten Sitzung vor 
der Tagung des Oſtpreußiſchen Städtetages mit der Organiſation des Städtetages 
befaßt und dahingehend einen Wunſch dem Magiſtrat übermittelt, daß die Zuſammen— 
ſetzung des Vorſtandes, die bisher durch § 7 der Satzung geregelt ijt, der heutigen 
Sachlage angepaßt werden möge. Sie wiſſen, meine Damen und Herren, daß noch 
vor den Landtagsferien die neue Städteordnung im Landtage verabſchiedet werden 
ſoll, und es ſcheint uns an der Zeit, daß auch die Organiſation des Oſtpreußiſchen 
Städtetages, die ja eine durchaus freie Vereinigung der Kommunen darſtellt, eine 
zeitgemäße Wandlung erfährt. Es ſcheint mir auch, daß es gerade für Oſtpreußen, 
auf deſſen beſondere Lage ja in dieſen Tagen wiederholt hingewieſen worden iſt, 
notwendig iſt, ein engeres Verhältnis zwiſchen den Stadtverordneten und den 
Magiſtraten der Städte herbeizuführen. Wenn die Stadtverwaltungen der Ausdruck 
nicht nur einer möglichſt weitgehenden Selbſtverwaltung ſein ſollen, ſondern auch eines 
engen Zuſammenarbeitens zwiſchen den Gemeindevertretern und den Magiſtrats— 
vertretern, dann müßte es der Oſtpreußiſche Städtetag in entſprechender Weiſe ſein. 

Ich würde Sie daher bitten, dieſer Anregung, die von der Königsberger 
Stadtverordnetenverſammlung ausgeht, Rechnung zu tragen und eine Regelung 
der Zuſammenſetzung des Vorſtandes des Oſtpreußiſchen Städtetages dahingehend 
zu treffen, daß künftighin eine ſtärkere Beteiligung der Stadtverordnetenvertreter 
im Vorſtande des Oſtpreußiſchen Städtetages durchgeführt wird. So wie die Dinge 
heute liegen, haben Sie unter den 10 Vorſtandsmitgliedern 2 Stadtverordneten- 
vertreter. Das ſcheint uns nicht hinzureichen. Wir wollen Ihnen keine beſtimmte 
Zahl nennen, glauben aber, daß als letztes Ziel immerhin eine paritätiſche Zu— 
ſammenſetzung des Vorſtandes erſtrebt werden muß und für den Uebergang bis zur 
Erreichung dieſes Zieles eine weitgehende Vertretung der Stadtverordneten im 
Vorſtande. 

Ich bitte die maßgebenden Inſtanzen, für die nächſte Sitzung des Oſtpreußiſchen 
Städtetages bereits die notwendigen Vorbereitungen nach dieſer Richtung hin zu treffen. 

Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Das wird geſchehen. Ich werde darauf 
noch zurückkommen. 

Ortelsburg hat folgenden Antrag eingereicht: 

J. Die Feuerſozietät Oſtpreußen zu erſuchen, den Städten für die Beitrags— 

einziehung eine angemeſſene Verwaltungsgebühr zu entrichten, 
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II. den Oſtmarkenrundfunk zu erſuchen, vor Beginn eines jeden Programmſtückes 

ein merkliches Zeichen von ca. 5 Minuten ertönen zu laſſen. 

Der Antrag ſoll dem Vorſtand als Material überwieſen werden. Da ſich 
dagegen keine Bedenken erheben, iſt ſo beſchloſſen. Wenn zu dem Geſchäftsbericht 
das Wort nicht gewünſcht wird, ſtelle ich die Kenntnisnahme feſt. 

Dann bitte ich Herrn Kollegen Breuer, zum Kaſſenbericht das Wort zu 


nehmen. 
Kaſſenbericht. 


Bürgermeiſter Breuer⸗Pr. Eylau: Der Berichterſtattung liegt zugrunde das 
Geſchäftsjahr vom 1. April 1926 bis zum 31. März 1927. Zu Beginn des Geſchäfts— 
jahres ijt ein Barbeſtand von 741,60 RM. und ein Einnahmereſt von 497,20 RM. 
zu verzeichnen. Von dieſem Einnahmereſt ſind eingegangen 423 RM., ſo daß ein 
Betrag von 74,20 RM. verblieben iſt. 

Die Haupteinnahmequellen ſind die Mitgliederbeiträge, und zwar waren vor— 
geſehen für 235 Stimmen zu 35 RM. — 8225 RM., vereinnahmt ſind 8190 RM. 
von 234 Stimmen zu 35 RM. Die Stadt Mohrungen war mit einer Stimme 
zuviel in Anſatz gebracht und mußte mit 35 RM. abgeſetzt werden. Die Beiträge 
ſind reſtlos eingegangen. 

An Prüfungsgebühren waren vorgeſehen 100 RM., es ſind vereinnahmt 
388,40 RM. 

Bei „Insgemein“ ſtanden zum Soll 36,20 RM., vereinnahmt ſind 497,64 RM., 
darunter iſt die Einnahme enthalten für die Gemeindeſteuerſtatiſtik von 450 RM. 
Für dieſe wurden die Koſten beſonders umgelegt. 

An durchlaufenden Zahlungen waren vorgeſehen 200 RM., eingegangen ſind 
3468,48 RM., darunter ſind 1200 RM. Beitrag für die Auswandererberatungsſtelle, 
der Beſtand am Schluß des Jahres von 1624,50 RM., Vorſchußzahlungen und 
einige Umbuchungen. 

Die Geſamteinnahmen betragen 13 709,12 RM. 

Die Ausgaben geſtalteten ſich wie folgt: 

An Beiträgen ſtanden zum Soll für den Preußiſchen Städtetag 1190 RM., 
verausgabt ſind 1190 RM., für den Deutſchen Städtetag 1638 RM., verausgabt 
ſind 1638 RM., für die Auswandererberatungsſtelle 1200 RM., verausgabt ſind 
1200 RM. 

Tagegelder und Reiſekoſten ſtanden zum Soll: 


Für Vorſtandsſitzungen 1000 RM. . vorausgabt ſind 743, — RM. 
Für Sachverſtändige, Delegierte und Kommiſſions⸗ 
mitglieder 500 R MMW. verausgabt find 1163,50 RM. 


Dieſer Poſten hat überſchritten werden müſſen, weil nach einem Beſchluß der vor— 
jährigen Tagung die Ausſchüſſe erweitert ſind, und der Beſchluß gefaßt iſt, daß auch 
diejenigen Ausſchußmitglieder, die nicht zum Vorſtande gehören, Tagegelder und Reiſe— 
koſten erhalten ſollen. 

Unter „Geſchäftsführung“ ſtanden zum Soll für den Geſchäftsführer 600 RM., 
gezahlt ijt nichts, für die Bürohilfe 300 RM., gezahlt find 275 RM., für Steno- 
graphen und Schreibhilfe 300 RM., gezahlt ſind 200 RM., für Schreibmaterialien 
300 RM., verausgabt ſind 217,67 RM. 

Für Druckſachen und Veröffentlichungen waren vorgeſehen 1200 RM., ver— 
ausgabt ſind 2469 RM. Der Poſten hat überſchritten werden müſſen, da die Zahl 
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der Rundſchreiben erhöht ijt, und zwar auf allgemeinen Wunſch find die Rundſchreiben 
an die Städte weiter ausgebaut worden zu einem Nachrichtenblatt. Ferner ſind 
darunter enthalten die Koſten für die Gemeindeſteuerſtatiſtik, die an die Städte 
verſandt wurde. Durch Sonderumlage ſind die Koſten nach einem Beſchluß eingezogen, 
die in erhöhter Einnahme in Erſcheinung tritt. 

Für Portokoſten, Telefongeſpräche pp. ſind vorgeſehen 350 RM., verausgabt 
507,07 RM. 

Unter „Insgemein“ ſind vorgeſehen 709 RM., verausgabt 222,90 RM. 

Durchlaufende Zahlungen waren vorgejehen 200 RM., verausgabt 2258,48 RM. 
In dieſer Summe iſt auch der Beſtand enthalten, der am Schluß des Jahres in 
Höhe von 1624,50 RM. 

Die Geſamteinnahme beträgt alſ o.. 13 709,12 RM. 

die Gejantausgabe eee LN eee 12 084,62 RM. 

sodaß ein Beſtand on 222 1 624,50 RM. 
verbleibt. 

Der Voranſchlag für das kommende Jahr ijt nach dieſen tatſächlichen Einnahmen 
und Ausgaben wie folgt aufgeſtellt: 

Für das Jahr 1927/28 verbleibt ein Barbeſtand von 1624,50 RM. 

Mitgliederbeiträge ſind in Höhe von 10191 RM. vorgeſehen. Im vorigen 
Jahr hat der Mitgliederbeitrag 35 RM. je Stimme betragen. Dazu kam die Sonder- 
umlage für die Aus wandererberatungsſtelle von 5 RM. und die Umlage für die Gemeinde⸗ 
ſteuerſtatiſtik von 3 RM., zuſammen alſo 43 RM. Der Vorſtand hat nun beſchloſſen, zu 
empfehlen, die Sonderumlage in Wegfall bringen zu laſſen, und insgeſamt 43 RM. 
wie im Vorjahre umzulegen. Das würde eine Einnahme von 10 191 RM. ergeben. 

Es ſind vorgeſehen an Prüfungsgebühren 350 RM., „Insgemein“ 41,50 RM. 
und durchlaufende Zahlungen 400 RM. 

Insgeſamt ergibt fic) hiernach eine Einnahme von 12 607 RM. 

Die Ausgabe für 1927/28 weiſt einen Ausgabereſt von 845 RM. auf. 

Der Beitrag zum Preußiſchen Städtetag iſt von 1190 RM. auf 1309 RM. 
geſtiegen, weil der Beitragsſchlüſſel erhöht iſt. Auch der Beitrag für den Deutſchen 
Städtetag iſt von 1638 auf 1890 RM. geſtiegen. Für die Auswandererberatungsſtelle 
iſt ein Beitrag von 1200 RM. vorgeſehen. Wahrſcheinlich kann dieſer Betrag herab— 
geſetzt werden. Die Erſparnis kann dann aber als Beitrag für die Hauptverkehrsſtelle 
dienen. 

Tagegelder und Reiſekoſten ſind vorgeſehen für Vorſtandsſitzungen wie im 
Vorjahre 1000 RM., für Sachverſtändige, Delegierte pp. iſt der Betrag erhöht 
von 500 auf 1100 RM. 

Für die Geſchäftsführung ſind, wie im vorigen Jahre, vorgeſehen 600 RM. 
für den Geſchäftsführer, 300 RM. für die Bürohilfe, 300 RM. für Stenographen und 
Schreibhilfe, 300 RM. für Schreibmaterialien. 

Für Drucksachen und Veröffentlichungen ijt der Betrag entſprechend den ge— 
ſteigerten Ausgaben erhöht worden von 1200 auf 2500 RM., ebenſo iſt der Betrag 
für Portokoſten und Telefongeſpräche von 350 auf 500 RM. erhöht. 

Für „Insgemein“ ſind 250 RM., überzahlte Beiträge 113 RM. und durch⸗ 
laufende Zahlungen 400 RM. vorgeſehen. 

Hiernach ergibt ſich eine Geſamtausgabe von 12 607 RM. 
der eine Geſamteinnahme voeͤͤ n n 12607 RM. 
gegenüberſteht. 
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Die Rechnung ijt von den gewählten Rechnungsreviſoren, den Herren Bürger: 
meiſtern Zeiß und Makowka, geprüft worden. 
Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Ich bitte um den Bericht der Rechnungs⸗ 


prüfungskommiſſion. 


Bericht der Rechnungsprüfungskommiſſion 
und Entlaſtung des Kaſſenführers. 

Bürgermeiſter Zeiß⸗Schippenbeil: Die Rechnung iſt geprüft worden. Sie iſt 
entſprechend den Wünſchen in der vorjährigen Verſammlung aufgeſtellt, ſo daß die 
Einnahmen und Ausgaben überſichtlich geordnet ſind. Die rechneriſche Prüfung iſt 
ebenfalls erfolgt, auch gegen die Belege ergeben ſich keine Einwendungen, ſo daß wir 
uns darauf beſchränken können, die Entlaſtung des Rechnungsführers zu beantragen. 

Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Sie haben den Antrag gehört. Es erhebt 
ſich kein Widerſpruch. Ich ſtelle die Entlaſtung des Kaſſenführers feſt. 


Wir kommen zur 


Wahl des Vorſtandes. 


Der Vorſtand hat beſchloſſen, eine Aenderung der Satzung vorzuſchlagen. Der 
Vorſtand beſtand bisher aus 10 Perſonen. Es ſoll vorgeſchlagen werden, ihn auf 
12 Perſonen zu erweitern, und damit ſoll den Wünſchen, die Herr Stadtverordneter 
Legatis vorgetragen hat, Rechnung getragen werden. 


Ich bitte um Vorſchläge. (Zuruf: Ich beantrage Wiederwahl des ganzen 


Vorſtandes.) 

Sie haben den Vorſchlag gehört. Es erhebt ſich kein Widerſpruch. Ich ſtelle 
die Wiederwahl des Vorſtandes feſt. 

Ich darf im Namen des Vorſtandes den Dank für das Vertrauen, das Sie uns 
allen durch die Wiederwahl entgegenbringen, ausſprechen. 


Zum nächſten Punkt der Tagesordnung: 


Beſtimmung des Tagungsortes der nächſten Verſammlung 


liegt eine ſchriftliche Einladung der Stadt Allenſtein vor. Außerdem hat die Stadt 
Dt. Eylau gebeten, daß der Oſtpreußiſche Städtetag nach Dt. Eylau kommen möge. 
Ich möchte Ihnen vorſchlagen, in Uebereinſtimmung mit dem geſtern gefaßten Beſchluß 
des Vorſtandes als Tagungsort für das nächſte Jahr Allenſtein zu beſtimmen, muß 
aber jetzt ſchon vorſchlagen, daß für 1929 der Tagungsort Dt. Eylau ſein wird. 
Iſt die Verſammlung damit einverſtanden? Es erhebt ſich kein Widerſpruch. Ich 
begrüße nun den Herrn Geſchäftsführer des Reichsſtädtebundes Dr. Haekel-Berlin, 
der ſo freundlich geweſen iſt, zu uns zu kommen, um einen Vortrag über 


Kommunale Gegenwartsfragen 


zu halten, und darf ihn bitten, das Wort zu nehmen. 

Geſchäftsführer des Reichsſtädtebundes Dr. Haekel⸗Berlin: Meine Damen und 
Herren! Von den Gegenwartsfragen intereſſieren Sie ſicher zwei Dinge am meiſten: 
1. das Schickſal der Städte- und Landgemeindeordnung und 2. der große Komplex 
der Finanz- und Steuerfragen. Zu der erſten Frage hatte man noch vor wenigen 
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Tagen im Preußiſchen Landtag die Abſicht, die Landgemeindeordnung in zweiter 
Leſung zu beraten und beide Geſetze, Städte- und Landgemeindeordnung, noch Ende 
dieſes Monats zur dritten Leſung zu bringen, obwohl es zweifelhaft blieb, ob eine 
Majorität für beide Geſetze zu erreichen war. Am geſtrigen Vormittag hat der 
Aelteſtenrat des Preußiſchen Landtags beſchloſſen, die Beratung der Landgemeinde— 
ordnung und Städteordnung auf unbeſtimmte Zeit zu vertagen (Heiterkeit), und 
damit ſind beide Geſetzentwürfe in die Leichenkammer der Geſetzgebung geſchoben. 
Wir Städtevertreter brauchen dem neuen Entwurf keine Träne nachzuweinen. Ich 
begrüße, daß es durch die Vertagung unnötig geworden iſt, eine gewiſſe Meinungs— 
verſchiedenheit zwiſchen dem Preußiſchen Städtetag und dem Reichsſtädtebund vor 
dem Landtag bezüglich der Frage der Städteverfaſſung auszukämpfen. Während 
der Reichsſtädtebund bisher immer die Auffaſſung vertrat, daß man den Städten 
das Wahlrecht laſſen ſollte zwiſchen Magiſtrats- und Bürgermeiſtereiverfaſſung, 
hat ſich der Preußiſche Städtetag in letzter Stunde für obligatoriſche Einführung der 
Bürgermeiſtereiverfaſſung entſchieden. Nach meiner Auffaſſung iſt aber eine Uni— 
formierung und Schematiſierung des Verfaſſungsrechts auf dem Gebiete der Selbſt— 
verwaltung nicht angebracht (Zuſtimmung). Eine ſolche mag zwar bei der Staats- 
verwaltung geboten ſein, aber die Selbſtverwaltung iſt etwas ſo Bodenſtändiges, 
daß es meines Erachtens nichts ſchadet, wenn in den Städten auch verſchiedene 
Verfaſſungen gelten. Gerade auf dem Gebiete der Selbſtverwaltung ſollte man das 
freie Selbſtbeſtimmungsrecht weiter erhalten. Bedauerlich bleibt, daß mit der Ver— 
tagung der Geſetze die geſetzliche Neuregelung des Eingemeindungsrechts und die 
Auflöſung der Gutsbezirke aufgeſchoben iſt, wobei ich bemerken möchte, daß es uns 
noch in letzter Stunde gelungen ijt, in die ſehr dehnbaren Beſtimmungen über Auf- 
löſung der Gutsbezirke wenigſtens die grundlegende Vorſchrift einzufügen, daß die 
Entſcheidung über die Auflöſung der Gutsbezirke durch den Kreisausſchuß binnen einer 
beſtimmten geſetzlichen Friſt von ſechs Monaten zu erfolgen hat, widrigenfalls die 
Entſcheidung auf das Staatsminiſterium übergeht. Aber, meine Damen und Herren, 
nach dem Leichenbegängnis erſter Klaſſe, welches die beiden Geſetzentwürfe erfahren 
haben, hat es keinen Zweck, weiter über einzelne Beſtimmungen derſelben zu diskutieren, 
deshalb will ich nach dem ehrenwerten Grundſatz verfahren, daß man über Tote 
keine üble Nachrede führen ſoll. (Heiterkeit). 

Bezüglich der Finanzfragen, die uns alle auf das lebhafteſte beſchäftigen, wiſſen 
Sie, daß der Gemeindeetat für 1927 ſich aufbaut auf einer Reihe von neuen Geſetzen. 
Ich nenne nur den neuen Finanzausgleich, den Preußiſchen Finanzausgleich, die neue 
Gewerbeſteuernovelle, die Verlängerung des Grundvermögensſteuergeſetzes und die 
Hauszinsſteuernovelle. Dieſe neue Geſetzgebung ſteht unter dem Zeichen zweier Worte: 
Wirtſchaftsnot und Uebergangszeit! Die „Wirtſchaftsnot“ ſpiegelt ſich in allen neuen 
Steuergeſetzen, die unter dem Druck der Wirtſchaft einen erheblichen Steuerdruck zu 
erkennen geben, die wir Gemeinden am eigenen Leibe erfahren müſſen. Das Wort 
„Uebergangszeit“ zeigt ſich zunächſt in der Tatſache, daß der neue Reichsfinanzausgleich 
kein endgültiger, ſondern immer noch ein vorläufiger für die Dauer von zwei Jahren 
bleibt. Niemand von uns kann ſagen, ob wir nach Ablauf dieſer zwei Jahre einen 
endgültigen Finanzausgleich erhalten werden. So ſehr wir Gemeinden einen bal— 
digen endgültigen Finanzausgleich wünſchen, wird man ſich doch bei objektiver 
Beurteilung nicht der Erkenntnis verſchließen können, daß wir einen wirklich end— 
gültigen Finanzausgleich erſt dann erhalten können, wenn zwei Vorausſetzungen erfüllt 
ſind: nach innen hin, wenn ſich die Wirtſchaft, die doch ſchließlich der Träger aller 
Steuerlaſten bleibt, konſolidiert hat, und nach außen hin, wenn die Reparationslaſten 
in einer tragfähigen und beſtimmten Höhe wirklich feſtgeſetzt ſind. Daß wir dieſen 
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Innen- und Außenerfolg binnen einer Friſt von zwei Jahren erreichen, kann nur 
eine ſtille Hoffnung ſein, ohne daß wir die Gewähr dafür haben, daß ſie in Erfüllung 
gehen wird. 

Das Wort „Uebergangszeit“ zeigt ſich auch in der weiteren Tatſache, daß die 
neue Gewerbeſteuernovelle, die Hauszinsſteuernovelle, die Grundvermögensſteuer— 
novelle, das Kraftfahrzeugſteuergeſetz nur für die Dauer eines Jahres geſchaffen 
ſind. Es zeigt ſich ferner darin, daß wir zunächſt nur eine Uebergangs regelung 
für die Kriſenfürſorge haben, die neuerdings dahin getroffen iſt, daß die Gemeinden 
nicht wie früher ¼, fondern ¼ der Kriſenfürſorgelaſten tragen ſollen, obwohl wir 
gern geſehen hätten, daß eine Herabſetzung der Gemeindelaſt auf / durchgegangen 
wäre. Wir ſehen ferner, daß die Uebernahme der Erwerbsloſenfürſorge auf das 
Reich vorläufig nur für die Dauer eines halben Jahres garantiert worden iſt, und 
niemand weiß, ob das Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz am 1. Oktober 1927 wirklich in 
Kraft treten wird, und wie es ausſehen wird. Auch wiſſen wir nicht, ob das Gaſt— 
ſchulbeitragsgeſetz zur Entlaſtung der mittleren und kleineren Städte bezüglich ihrer 
höheren Schulen ſchon mit rückwirkender Kraft für 1927 ausgeſtattet werden ſoll. 
Sie ſehen alſo auf allen Gebieten ein langſames Vorwärtstaſten zu einer dauernden 
Stetigkeit, ohne die eine geſunde Finanzwirtſchaft nicht auskommen kann. 

Was nun den letzten Reichsfinanzausgleich anbetrifft, ſo können wir nach meiner 
Auffaſſung mit dem, was die kommunalen Spitzenverbände im Verein mit den 
Ländern erkämpft haben, einigermaßen zufrieden ſein. Die bekannte Erhöhung der 
Reichsſteuerüberweiſungen auf 2600 Millionen an Länder und Gemeinden ſichert den 
Ländern und Gemeinden eine Mehreinnahme von 175 Millionen, ſie ſichert Preußen 
etwa 100 Millionen und den preußiſchen Gemeinden etwa 50 Millionen Mehreinnahme 
für 1927. Daß fic) die Einnahmen aus der Einkommen- und der Körperſchaftsſteuer 
für 1927 noch erhöhen werden gegenüber dem im Reichsetat zugrunde gelegten Betrag, 
glaube ich nicht. Aber ſelbſt wenn eine Erhöhung der Einkommenſteuereinnahmen 
infolge einer Aufbeſſerung der Gehälter und Löhne eintritt, ſo bleibt doch zu berück— 
ſichtigen, daß dieſe Mehreinnahme mehr als paralyſiert wird durch die Mehrausgaben, 
die den Gemeinden durch die Erhöhung der Gehälter und Löhne erwachſen. Zu 
begrüßen ijt, daß nach dem Finanzausgleichsgeſetz eine Verteilung der 2600 Millionen 
Reichsmark in der Weiſe ſtattfindet, daß 450 Millionen genau ſo wie früher nach 
den Grundſätzen der Umſatzſteuer verteilt werden, was insbeſondere im Intereſſe 
der mittleren und kleineren Städte liegt, weil eine Verteilung nach der veredelten 
Einwohnerzahl unter beſonderer Berückſichtigung der ſozialen Lage der Gemeinden 
bezüglich der Zahl der Schulkinder uſw. günſtiger ausfällt als eine Verteilung nach 
dem örtlichen Aufkommen. Zu begrüßen ijt auch vom Standpunkt der leiſtungs⸗ 
ſchwachen Gemeinden, daß der Preußiſche Finanzausgleich für 1927 die relative 
Einkommenſteuergarantie aufrechterhalten hat, d. h. daß den leiſtungsſchwachen Ge— 
meinden möglichſt das Friedensaufkommen aus der Einkommenſteuer weiter erhalten 
bleiben ſoll, was nicht der Fall wäre, wenn man jetzt den 5. Goldmarkſchlüſſel 
lediglich verteilt hätte nach dem örtlichen Aufkommen. Erfreulich iſt endlich, daß 
man bei der Berechnung der relativen Garantie als Steuereinheit für die Rechnungs— 
anteile den Betrag von 23 Reichspfennig feſtgeſetzt hat, während Ihnen bekannt iſt, 
daß Berlin das lebhafte Intereſſe gehabt hat, den Satz auf 25 Reichspfennig zu 
erhöhen, weil es für Berlin als Großſtadt günſtiger wäre. 

Durch die ganze Regelung iſt erreicht worden, daß die leiſtungsſchwachen Städte 
und Gemeinden immerhin aus den Reichsſteuerüberweiſungen für 1927 mindeſtens 
91 bis 93 % ihrer Friedenseinnahme aus der Einkommenſteuer bekommen, während 
jie im Vorjahre nur 84 bis 86 % ihrer Friedenseinnahme garantiert erhielten. Dieſe 
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Freude an der Mehreinnahme aus der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer für 1927 
wird aber erheblich getrübt durch die Mindereinnahmen, die ſich aus den Realſteuern 
ergeben; denn Ihnen ijt bekannt, daß das Reichsfinanzausgleichsgeſetz vorgeſchrieben 
hat, daß die Mehrüberweiſungen verwendet werden ſollen zur Senkung der Real⸗ 
ſteuern. Sie wiſſen, daß die preußiſche Gewerbeſteuernovelle dem vorgegriffen hatte 
durch Senkung der Grundſteuerbeträge für die Gewerbeertrag- und Gewerbekapital⸗ 
ſteuer, wodurch in den Gemeinden der Grundſteuerbetrag für die Gewerbeertragſteuer 
ungefähr um 10 bis 20 %, für die Gewerbekapitalſteuer vielleicht ſogar um 20 bis 
30 oo gegenüber 1926 vermindert ijt, jo daß ſich insgeſamt für die ganze Gewerbe— 
ſteuer bezüglich der Grundbetrage eine Ermäßigung um ungefähr 15 bis 25 % ergibt. 
Es tritt daher die eigentümliche Tatſache in die Erſcheinung, daß die Gemeinden, 
trotzdem ſie genau dieſelben Zuſchläge wie im Vorjahr erheben, infolge der erheblichen 
Herabſetzung der Grundſteuerbeträge an tatſächlichem Aufkommen erheblich weniger 
beziehen als im Vorjahre. Ja, die Städte ſind in Erkenntnis der ſchwierigen Lage 
der Wirtſchaft ſogar in einzelnen Fällen dazu übergegangen, ihre prozentualen Zu⸗ 
ſchläge noch weiter zu ermäßigen, und haben damit der Wirtſchaft zu erkennen gegeben, 
wie ſehr ſie Verſtändnis haben für die Wirtſchaftsnot. Aber was ich vermiſſe, iſt, 
daß, während die Wirtſchaft es bisher ausgezeichnet verſtanden hat, alle Ueber⸗ 
ſpannungen der Realſteuern in der Preſſe öffentlich auszuwerten und Propaganda zu 
machen für ihre ſteuerlichen Intereſſen, die Städte es nach meiner Ueberzeugung 
bisher unterlaſſen haben, die Geſichtspunkte, die ich ſoeben erörtert habe, ebenfalls 
in die Oeffentlichkeit zu bringen (Sehr richtig!) und ihr klar zu machen, daß ſie 
erhebliche Mindereinnahmen haben, auch wenn ſie dieſelben prozentualen Zuſchläge 
erheben, wie im Vorjahre. Dies muß der Oeffentlichkeit klargemacht werden; denn 
wer den Verhältniſſen ferner ſteht, macht ſich kein richtiges Bild davon (Zuſtimmung), 
und ſo hat jede Gemeindeverwaltung in ihrem eigenen Intereſſe die Pflicht, dieſe 
Tatſache öffentlich bekanntzugeben, damit die Klagen der Wirtſchaft über die Ueber⸗ 
ſpannung der Realſteuern einmal verſchwinden oder auf ein berechtigtes Maß zurück⸗ 
geführt werden. 

Die Herabſetzung der Grundſteuerbeträge der Gewerbeſteuer hat zur Folge, 
daß, wenn die prozentualen Zuſchläge für 1927 dieſelben bleiben wie für 1926, ein 
Minus in den Gemeindeetats von etwa 50 bis 60 Millionen eintritt, d. h., daß die 
Mehreinnahmen aus der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer für 1927 völlig auf— 
gezehrt werden durch die Senkung der Realſteuern. 

Auf dem Gebiete der Hauszinsſteuer iſt die erfreuliche Tatſache zu verzeichnen, 
daß die Erhöhung der geſetzlichen Miete, die zum großen Teil den Zwecken des 
Wohnungsbaus und allgemeinen Finanzzwecken zufließt, eine nicht unerhebliche Er- 
höhung der Gemeindeeinnahmen zur Folge hat, und zwar eine Erhöhung der Mittel 
für allgemeine Finanzzwecke um etwa 14 9%, fo daß für allgemeine Fürſorgezwecke, 
wenn man von Durchſchnittszahlen ſprechen will, der Betrag von etwa 4,13 RM. 
pro Kopf zur Verfügung ſteht, ein Betrag, der allerdings noch lange nicht ausreicht, 
um die Fürſorgelaſten zu decken, der aber immerhin höher iſt — wenn auch nur um 
35 RPf. pro Kopf — wie im Vorjahre. 

Dagegen haben ſich die Mittel für den Wohnungsbau durch die neue Geſetz⸗ 
gebung erhöht um etwa 25 % gegenüber dem Vorjahre. Es ſtehen in Preußen in 
dieſem Jahre 530 Millionen für die öffentliche Förderung des Wohnungsbaues zur 
Verfügung. Meine Damen und Herren! Dieſes war auch unbedingt nötig nach dem, 
wie ſich die Verhältniſſe jetzt entwickelt haben. Geſtatten Sie mir zu dieſem für die 
Gemeinden äußerſt wichtigen Thema einige nähere Ausführungen: Im Jahre 1926 
iſt es gelungen, etwa 200000 Wohnungen herzuſtellen, und zwar in der Weiſe, 
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daß man ſchon einen Vorſchuß genommen hat auf die Erträge der Hauszinsiteuer 
für 1927. Die Finanzierung der Einzelbauten geſchah in der Weiſe, daß etwa 40 % 
auf erſte Hypothek aus dem freien Geldmarkt genommen wurden, 10 % aus Mitteln 
des Hauseigentümers und der Reſt von 50 % aus den Mitteln der Hauszinsſteuer— 
bezw. Zuſchußhypotheken der Gemeinden. Jede Wohnung zum Durchſchnittspreiſe 
von 10000 RM. wurde alſo zur Hälfte aus Privatkapital und zur Hälfte aus 
öffentlichem Kapital gebaut, ſo daß man, um praktiſch zu ſprechen, für je 5000 RM. 
Hauszinsſteuer eine Wohnung erbauen konnte. Dieſes Syſtem war nach Auffaſſung 
der kommunalen Spitzenverbände inſofern falſch, als man die Hauszinsſteuer lediglich 
als Kapitalhypothek und nicht zur Senkung der Hypothekenzinſen und zur Bildung 
von Bürgſchaftsfonds für die Gemeinden verwendete, um eine Bürgſchaft der Ge— 
meinden für Hypotheken zu ermöglichen zwecks ſtärkerer Heranziehung von Privat— 
kapital. Erſt nach einhalbjährigen Bemühungen iſt es im März 1927 endlich gelungen, 
auf Grund einer neuen Anordnung des Wohlfahrtsminiſteriums ein neues Bau— 
programm nach einem anderen Finanzierungsſyſtem aufzuſtellen, nämlich aus dem 
privaten Geldmarkt nicht nur 40 %, ſondern 60 oo der Baukoſten zu decken, wobei 
20 % von den Gemeinden garantiert wurden, und nur den Reſt von 40 oo zu 
10 % vom Hauseigentümer und zu 30 % aus Hauszinsſteuermitteln aufzubringen, 
Jo daß Jd die Möglichkeit ergab, für je 3000 RM. Hauszinsſteuerhypothek ſchon 
eine Wohnung herzuſtellen. Als es aber darauf ankam, dieſes neue Syſtem in die 
Praxis umzuſetzen, ſtellte es ſich heraus, daß es nicht mehr durchführbar war, weil 
1. die Preiſe für Baumaterialien erheblich geſtiegen waren, und 2. weil der private 
Geldmarkt mit einem Mal verſagte. So ſtehen wir jetzt in den Gemeinden vor der 
tragiſchen Tatſache, daß trotz unſerer ſchönen Bauprogramme eine Verwirklichung 
erheblich erſchwert oder unmöglich gemacht iſt, und daß wir dieſe zurückſchrauben 
müſſen, wenn es nicht gelingt, von anderer Seite her noch Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen. Da aber dies dem privaten Geldmarkt unmöglich iſt, blieb ſchließlich kein 
anderer Gedanke übrig, als an den Auslandsmarkt zu denken, ein Gedanke, auf den 
die kommunalen Spitzenverbände ſchon lange hingewieſen hatten, der aber von dem 
Reichsfinanzminiſterium bisher ſtets abgelehnt worden war. Jetzt hat man ſich noch 
einmal amtlich mit dieſer Frage eingehend beſchäftigt, iſt aber in den maßgebenden 
Stellen des Reichsfinanzminiſteriums wieder zu dem Reſultat gekommen, daß es 
nicht angängig ſei, eine öffentliche Wohnungsanleihe, ſei es von Reich oder Staat 
oder Gemeinden, im Auslande aufzubringen. Nur ſoviel will man zulaſſen, daß die 
privaten und öffentlich-rechtlichen Hypothekenbanken Pfandbriefe im Auslande bis 
zum Betrage von 100 Millionen abſetzen und auf dieſe Weiſe Auslandskapital bis 
zu 100 Millionen für den deutſchen Wohnungsbau verfügbar machen. Ich perſönlich 
habe aber die Befürchtung, daß es nicht leicht ſein wird, den Abſatz der Pfandbriefe 
im Auslande zu bewirken, und daß vor allen Dingen bis zu einem Abſatz in weiteren 
Ausmaßen noch viel Zeit vergehen wird, ſo daß es fraglich erſcheint, ob dieſe Mittel 
ſchon dem Wohnungsbau für 1927 zugute kommen werden. Meine Damen und 
Herren! Soviel können wir aber uns ſchon heute ſagen, daß eine weitere Erhöhung 
der Hauszinsſteuer für die allernächſte Zeit nicht zu erwarten iſt (Bewegung), da 
ja die Wahlen zu den Parlamenten im nächſten Jahre in Ausſicht ſtehen, und vor 
der Wahl eine Erhöhung der Hauszinsſteuer von keiner politiſchen Partei riskiert 
werden wird, worauf Direktor Karding mit Recht aufmerkſam gemacht hat. 
Auf dem Gebiete der Getränkeſteuer wiſſen Sie alle, daß die Gemeinden die 
Getränkeſteuer für Wein, Branntwein und Schaumwein verloren, dagegen die Be— 
ſteuerung des Bieres behalten haben. Man mag über die Getränkeſteuer denken wie 
man will, aber ſoviel muß ein jeder zugeben, daß es ein Unding geweſen wäre, die 
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Getränkeſteuer, deren Einnahmen bei vielen Städten einen weſentlichen Beſtandteil 
ihres Etats bedeuten, einfach zu beſeitigen, da die Gemeinden dann gezwungen wären, 
die Lücke durch andere Steuern auszufüllen, und das wären nach unſeren heutigen 
Verhältniſſen nur die Realſteuern geweſen. Daß jedoch eine weitere Erhöhung der 
Realſteuern nicht mehr möglich iſt, muß jedem Einſichtigen klar ſein. Die Rechtslage 
iſt jetzt ſo, daß die bisher erhobene Bierſteuer weiter erhoben wird und die Gemeinden 
das Recht haben, bis zum 30. Juni eine neue Bierſteuerordnung zu ſchaffen, auch 
diejenigen, die bisher die Bierſteuer nicht gehabt haben, und daß ſie die Bierſteuer 
nicht nur bis zu 5 % des Herſtellerwertes, ſondern bis zu 7 % erhöhen können, 
allerdings mit der Zwangsbeſtimmung des Reichsfinanzausgleichsgeſetzes, daß Er— 
höhungen und Neueinführungen ausgeglichen werden müſſen durch Senkung anderer 
Steuern. Das beſte wäre jedenfalls geweſen, wenn man in der neuen Geſetzgebung 
die Bierſteuer für alle Gemeinden obligatoriſch gemacht hätte; denn dadurch 
wäre das Hauptmoment, das gegen die Getränkeſteuer eingewendet wird, daß eine 
verſchiedene Belaſtung des Gaſtwirtsgewerbes in den Gemeinden eintritt, beſeitigt 
worden. 

Auf dem Gebiete der Erwerbsloſenfürſorge iſt die erfreuliche Tatſache zu ver— 
zeichnen, daß das Reich die Ausgaben für die Erwerbsloſenfürſorge bis 1. Oktober 
den Ländern und Gemeinden abgenommen hat. Das Reich errechnet daraus eine 
Erſparnis der Länder und Gemeinden von 225 Millionen. In Preußen rechnet 
die Regierung mit einer Erſparnis von 100 Millionen für 1927. Meine Damen und 
Herren! Ich halte es für gefährlich, wenn in der Oeffentlichkeit und insbeſondere 
von amtlichen Stellen mit ſolchen Zahlen operiert wird, von denen kein Menſch weiß, 
ob ſie richtig ſind, von denen man ſogar nach meiner Ueberzeugung ſagen muß, daß 
ſie unrichtig ſind. Denn vorläufig haben wir nur mit der Tatſache zu rechnen, daß 
das Reich die Ausgaben bis 1. Oktober übernimmt, alſo nur für ein halbes 
Jahr die Erſparnis eintritt, die ich etwa auf 45 Millionen für Preußen berechne. 
Aber niemand von uns und von der Regierung und dem Parlament weiß, wie das 
neue Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz ausſehen wird, und wieviele Lücken das Geſetz 
in der Fürſorge für die Arbeitsloſen übriglaſſen wird, die von der allgemeinen 
Fürſorge der Gemeinden (Bezirksfürſorgeverbände) ausgefüllt werden müſſen. Es 
wird insbeſondere von der Regelung dreier Fragen abhängen, nämlich wie in dem 
Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz geregelt wird: 1. die Karenzzeit für die Leiſtungen 
der Arbeitsloſenverſicherung, 2. wie lange die Leiſtungen der Arbeitsloſenverſicherung 
gewährt werden, auf die Dauer von 26 Wochen oder 39 Wochen oder noch länger, 
und ſchließlich 3. wie hoch die Leiſtungen der Arbeitsloſenverſicherung ſein werden 
insbeſondere in den unteren Lohnklaſſen. Jeder Nachdenkende muß ſich ſagen, daß, 
wenn die Karenzzeit weit gefaßt wird, wenn ferner die Unterſtützungsdauer ſeitens 
der Arbeitsloſenverſicherung kurz bemeſſen wird, z. B. nur auf 26 Wochen, und 
wenn ſchließlich die Leiſtungen der Arbeitsloſenverſicherung insbeſondere in den niederen 
Lohnklaſſen niedrig bleiben, die Gemeinden noch außerordentlich hohe Leiſtungen 
an die Erwerbsloſen zu machen haben werden aus den Mitteln der allgemeinen 
Fürſorge. Nach meiner Ueberzeugung können daher je nach Geſtaltung der neuen 
Geſetzgebung unter Umſtänden mehr Ausgaben in den Gemeinden entſtehen, als 
jie bisher betragen haben bei einer Gemeindelaſt von !/, der bisherigen Erwerbs— 
loſenlaſten. Es wird alſo alles davon abhängen, wie die Geſetzgebung endgültig 
ausfallen wird, und davon wird im weſentlichen die Geſtaltung unſeres Gemeinde— 
etats für 1927 abhängig ſein. ; 

Auf dem Gebiete des Schulweſens haben wir eine Erhöhung der Einnahmen 
vorläufig nicht zu erwarten, dagegen ſicherlich mit einer Erhöhung der Ausgaben zu 


54 


rechnen. Bedauerlich bleibt, daß zwei wichtige Fragen vorläufig noch nicht endgültig 
entſchieden ſind: 1. Für die höheren Schulen die Verpflichtung der Landkreiſe zur 
Leiſtung von Gaſtſchulbeiträgen für auswärtige Kinder an die Gemeinden, welche 
höhere und mittlere Schulen unterhalten. Dieſes Geſetz ijt ſehr umkämpft. Die 
Stellung des Städtetages und des Reichsſtädtebundes ergibt ſich von ſelbſt dahin, 
daß ſie für das Geſetz eintreten, die des Landkreistages und des Landgemeindetages 
richtet ſich im Grundſatz gegen das Geſetz. Einig ſind ſich alle Spitzenverbände 
darüber, daß die Frage der Aufrechterhaltung der höheren und mittleren Schulen 
am beſten dadurch gelöſt würde, daß der Staat die Notlage durch Erhöhung der 
Staatszuſchüſſe auf einen angemeſſenen Umfang beſeitigt. Aber an dem hartnäckigen 
Widerſtand des Finanzminiſters ſcheitert eine ſolche Löſung dieſer Frage. Das neue 
Gaſtſchulbeitragsgeſetz wird aber kommen, wenn auch nicht in dem weitgehenden 
Umfange, wie es viele Gemeinden erhoffen. Sie werden nicht das geſetzliche Recht 
auf Gaſtſchulbeiträge erhalten, ſondern die Regierung, die die Mittellinie verfolgt, 
will nur ein Kannrecht den Gemeinden gewähren, über das zu entſcheiden haben 
die Provinzialſchulkollegien im Verein mit den zuſtändigen Regierungspräſidenten. 
Vor der Entſcheidung ſoll feſtgeſtellt werden, ob der Fordernde leiſtungsſchwach und 
der Leiſtende ſtark genug ijt zur Leiſtung der Gaſtſchulbeiträge. Sie werden fidy 
ſagen müſſen, daß danach eine große Zahl von Städten ausfallen wird, da die Lage 
vieler Landkreiſe ebenfalls nicht beneidenswert iſt und daß nach dieſem Verfahren 
eine ganze Anzahl von Anträgen abgelehnt werden wird. Es iſt dann ein weiteres 
kompliziertes Verwaltungsverfahren beabſichtigt, wonach über die Höhe der Bei— 
träge, wenn ſich die Parteien nicht einig ſind, der Bezirksausſchuß entſcheidet in 
Grenzen von 40 bis 70 9% der tatſächlichen, der Schulunterhaltungsgemeinde ent— 
ſtehenden Koſten. Vorgeſehen iſt, daß bei Aufbringung der Leiſtungen der Landkreiſe 
im Wege der Umlage auf die kreisangehörigen Gemeinden die Gaſtſchulunterhaltungs— 
gemeinden nicht herangezogen werden dürfen, weil ſie ſonſt mit der linken Hand das 
herauszahlen müſſen, was ſie mit der rechten Hand als Gaſtſchulbeitrag erhalten 
haben. Ob das Geſetz ſchon mit Wirkung vom 1. April 1927 zuſtande kommen 
wird, wiſſen wir nicht, jedenfalls iſt vorgeſehen, daß der Bezirksausſchuß den Leiſtungen 
rückwirkende Kraft verleihen kann. 

Fernerhin bleibt ungeklärt bezüglich der gewerblichen Fortbildungsſchulen die 
Frage der Erhöhung des Staatszuſchuſſes inſofern, als gegen das Geſetz, welches 
eine ſolche ausſpricht, vom Staatsrat Veto eingelegt iſt und der Landtag nun nochmals 
mit zweidrittel Mehrheit entſcheiden ſoll. Kommt das Geſetz nicht durch, ſo wird ein 
neues Geſetz die Erhöhung der Staatszuſchüſſe für gewerbliche Schulen durchſetzen, 
und zwar eine Erhöhung von 8 RM. auf 20 RM. pro Schüler, wobei nicht geſagt 
iſt, daß jede Stadt pro Schüler 20 RM. erhält, ſondern der Betrag wird in einen 
gemeinſamen Verteilungstopf getan und verteilt nach Maßgabe der hauptamtlichen 
und nebenamtlichen Stellen. 

Eine beſonders heikle Frage für die Gemeinden bleibt die Frage der unmittelbar 
bevorſtehenden Beſoldungsreform. Sie wiſſen, daß eine ſolche in der Preſſe ſchon lange 
vorausgeſagt ijt, in einer Zeitung zum 1. Jult, in einer anderen zum 1. Oktober, in 
einer dritten zum 1. Januar. Soweit hat ſich die Sachlage geklärt, daß die Be— 
ſoldungsreform früheſtens und wahrſcheinlich am 1. Oktober in Kraft treten wird. 
Ueber die Art der Beſoldungsreform iſt noch keine endgültige Entſcheidung erzielt 
worden. Sie kann durchgeführt werden entweder in der Form einer prozentualen 
Erhöhung der vorhandenen Gehälter — man ſpricht von 10% oder etwas mehr — 
oder durch eine Modifizierung des ganzen Beſoldungsſyſtems, eine Durchreviſion 
aller Beſoldungsſtufen und eine Veränderung der Einſtufungen durch Erhöhung der 
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Zahl der Beſoldungsſtufen. Ich würde eine Reviſion nach dieſer Richtung — von 
Ausnahmefällen abgeſehen — alſo eine grundſätzliche Veränderung der Einſtufung 
für verhängnisvoll halten, gerade in den gegenwärtigen Zeiten, da ſie die ſchwierige 
und heikle Einſtufungsfrage wiederum von neuem aufwühlen würde, und wir wiſſen 
aus den Erfahrungen der letzten Jahre, welchen Unfrieden und welche Schwierigkeiten 
dies mit ſich bringt. Man ſollte alſo gut tun, ſich mit einer prozentualen Erhöhung 
der Gehälter zu begnügen. Naturgemäß entſtehen dadurch nicht nur dem Reich, ſondern 
auch den Ländern und Gemeinden, die dieſe Reform zweifellos mitmachen müſſen, 
vom 1. Oktober ab beſondere Ausgaben, und der Herr Reichsfinanzminiſter hat aus— 
drücklich im Reichstag erklärt, daß er es ablehnen muß, den Ländern und Gemeinden 
irgendwelche Zuſchüſſe dafür zu geben, trotzdem die Länder-Finanzminiſter durchweg 
erklärt haben, daß die Länder nicht in der Lage wären, die Ausgaben zu beſtreiten. 
Wir werden alſo vor eine ſchwierige Aufgabe geſtellt werden, wenn die Beſoldungs— 
reform zur Durchführung kommt. Zwar iſt zu berückſichtigen, daß ſich dadurch auch 
unſer Anteil an der Einkommenſteuer etwas erhöht. Aber nur etwa 1/,, der Be— 
ſoldungserhöhung entfällt auf den Gemeindeanteil, wobei allerdings zu berückſichtigen 
iſt, daß dieſe Erhöhung nicht nur für die Einkommenserhöhungen der beſoldeten 
Gemeindebeamten und Arbeiter eintritt, ſondern für alle Aufbeſſerungen von Reichs», 
Staats- und Gemeindebeamten und Arbeiter, die in der betreffenden Gemeinde ihren 
Wohnſitz haben. 

Die Kraftfahrzeugſteuer iſt ebenfalls für 1927 erhöht. Die kreisangehörigen 
Gemeinden ſind an ihr nur indirekt beteiligt, weil die Provinzen und Kreiſe den Ertrag 
erhalten. Der Ertrag erhöht ſich für Preußen von 100 Millionen auf 130 Millionen 
Reichsmark. Wenn die Wirtſchaft über die Erhöhung klagt, ſo kann ihr entgegen— 
gehalten werden, daß ſelbſt aus dieſen Einnahmen von 130 Millionen noch nicht einmal 
/, vielleicht nur / der geſamten Ausgaben für die Wegunterhaltung gedeckt werden 
können, während 2/ aus anderen Steuern aufgebracht werden müſſen. Eine beſonders 
wichtige Frage für die Gemeindefinanzen, die jetzt im Reichstag zur Erledigung kommt 
und über die ſich manche Gemeinden auch noch nicht genügend Gedanken gemacht haben, 
iſt die Reviſion der Aufwertungsgeſetzgebung. Es iſt Ihnen bekannt, daß grund— 
legende Anträge geſtellt ſind auf Aenderung der Aufwertungsgeſetzgebung. Gottlob 
hat der Rechtsausſchuß des Reichstages eine grundſätzliche Umſtoßung der ganzen 
Aufwertungsgeſetzgebung abgelehnt. Ich verkenne keineswegs, daß die Aufwertungs— 
gläubiger bei der Aufwertungsgeſetzgebung nicht gut weggekommen ſind, aber es 
wäre ſtaats- und wirtſchaftspolitiſch bei den gegenwärtigen Verhältniſſen, wo uns nur 
mit Mühe und Not eine Feſtigung der deutſchen Währung auch dem Auslande gegene 
über gelungen iſt, nicht zu verantworten, nunmehr die Aufwertungsgeſetzgebung etwa 
zugunſten der Aufwertungsgläubiger wieder über den Haufen zu werfen. Das würde 
unſeren Kredit im Auslande zerſtören. Bezüglich der Einzelfragen werden ernſthaft 
folgende Probleme erörtert, die für die Gemeindefinanzen von großer Bedeutung ſind. 
Das iſt einmal die Frage einer anderweitigen Aufwertung der Schuldſcheindarlehen 
der Gemeinden und einer Rückwirkung der Aufwertung bei zurückgezahlten Gemeinde— 
darlehen. Es iſt im Reichstag erwogen worden, die Schuldſcheindarlehen der 
Gemeinden, die bisher die privilegierte Aufwertung von 12½ % haben, aus 
dem Anleiheablöſungsgeſetz herauszunehmen und der allgemeinen Aufwertung zu 
unterwerfen. Dies wäre aber für die Gemeinden untragbar, und zwar insbeſondere 
für die mittleren und kleineren Gemeinden, weil dieſe ihre Anleihen faſt ausſchließlich 
im Wege der Schuldſcheindarlehen aufgenommen, während die Großſtädte ſtatt Schuld— 
ſcheindarlehen den Weg der Inhaberanleihe beſchritten haben. Ebenſo untragbar wäre 
für die Gemeinden eine Rückwirkung der Aufwertung bezüglich der Gemeindeanleihen, 
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die bereits zurückgezahlt ſind, etwa auf denſelben Stichtag wie die Hypotheken. 
Ich habe ſtatiſtiſche Ermittlungen angeſtellt, daß durch eine ſolche Rückwirkung der 
Aufwertung pro Kopf der Bevölkerung in Preußen etwa eine Mehrausgabe von 
7 RM. entſtehen würde, d. h. derſelbe Betrag, den wir im Wege der Gewerbeſteuer 
im Durchſchnitt aufzubringen haben. Daher würde die Rückwirkung zur Folge haben, 
daß wir die Gewerbeſteuer verdoppeln müßten, was naturgemäß unmöglich iſt. Im 
Gegenteil müßte man den Antrag ſtellen, das Anleiheablöſungsgeſetz zu erweitern, 
nämlich auf ſolche Darlehen der Gemeinden, die ohne Schuldſchein aufgenommen 
ſind durch bloße Auslieferung einer Quittung; denn es bleibt doch eine reine 
Zufälligkeit, ob eine Gemeinde ein Darlehn aufgenommen hat gegen Uebergabe eines 
Schuldſcheins oder einer Quittung. Aber die gegenwärtige Geſetzgebung behandelt 
beide Fälle verſchieden: Bei Schuldſcheindarlehn geringere Aufwertung, bei Darlehen 
für öffentliche Zwecke ohne Schuldſchein eine höhere Aufwertung. Wir Gemeinden 
werden aber um eine Verſchärfung der Beſtimmungen für Aufwertung der Gemeinde— 
anleihen nur dann herumkommen, wenn wir auf dem Gebiete der Sparkaſſenaufwertung 
größere Zugeſtändniſſe machen. So wird es ſich nicht vermeiden laſſen, daß eine 
erhöhte Aufwertung der Sparkaſſenguthaben eintritt, wobei die Sparkaſſen, bei denen 
die Aktiva höher ſind, für ſchwächere werden eintreten müſſen. Andererſeits wird es 
unvermeidbar ſein, daß für diejenigen Sparkaſſen, die notleidend ſind, bis zu dem bis— 
herigen Aufwertungsſatz von 12½ 9% die Garantieverbände einſpringen müſſen. 

Weiterhin will ich noch die Kreisumlagen erwähnen, die eine beſondere Rolle 
ſpielen für die kreisangehörigen Gemeinden. Es wird Aufgabe der kreisangehörigen 
Gemeinden ſein, ihre Mitglieder des Kreistages dahin zu inſtruieren, daß ſie ihr 
beſonderes Intereſſe den Ausgaben für Erwerbsloſenzwecke im Kreisetat zuwenden, 
damit diejenigen Geſichtspunkte gebührend berückſichtigt werden, die ich vorhin in 
meinen Ausführungen über Erwerbsloſenfürſorge zum Ausdruck brachte, und dort nicht 
unnötig Ausgaben erſcheinen, die die Kreisumlage erhöhen, weil die kreisangehörigen 
Städte zu der Tragung erhöhter Kreisumlagen nicht mehr imſtande ſind, obwohl 
zuzugeben iſt, daß ſich die Bedürfniſſe des Kreiſes in vielfacher Hinſicht erhöht haben. 

Und nun habe ich den letzten Punkt zu erwähnen, von dem die Oeffentlichkeit 
eigentlich gar nichts ſagt und über den ſich die behördlichen Stellen leider auch aus— 
ſchweigen, den wir aber als Gemeinden ganz beſonders in die Oeffentlichkeit tragen 
müſſen, nämlich die Tatſache, daß eine große Zahl von Gemeinden für das Jahr 1926 
ein ungedecktes Defizit übrig behalten, das im Durchſchnitt der deutſchen Gemeinden 
für 1926 etwa 10 % der Ausgabeetats ausmacht, alſo insgeſamt etwa 150 Millionen 
beträgt. Dieſes Defizit muß auf 1927 herübergenommen werden, weil es durch 
Erhöhung der Realſteuern für 1926 nicht mehr gedeckt werden kann. Eine Anzahl von 
Städten hat ſich entſchloſſen, dieſes Defizit auf mehrere künftige Jahre zu verteilen, 
ein Verfahren, das durchaus nicht im Sinne einer geordneten Finanzwirtſchaft liegt, 
Deshalb darf bei dem endgültigen Finanzausgleich dieſes Defizit der Gemeinden 
aus 1926 nicht außer Acht gelaſſen werden. 

Wie ich ſchon eingangs erwähnte, befinden wir uns aber nicht in einem Dauer— 
zuſtande, ſondern in einem Uebergangsſtadium. Kaum iſt die neue Geſetzgebung 
beendet, ſo ſtehen wir wiederum vor einer neuen Reform, vor einer neuen Geſetz— 
gebung weiteſten Ausmaßes, die unter Umſtänden für die Gemeindefinanzen von 
größerer Auswirkung ſein kann, wie vielleicht der Finanzausgleich. Ich meine das 
Reichsrahmengeſetz, von dem Sie in der Preſſe geleſen haben. Es iſt ein allgemeines 
ſteuerliches Vereinheitlichungsgeſetz, welches ein Grundſteuerrahmengeſetz, Gewerbe— 
ſteuerrahmengeſetz und ein Gebäudeſteuerentſchuldungsgeſetz umfaßt. Der Geſetz— 
entwurf iſt noch nicht veröffentlicht worden. Er iſt auch in der urſprünglichen Form des 
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Referentenentwurfs zurückgezogen, und es ſoll ein neuer Entwurf baldigſt aufgeſtellt 
werden. Deshalb iſt es mir nicht möglich, über den Geſetzentwurf ſelbſt zu ſprechen, 
worauf ich beſonders die Preſſe aufmerkſam machen will. Ich kann nur ſprechen 
über das, was in der Preſſe über die Ideen des Entwurfs und über die Probleme des 
Reichsrahmengeſetzes verbreitet iſt. Dieſes neue Reichsrahmengeſetz will eine Sc 
einheitlichung auf materiellem Gebiet ſchaffen und eine Vereinheitlichung auf formellem 
Gebiet, d. h. bezüglich des Steuerverfahrens und bezüglich des materiellen Steuer— 
rechts mit Wirkung vom 1. April 1928, alſo vom kommenden Jahre ab. Nicht 
geregelt werden ſoll in dieſem neuen Reichsrahmengeſetz das Zuſchlagsrecht der 
Gemeinden, ſondern deſſen Regelung bleibt dem endgültigen Finanzausgleich vor— 
behalten. Ich will zu dieſem und vorläufig noch nicht als akute Frage intereſſierenden 
Kapitel bemerken, daß die politiſche Konſtellation zu dem Zuſchlagsrecht folgende iſt: 
Das Zuſchlagsrecht der Gemeinden wird von den Linksparteien grundſätzlich ab- 
gelehnt. Die Rechtsparteien haben ſich zu einer Zuſtimmung zu dem Zuſchlagsrecht 
entſchloſſen, falls dasſelbe in eine beſtimmte Relation gebracht wird zu der Beſteuerung 
der Realſteuern, d. h. daß die Realſteuern über einen beſtimmten Satz hinaus nicht 
erhoben werden dürfen, ohne gleichzeitige Ausübung des Zuſchlagrechts zur Ein— 
kommenſteuer, und unter der zweiten Vorausſetzung, daß alle Bürger zur Einkommen— 
ſteuer herangezogen werden — alſo auch ein Teil derjenigen, die nach der gegenwärtigen 
Einkommenſteuergeſetzgebung wegen des ſchematiſchen ſteuerfreien Exiſtenzminimums 
von 1200 RM. überhaupt keine Steuer zahlen — natürlich nur in einem geringen 
Umfang. Sie werden ſich ſagen, daß dieſe politiſche Konſtellation nicht gerade günſtig 
für das Zuſchlagsrecht ausſieht. 
Das Reichsrahmengeſetz erſtrebt eine Vereinheitlichung im formellen Steuer— 
recht nach folgender Richtung: 
1. Eine einheitliche Steuererklärung jedes Steuerpflichtigen über Einkommen-, 
Körperſchafts-, Vermögens-, Grundvermögensſteuer und Gewerbeſteuer, alles 
auf einem Blatt, 


. eine einheitliche Steuerveranlagung aller dieſer genannten Steuern vor einem 
Steuerausſchuß bei dem Finanzamt, 


einen einheitlichen Steuerbeſcheid über alle dieſe Steuern an den Steuer— 
pflichtigen und 

4. einheitliche Steuererhebung durch eine Stelle, das Finanzamt. 

Meine Damen und Herren! Gegen dieſe Vereinheitlichung, die die unitariſtiſche 
Tendenz der Reichsgeſetzgebung zeigt, werden ſich politiſche Bedenken erheben, ins— 
beſondere aus Süddeutſchland. Aber politiſche Bedenken müſſen zurückgeſtellt werden, 
wenn die Wirtſchaftlichkeit der Verwaltung ſolche Maßnahmen erfordert. Es wird 
ſich nicht leugnen laſſen, daß eine Zuſammenfaſſung der ganzen Steuerverwaltung 
vielleicht geeignet iſt, eine Erſparnis herbeizuführen. Andererſeits läßt ſich auch nicht 
leugnen, daß den dringenden Wünſchen der Steuerpflichtigen wird nachgegeben werden 
müſſen, die möglichſt von Steuerbeläſtigungen befreit ſein wollen. Trotz alledem wird 
man ſich klar werden müſſen über die Bedenken, die einem ſolchen Vereinheitlichungs— 
verfahren entgegenſtehen, und dieſe Bedenken möchte ich kurz erörtern. 

Die ganze Landesſteuerverwaltung und die Steuerverwaltung der Gemeinden 
würde damit auf die Finanzämter übergehen. Die Kataſterämter, ſoweit ſie mit der 
Steuerveranlagung beſchäftigt werden, würden ebenfalls auf das Reich übergehen. 
Vor allem würde auch die ganze Rechtſprechung in Landesſteuerfinanzſachen nicht mehr 
an das Oberverwaltungsgericht gehen, ſondern an den Reichsfinanzhof, ſo daß über 
ſämtliche Steuerfragen, auch in Landesſteuerſachen, die Reichsbehörden in letzter 
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Inſtanz zu entſcheiden haben. Ob das zweckmäßig iſt, ijt zweifelhaft, da die Reichs— 
behörden den Gemeindeverhältniſſen fernſtehen. Wenn man das praktiſche Verfahren 
ſelbſt nachprüft, ſo bleibt es zweifelhaft, ob dadurch wirklich eine Vereinfachung in 
ſolchem Umfang erreicht wird, wie man es von der Reform erhofft. Eine einheitliche 
Steuererklärung wird z. B. nur dann eine Erſparnis bringen, wenn eine ſolche auch 
von einem einzigen Steuerbeamten und Steuerausſchuß in einem Zuge durchgearbeitet 
werden kann. Wenn das aber verwaltungstechniſch nicht möglich iſt, alſo mehrere 
Steuerbeamte und Steuerausſchüſſe zu verſchiedener Zeit mit der Steuererklärung 
beſchäftigt werden müſſen, ſodaß von der Steuererklärung womöglich viele Abſchriften 
gefertigt werden müſſen, dann fällt die Vereinfachung weg. 

Die Finanzämter ſind ferner ſchon bisher mit Arbeiten überhäuft. Werden ſie 
imſtande ſein, die Veranlagung der Steuern, in erweitertem Umfange zu übernehmen? 
Das ijt nur möglich unter gleichzeitiger Uebernahme der Landes- und Gemeindeſteuer⸗ 
beamten. Aber dieſe Umwandlung wird auf Schwierigkeiten ſtoßen, wobei ins— 
beſondere die Gemeinden Gefahr laufen, daß ihnen nicht alle Beamten abgenommen 
werden, ſondern nur die beſten und jüngſten, und auf den alten bleiben ſie ſitzen und 
haben keine Verwendung für dieſe. Es muß alſo vom Gemeindeſtandpunkt dafür 
geſorgt werden, daß die Intereſſen der Gemeinden nicht vernachläſſigt werden. 
Schließlich kommt in Betracht, daß eine Vereinfachung doch nur in mäßigem Umfange 
erzielt wird. Es war mir intereſſant zu erfahren, daß die Wirtſchaftsverbände 
errechnet haben, daß die Erſparnis nur etwa 1 % der Steuereinnahme betragen wird. 
Bevor man unter dieſen Umſtänden eine derartige Umwälzung vollzieht, ſollte man 
ſich alſo doch die Frage vorlegen, ob es nicht beſſer wäre, zunächſt nur eine von den 
Steuern verſuchsweiſe auf das Finanzamt zu übertragen, ehe man den dunklen 
Sprung macht, einen Geſamtübergang der geſamten Steuern auf die Finanzämter 
anzuordnen. Beſonders hervorheben möchte ich, daß es für die Gemeinden untragbar 
wäre, wenn die Entſcheidung über Stundungsanträge und Erlaßanträge lediglich den 
Reichsfinanzbehörden überlaſſen wird, vielmehr muß die Entſcheidung über Einnahmen, 
die den Gemeinden zufließen, auch dieſen allein überlaſſen bleiben. 

Was nun das materielle Steuerrecht anbetrifft, jo haben wir in dem Reichs— 
bewertungsgeſetz bereits eine reichsgeſetzliche Regelung einer einheitlichen Bewertung 
des Grund- und Betriebsvermögens. Zu dieſer Einheitsbewertung ſoll hinzukommen 
auch eine Vereinheitlichung der Steuergrundlagen, alſo z. B. die Feſtlegung, daß bei 
der Gewerbeſteuer zugrunde gelegt wird: Ertrag plus Kapital plus Lohnſumme. 
Ferner liegt in den Ideen der Reichsfinanzverwaltung die Aufſtellung eines ein— 
heitlichen reichsgeſetzlichen Steuertarifs für die Realſteuern, den man nach Anſicht der 
Wirtſchaft dadurch erreichen kann, daß man nach dem Ertrage für 1926 einen ein— 
heitlichen Grundſteuerbetrag ausrechnet und dieſen Grundbetrag noch um etwa 20 % 
ermäßigt. 

Gegen die Schematiſierung und Zentraliſierung iſt vom Gemeindeſtandpunkt 
aus folgendes zu ſagen: Ein derartiges ſummariſches Verfahren iſt bei der ver— 
ſchiedenartigen Belaſtung, die die Realſteuern bisher in den einzelnen Ländern gefunden 
haben, nicht angängig. Vor allem iſt aber eine Ermäßigung des nach den Erträgniſſen 
von 1926 im Durchſchnitt errechneten Steuerſatzes um weitere 20 % für die Gemeinden 
als Dauerzuſtand untragbar, insbeſondere wenn auf den Druck der Wirtſchaft hin 
auch noch eine Veränderung der ſteuerlichen Grundlagen durch Nichthinzurechnung 
von Miet- und Pachtzins zum Gewerbeertrag u. a. m. die Senkung noch verſchärft wird. 

Eine ſehr läſtige Beſtimmung für die Selbſtverwaltung der Gemeinden ſoll 
ferner dahin vorgeſehen werden, daß von dem reichsgeſetzlich normierten Haupt— 
ſteuerbetrag von Ländern und Gemeinden zuſammen grundſätzlich nur 100 Hundert— 
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teile erhoben werden ſollen mit der Maßgabe, daß jede Gemeinde, die zuſammen mit 
dem Staat mehr als 100 % erheben will, die Genehmigung dazu einholen muß, und 
zwar a) wie die Wirtſchaft es will, zunächſt eine Anhörung der wirtſchaftlichen Berufs— 
organiſationen und b) die Genehmigung der Landesaufſichtsbehörde, wobei das 
Reichsfinanzminiſterium ſich der Ueberſteigung des Prozentſatzes über eine beſtimmte 
Grenze hinaus die endgültige Entſcheidung vorbehalten will. 

Meine Damen und Herren! Vom Standpunkt der Gemeinden wird man ſagen 
müſſen, dieſe Einſchränkung muß, wenn ſie überhaupt annehmbar ſein ſoll, ſo ge— 
troffen werden, daß nicht jeder Gemeindebeſchluß der Genehmigung bedarf; denn das 
iſt für die Gemeinden untragbar, insbeſondere, wenn das Reichsfinanzminiſterium 
ſich in dreiviertel der Fälle die Genehmigung vorbehält. Wie letzteres praktiſch durch— 
geführt werden ſoll, iſt mir unverſtändlich. Die Anhörung der Wirtſchaftsverbände 
hat zwei Seiten. Es iſt zweifellos vorteilhaft, daß man ſich mit den örtlichen Berufs— 
organiſationen nach Möglichkeit einigt, um Reibungen und Beanſtandungen in der 
Oeffentlichkeit zu vermeiden. Aber es hat ſich auch in vielen Gemeinden gezeigt, daß 
die Anhörung unverhältnismäßige Hemmungen der Gemeindefinanzwirtſchaft zur 
Folge gehabt hat. Die Wirtſchaft, ſo ſehr man mit ihr zuſammengehen will, darf 
vor allem nicht vergeſſen, daß eine für ſich ſelbſt verantwortliche Selbſtverwaltung 
in ihren Beſchlüſſen nicht beeinträchtigt werden kann durch eine Stelle, die mit einer 
Verantwortung für die Steueraufbringung nichts zu tun hat. 

Unannehmbar ſind ferner folgende Pläne der Wirtſchaft, ſoweit ſie im Reichs— 
rahmengeſetz verwirklicht werden ſollen: Einmal der ſtarre Grundſatz, daß zur Grund— 
vermögens- und zur Gewerbeſteuer nur derſelbe Prozentſatz erhoben werden darf, 
und daß die Gemeinden auch für bebauten und unbebauten Grundbeſitz nur denſelben 
Steuerſatz erheben dürfen. Völlig unfaßbar iſt auch eine ſchematiſche, zentraliſtiſche 
Regelung der Steuerfreigrenze für Gewerbekapital- und Lohnſummenſteuer für jede 
einzelne Gemeinde im ganzen Reich. Meines Erachtens war es der größte Fehler 
der Geſetzgebung in den letzten Jahren, daß man auf dem Gebiete der Einkommenſteuer 
eine einheitliche Steuerfreigrenze geſchaffen hat, ſo daß für Groß-Berlin dieſelbe 
gilt wie für das kleinſte Dorf in Bayern; denn jeder Menſch muß ſich ſagen, daß die 
Einkommens- und Lohnverhältniſſe in Berlin andere ſind wie in einem kleinen 
bayeriſchen Dorfe. Dieſen Fehler, den man längſt eingeſehen haben müßte, und der 
zur Folge gehabt hat, daß einzelne kleine Gemeinden heutzutage vielfach überhaupt 
keine Einkommenſteuer beziehen, weil die meiſten Einwohner unter 1200 RM. Ein⸗ 
kommen haben, würde man noch vergrößern durch eine einheitliche Steuerfreigrenze 
für die Gewerbeſteuer; denn wenn die Freigrenzen angenommen werden, die die 
Wirtſchaft verlangt, nämlich 5000 RM. für die Gewerbekapitalſteuer und 25 000 bis 
50 000 RM. Lohnſummenſteuer, dann werden in allen Kleinſtädten ohne Induſtrie 
Gewerbekapitalſteuerzahler und Lohnſummenſteuerzahler überhaupt nicht vorhanden 
ſein. Weil die Betriebsverhältniſſe in den kleinen Städten anders liegen als in den 
großen Städten, iſt ein ſolches ſchematiſches Verfahren für die Gemeinden in ihrer 
Geſamtheit unannehmbar. 

Die neue Hauszinsſteuer, die ebenfalls in dieſem Reichsrahmengeſetz geregelt 
werden ſoll, wird aufrechterhalten bleiben. Darüber war ſich jeder denkende 
Kommunalpolitiker klar, und ich halte es für eine Demagogie, wenn politiſche Parteien 
im Parlament die Hauszinsſteuer aufheben wollen, ohne hinzuzufügen, wodurch die 
Einnahme, die aus der wegfallenden Hauszinsſteuer den Gemeinden entzogen wird, 
erſetzt werden ſoll. Jede politiſche Partei muß ſich darüber klar werden, daß mit 
dem Augenblick der Aufhebung der Hauszinsſteuer ſowohl die geſamte Fürſorge für 
alle Fürſorgeberechtigten wie die öffentliche Unterſtützung des Wohnungsbaus aufhören 
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muß. Wie man dies aber als Politiker vertreten kann, ijt mir unverjtändlid. Ob 
die Hauszinsſteuer in der bisherigen Geſtalt aufrechterhalten bleibt oder in einer 
anderen Form, bleibt zweifelhaft. Es beſtehen zwei Möglichkeiten: Entweder die 
Steuer abzulöſen durch eine dingliche Grundrente oder ſie nach dem bisherigen 
preußiſchen Syſtem als Steuer zu erhalten, und zwar als Werterhaltungsſteuer nach 
dem nicht ungeſunden Grundſatz, daß das, was aus dem Hausbeſitz im Gegenſatz zum 
übrigen beweglichen Kapital als Eigenkapital gerettet iſt, mit etwa 4—5 % an den 
Staat vergütet werden muß, und als ſogenannte Hypothekeninflationsſteuer nach dem 
Grundſatz, daß das, was der Hauseigentümer dadurch gerettet hat, daß eine 
Hypothekenaufwertung nur in beſchränktem Maße ſtattgefunden hat, im Betrage von 
4—5 % ebenfalls als Zins für den geretteten Betrag an den Staat abzuführen it. 
Das preußiſche Syſtem wird wahrſcheinlich in das Reichsrahmengeſetz aufgenommen 
werden. 

Dieſe Hauszinsſteuer, die erhalten bleiben muß, weil wir ſonſt unſere Fürſorge 
und den Wohnungsbau nicht finanzieren können, wird aber naturgemäß nicht für die 
Ewigkeit erhalten werden können, ſondern muß allmählich abgebaut werden. Das 
Maß des Abbaus ſchon im Reichsrahmengeſetz von vornherein zu beſtimmen, iſt meines 
Erachtens ein Ding der Unmöglichkeit. Es genügt, wenn im Geſetz das Prinzip eines 
allmählichen Abbaus ausgeſprochen wird. Dieſer kann meines Erachtens auf 
zweierlei Weiſe vorgenommen werden. Entweder ſieht man eine allmähliche Re— 
duzierung des Prozentſatzes für die geſamte Hauszinsſteuer vor, oder man ſieht 
zunächſt einen baldigen Abbau der Werterhaltungsſteuer, dem nach einigen Jahren 
der Abbau der Hypothekeninflationsſteuer folgen wird, herbeizuführen. Ob man die 
Steuer bemißt nach Prozentſätzen der Friedensmiete oder nach anderen individuellen 
Berechnungsmaßſtäben, etwa in der Weiſe, daß man vom Eigentümer, der aus der 
niedrigen Hypothekenaufwertung einen Gewinn gezogen hat, ſoviel verlangt, als er 
dadurch gewinnt, daß er jetzt nicht Zinſen zu zahlen braucht vom Hypotheken- 
goldkapital, ſondern von dem durch die Aufwertung verminderten Goldkapital, darüber 
wird ſpäter zu ſprechen ſein, wenn der Geſetzentwurf vorliegt. 

Meine Damen und Herren! Aus dem Geſamtbild, welches ich Ihnen über die 
Finanzlage der Gemeinden entworfen habe, werden Sie erſehen haben, daß dieſes 
Bild ein ernſtes iſt. Es zeigt die große Not unſeres Volkes, die die Gemeinden. 
zwingt, auf alles das zu verzichten, was ihnen früher in glänzenden Friedensjahren 
ideal und erſtrebenswert erſchien, und die Tugend zu üben, die ſtets die Zierde eines 
jeden Volkes geweſen iſt: die Sparſamkeit, wenn dieſe auch zu einer bitteren 
Selbſtbeſchränkung wird auf ſolchen Gebieten, die den Gemeinden bisher beſonders 
am Herzen lagen, nämlich auf kulturellem und ſozialem Gebiet. Wollen wir die Not 
unſerer Zeit überwinden, ſo ergibt ſich eine doppelte Pflicht, einmal für Reich und 
Staat und zweitens für die Gemeinden: Für Reich und Staat, endlich dafür zu ſorgen, 
daß den Gemeinden ein ausreichendes Maß von Steuerquellen zur Verfügung ſteht, 
über die ſie nach eigener Selbſtbeſtimmung und eigener Verantwortlichkeit zu ent— 
ſcheiden haben, und für die Gemeinden die Verpflichtung, innerhalb dieſer ihnen zu— 
geſtandenen Berechtigung die Sparſamkeit zu üben, die heutzutage notwendig iſt, 
wenn wir unſeren Wiederaufbau baldigſt vollziehen wollen. Gerade als öffentliche 
Verwaltungen müſſen wir auch denjenigen Kreiſen vorbildlich vorangehen, die es noch 
immer nicht eingeſehen haben, daß das deutſche Volk einen Krieg verloren hat, und 
daß eine durchgreifende Beſſerung der Schwierigkeiten erſt dann eintreten wird, wenn 
jeder aus dem Volke zu ſeinem Teil an dem Sparen mithilft. Wenn wir in dieſem 
Sinne vorbildlich vorangehen, werden wir nicht nur Real politi’ ſondern aud 
Ideal politik treiben und zu unſerem Teil dazu beitragen, daß der Wiederaufſtieg 
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unſeres Volkes, den wir alle erſehnen, ſobald wie möglich erreicht wird, zum Beſten 
unſeres ganzen Vaterlandes. (Starker Beifall!) : 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Der reiche Beifall zeigt Ihnen, verehrter 
Herr Dr. Haekel, wie außerordentlich Ihre Ausführungen intereſſiert haben. Ich 
danke Ihnen von ganzem Herzen. 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat Herr Stadtverordneter Broſch. 


Stadtverordneter Broſch⸗Königsberg Pr.: Meine Damen und Herren! Obwohl 
ich mich mit vielen Ausführungen des Referenten einverſtanden erklären könnte, 
jo hätte ich doch vieles zu den einzelnen Fragen hier noch vorzutragen. Ich bin mir 
aber darüber klar, daß mir dieſe Zeit nicht zur Verfügung ſteht, und will mich 
infolgedeſſen nur auf Einzelheiten beſchränken. 

Zu der Frage des Finanzausgleichs ſtehen wir (Redner gehört der Kommuniſtiſchen 
Stadtverordnetenfraktion an) auch auf dem Standpunkt, daß der Finanzausgleich in 
keiner Weiſe den Bedürfniſſen und der Notlage der Gemeinden entſpricht. Der Reichs— 
ſteueranteil, den die Gemeinden auf Grund des Finanzausgleichs erhalten, iſt ent— 
ſchieden zu niedrig. Durch die niedrigen Löhne der arbeitenden Bevölkerung und durch 
die durch die Rationaliſierung hervorgerufene Erwerbsloſigkeit ſind die ſchwächeren 
Wirtſchaftskreiſe nicht in der Lage, die Gemeindeſteuerzuſchläge zu zahlen. Die Ver— 
teuerung des Lebensunterhalts der Werktätigen ſchreitet unaufhaltſam vorwärts. 
Wir ſind der Meinung, daß die Finanzierung der Gemeinden von ſeiten des Reichen 
weiter möglich wäre, wenn die Reichsregierung und die preußiſche Regierung nicht 
ungeheure Summen hinauswerfen würden, da andere Ausgaben weſentlich eingeſchränkt 
werden können. Ich denke nur an die Milliardenzahlungen an das auslandijde 
Kapital auf Grund des Dawesabkommens. Ich denke an die dauernden Sub— 
ventionierungen der Schwerinduſtrie und anderer Kreiſe. Das Reich würde über 
weitere Mittel verfügen, wenn die Steuern in anderer Form, von den Kreiſen, die 
allein in der Lage ſind, die Steuern zu tragen, eingezogen werden würden. Ich 
denke an die großen Konzerne, an die Schwerinduſtrie, die Berginduſtrie und den 
Großgrundbeſitz. Wenn dieſe in entſprechender Weiſe zur Steuerzahlung herangezogen 
werden würden, und dieſe Steuer richtig beigetrieben werden würde, ſo glaube ich, 
daß das Reich ſich weſentliche Mehreinnahmen verſchaffen könnte. Zur Frage des 
kommunalen Wohnungsbaus ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß dieſe keineswegs 
den tatſächlichen Anforderungen entſpricht. Das hat ja der Herr Referent auch aus— 
drücklich geſagt, indem er darauf hinwies, daß 200000 Wohnungen gebaut ſind, 
während 1 Million nötig iſt. Die Hauszinsſteuer wird ja auch in geringem Maße 
zum Bau von Wohnungen verwandt, während der größte Teil der Hauszinsſteuer 
in andere Kanäle fließt, und hierdurch der kommunale Wohnungsbau erheblich ein— 
geſchränkt wird. ' 

Nun möchte ich ganz kurz die Auswirkungen, die ſich durch das Geſetz über die 
Freigabe der gewerblichen Räume von der Zwangsbwirtſchaft ergeben, ſtreifen. Meine 
Damen und Herren! Die Mietsſteigerung am 1. April 1927 auf Grund der Ver— 
ordnung des Reichsarbeitsminiſteriums vom 11. März 1927 über die Freigabe der 
gewerblichen Räume hat eine ungeheure Verſchlechterung der Lebenshaltung der 
breiten Maſſen mit ſich gebracht. In weit über 10 000 Fällen ſind werktätige Mieter- 
familien durch dieſe Verordnung in eine ungeheure Verelendung hineingeraten. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß auch wir ſchärfſten Proteſt dagegen einlegen müſſen, 
daß gewerbliche Mieträume aus der Zwangswirtihaft herausgenommen ſind, und 
daß vom 1. April die Miete weiter erhöht worden iſt. Wenn man die Lage betrachtet, 
in der die Arbeiterklaſſen und die unteren Schichten der Bevölkerung ſich befinden, 
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jo wird es klar, daß fie keineswegs die ungeheuren Mietsſteigerungen tragen können. 
Wir wollten bitten, da es nicht geſtattet iſt, unſere Entſchließungen, die wir zu den 
einzelnen Fragen entworfen haben, hier zur Vorleſung zu bringen, die Entſchließungen 
dem Büro zu übergeben und bitten, daß das Büro dieſe Entſchließungen in den 
Zeitungen veröffentlichen möchte, damit ſie dort geleſen werden können. (Beifall 
bei einem Teil der Verſammlung). 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer: Meine Damen und Herren! Weitere Wort— 
meldungen liegen nicht vor. Wir können daher den Gegenſtand verlaſſen. 

Wir ſind damit am Ende unſerer Tagung. Ich darf der Stadt Lyck nochmals 
herzlichſten Dank für die überaus große Gaſtfreundſchaft ausſprechen und ſchließe 
die Verſammlung. 
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Eiſenblätter, Stadtverordneter 
Lemke, Stadtverordneter 


Breit, Stadtverordneter 
Schulz, Stadtverordneter 
Niegel, Stadtverordneter 
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Labiau 


Landsberg 
Liebemühl 
Liebſtadt 


Lötzen 


Lyck 


Marggrabowa 


Marienburg 


Marienwerder 
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zahl 


Stimmberechtigte 
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Dr. Lohmeyer, Oberbürgermeiſter 
Dr. Goerdeler, Bürgermeiſter 
Maſt, Stadtbaurat 

Naumann, Stadtrat 

Beyſe, Stadtrat 

Lange, Frau, Stadträtin 
Kunze, ſtellv. Stadtv.⸗Vorſteher 
Wolff, Stadtverordneter 
Blumenthal, Stadtverordneter 
Mühlenberg, Stadtverordneter 
Reuſch, Stadtverordneter 
Prepens, Stadtverordneter 
Ausländer, Stadtverordneter 
Lauſchke, Stadtverordneter 
Weiß, Stadtverordneter 
Zimmermann, Stadtverordneter 
Boldt, Stadtverordnete 

Schlick, Stadtverordneter 
Groſſe, Stadtverordneter 
Weber, Stadtverordneter 
Laſer, Stadtverordneter 

Pokar, Stadtverordnete 
Broſch, Stadtverordneter 
Legatis Stadtverordneter 


Griſard, Beigeordneter 
Rodat, Stadtverordneter 


Porſch, Stadtverordneter 


Kreutzer, Bürgermeiſter 


Müller, Ratsherr 
Werme, Stadtv.-Vorſteher 
George, Stadtverordneter 


Lackner, Bürgermeiſter 
Klank, Stadtrat 

Hintz, Stadtv.⸗Vorſteher 
Kalweit, Stadtverordneter 


Maeckelburg, Bürgermeiſter 
Vonberg, Beigeordneter 
Nauber, Stadtverordneter 


Neumann, Stadtrat 

Willutzki, Stadtrat 
Zimmermann, Stadtverordneter 
Klinger, Stadtverordneter 


Goerdeler, Bürgermeiſter 

Liedtke, Stadtrat 

Lange, Stadtv.⸗Vorſteher 

Wagner, Stadtverordneter 


Mehlſack 


Mohrungen 
Mühlhauſen 


Neidenburg 


Nikolaiken 


Nordenburg 


Ortelsburg 


Oſterode 
Paſſenheim 
Pillau 
Pillkallen 
Pr. Eylau 
Pr. Holland 


Ragnit 


Raſtenburg 


Rhein 


Rieſenburg 
Roſenberg 
Rößel 


Saalfeld 


Stimmen⸗ 


zahl 


Stimmberechtigte 
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Retz, Bürgermeiſter 
Röhrig, Stadtverordneter 


Neſtler, Ratmann 
Preuß, Stadtverordneter 


Randzio, Bürgermeiſter 


Podehl, Bürgermeiſter 
Caſimir, Stadtverordneter 


Mey, Bürgermeiſter 
Ludwig, Stadtrat 
Borchert, Stadtverordneter 
Turowski, Stadtverordneter 


Skierlo, Stadtrat 
Rubel, Stadtverordneter 


Bartſch, Bürgermeiſter 


Stamer, Bürgermeiſter 
Hammer, Stadtv.-Vorſteher 
Paetſch, Stadtverordneter 


Henninges, Bürgermeiſter 


Breuer, Bürgermeiſter 
Rohr, Stadtv.⸗Vorſteher 


Grieß, Bürgermeiſter 
Matzick, Stadtv.-Vorſteher 
Hirſch, Stadtverordneter 
Schrock, Erſter Bürgermeiſter 
Kluwe, Stadtrat 

Medler, Stadtverordneter 
Graski, Stadtverordneter 


Kaſiſchke, Bürgermeiſter 
Wyludda, Stadtv.-Vorſteher 


Eggert, Bürgermeiſter 
Hermsdorff, Bürgermeiſter 


Thiel, Bürgermeiſter 


Dzialkowski, ſtellb. Stadtvo.⸗Vorſteher 
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Schirwindt 
Seeburg 
Sensburg 


Stallupönen 


Stuhm 


Tapiau 


Tilſit 


Tolkemit 
Wartenburg 
Wehlau 
Willenberg 


Wormditt 


Zinten 


Stimmen⸗ 


zahl 
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Dirkſen, Bürgermeiſter 
Lepenies, Stadtv.⸗Vorſteher 


Nikolaus, ſtellb. Bürgermeiſter 


Dr. Kobudzinski, Stadtv.⸗Vorſt. 


Neuland, Bürgermeiſter 
Gonſerowski, Stadtv.⸗Vorſteher 
Hache, Stadtverordnete 


Schoene, Stadtrat 
Valentini, Stadtrat 
Willenbücher, Stadtrat 
Pöhls, Stadtverordneter 
Dobinsky, Stadtverordneter 
Endrejat, Stadtverordneter 


Dr. Steffen, Bürgermeiſter 


Makowka, Bürgermeiſter 
Ogurek, Stadtverordneter 
Bajohr, Stadtverordneter 


Romanowski, Bürgermeiſter 
Schackwitz, Stadtverordneter 


Buchholz, Ratsherr 
Zimmermann, Stadtverordneter 


Weiß, Bürgermeiſter 
Naß, Stadtverordneter 
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Zeiß, Bürgermeiſter 
Herrendörfer, Stadtv.-Vorſteher 
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